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Zusammenfassung

Das Land kann nach 8 26 der Landeshaushaltsordnung fiir Teile der Verwaltung Landesbe-
triebe errichten, wenn ein Wirtschaften nach Einnahmen und Ausgaben des Haushaltsplans
nicht zweckmagig ist. Die Landesbetriebe sind entweder auf erwerbswirtschaftliche Zwecke
mit Gewinnerzielungsabsicht oder auf eine marktwirtschaftliche Bedarfsdeckung mit mog-
lichst hohen Kostendeckungsbeitrdgen ausgerichtet.

In Baden-Wiirttemberg bestanden zum 31.12.2010 43 Landesbetriebe. Der erste Landesbe-
trieb wurde 1955 gegrundet. Vor allem in den Zeitrdumen 1995 bis 1999 und 2005 bis 2010
wurden viele Landeseinrichtungen umgewandelt. Die meisten Landesbetriebe gibt es im Be-
reich des Ministeriums fr Wissenschaft, Forschung und Kunst. Im L&ndervergleich hat Ba-
den-Waurttemberg die mit Abstand meisten Landesbetriebe. Bundesweit bestanden im Jahr
2011 insgesamt 201 Landesbetriebe. Somit war jeder 5. Landesbetrieb in Baden-
Wiirttemberg.

Landesbetriebe gehdren zur Kernverwaltung des Landes. Sie unterliegen der Fach- und
Dienstaufsicht der Regierung. Nach § 26 Landeshaushaltsordnung haben Landesbetriebe ei-
nen Wirtschaftsplan aufzustellen, wenn ein Wirtschaften nach Einnahmen und Ausgaben des
Haushaltsplans nicht zweckmaRig ist. Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgs- und dem
Finanzplan. Die Wirtschaftsplane missen durch den Landtag genehmigt werden. Die Aus-
fuhrung der Wirtschaftsplane unterliegt wie die Landesverwaltung insgesamt, der jeweiligen
Fachaufsicht.

GemaR Nr. 1.1 der Verwaltungsvorschrift zu 8§ 26 Landeshaushaltsordnung sollen Landesbe-
triebe entweder auf erwerbswirtschaftliche Zwecke oder auf eine marktwirtschaftliche Be-
darfsdeckung ausgerichtet sein. Diese Griinde standen in der Vergangenheit nicht immer im
Vordergrund.

Die Aufgabenstruktur der Landesbetriebe ist heterogen. Es werden zahlreiche hoheitliche
Tatigkeiten aus dem Bereich der Eingriffsverwaltung neben Aufgaben der Leistungsverwal-
tung erledigt. Rein betriebswirtschaftliche Zielsetzungen sind damit schwer in Einklang zu
bringen.

Im Staatshaushaltsplan sind die Landesbetriebe nur mit ihren Zuftihrungs- und Ablieferungs-
betrdgen veranschlagt. Es wird somit vom Bruttoprinzip abgewichen. Die Griindung der
Landesbetriebe hat die Haushaltssystematik verandert und erschwert somit die Beurteilung
einer langerfristigen Haushaltsentwicklung. Das Netto-Ausgabevolumen der Landesbetriebe
betrug 1,7 Mrd. Euro im Jahr 2011. Das Haushaltsvolumen des Landes hatte statt der in der
Landeshaushaltsrechnung ausgewiesenen 38,6 Mrd. Euro rund 40,3 Mrd. Euro betragen,
wenn die Landesbetriebe in voller Hohe mit berlicksichtigt worden wéren.

Die Landesbetriebe haben 2011 1,3 Mrd. Euro Erl6se (ohne Zufiihrungen aus 6ffentlichen
Haushalten und Drittmittel) erzielt, 3,4 Mrd. Euro Aufwendungen verursacht und Personal
im Umfang von 28.672 Vollzeitdquivalenten beschéftigt.
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Die Landesbetriebe erhielten 2011 1,7 Mrd. Euro Zufiihrungen aus dem Landeshaushalt. Nur
vier Landesbetriebe konnten einen Gewinn von insgesamt 34 Mio. Euro an das Land abfiih-
ren. Die weitaus meisten Landesbetriebe arbeiten nicht kostendeckend. Der durchschnittliche
Kostendeckungsgrad lag 2011 bei 36 Prozent. VVon 43 Landesbetrieben in Baden-
Wirttemberg hatten lediglich finf Landesbetriebe einen Kostendeckungsgrad von mehr als
100 Prozent. Die Ubrigen Landesbetriebe lagen teilweise deutlich unter 100 Prozent.

Bei den Landesbetrieben wurden bei weitem nicht alle zuzurechnenden Kosten berlicksich-
tigt. Auch bei den vier Landesbetrieben, die einen Gewinn an das Land abgeftihrt haben, wa-
re kein nennenswerter Gewinn angefallen, wenn das Land alle diesen Landesbetrieben zuzu-
rechnenden Kosten berlicksichtigt hatte.

Durch die haushaltsrechtlichen Flexibilisierungsmoglichkeiten bestehen auch in der Kern-
verwaltung Steuerungsmaoglichkeiten.

Bei funktionaler Betrachtung hatten nicht alle Landesbetriebe einen selbststandigen Ge-
schaftsbetrieb. Zwolf Landesbetriebe waren organisatorische Teile von anderen Behérden,
z. B. den Regierungsprésidien. Dort nutzten sie zentrale Dienstleistungen (Personalverwal-
tung, IT u. a.), ohne hierflr Kosten zu verrechnen.

Nur wenige Landesbetriebe fihren in ihren Bilanzen die ihnen zugewiesenen Grundstiicke
und Gebdude bzw. deren Kosten (Abschreibungen) vollstdndig auf. VVon den verbindlichen
Mustern fir Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) und Bilanz wird oftmals abgewichen.

Klassische Kennzahlen der Bilanzanalyse sind fur die Landesbetriebe nicht aussagekréftig.
Es lassen sich lediglich erfolgswirtschaftliche, auf den Landesbetrieb bezogene Kennzahlen
bilden. Ein Nutzen der kaufménnischen Jahresabschlisse lasst sich in der tiberwiegenden
Zahl der Félle nicht erkennen.

Im Jahr 2011 haben 25 von 43 Landesbetrieben, nahezu 60 Prozent der Betriebe, ihren Jah-
resabschluss zu spét erstellt. Zwolf Jahresabschliisse waren zum Abschluss der Priifung noch
vorlaufig. Die Genehmigung durch das Fachministerium wird dadurch verzogert, die Vorla-
ge beim Rechnungshof erfolgt verspatet.

Fur die Jahresabschlisse der Landesbetriebe besteht keine Testierpflicht. Dennoch erfolgt
teilweise eine Testierung durch Wirtschaftsprifer. 2011 fielen hierfir 288.100 Euro Kosten
an. Angesichts der deutlich unterschiedlichen Ausgangslage von Landesbetrieben gegentiber
der freien Wirtschaft bringen die Testate nur einen eng begrenzten Erkenntniswert. Testate
sind nur in begriindeten Einzelféllen zu erstellen.

Die Abschliisse der Landesbetriebe missen konsolidierungsféhig erstellt werden.



2 Prufungsparameter

Die Prufung umfasste die am 31.12.2011 bestehenden Landesbetriebe nach § 26 Landeshaus-
haltsordnung sowie Einrichtungen, die in gleicher Weise wirtschaften.

Der Prifungszeitraum erstreckte sich auf die Jahre 2002 bis 2011. Ausgewertet wurden vor allem
die 136 Jahresabschliisse der Landesbetriebe aus den Jahren 2002, 2008, 2010 und 2011 sowie
Haushaltsplane und Landeshaushaltsrechnungen. Daneben wurden Gespréche bei den Ministerien
und bei vier Landesbetrieben gefiihrt. Dort wurden weitere Unterlagen eingesehen und erganzen-
de Informationen eingeholt.

Prufungsziel waren die Analyse des Ist-Zustandes der Landesbetriebe und die Darstellung ihrer
finanziellen Bedeutung flr den Landeshaushalt.

3 Definition und rechtliche Rahmenbedingungen

Landesbetriebe sind Einrichtungen des Landes, die keine eigene Rechtspersonlichkeit besitzen.
Sie kdnnen zu Dritten in Offentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Beziehungen stehen. Die
Landesbetriebe sind im Gegensatz zur unmittelbaren Landesverwaltung in der Aufgabenerledi-
gung entweder auf

a) erwerbswirtschaftliche Zwecke mit entsprechender Gewinnerzielungsabsicht

oder

b) auf eine marktwirtschaftliche Bedarfsdeckung mit maglichst hohen Kostendeckungsbeitragen

ausgerichtet (Nr. 1.1 der Verwaltungsvorschrift zu 8 26 Landeshaushaltsordnung). Letztere Al-
ternative deckt den Bereich ab, bei dem Abnehmer der Produkte und Dienstleistungen andere
Behorden und Einrichtungen der 6ffentlichen VVerwaltung sind. Hier ist es ausreichend, dass fur
erbrachte Dienstleistungen oder gefertigte Produkte ein angemessenes, kostendeckendes Service-
entgelt erzielt wird.

Somit kdonnen sowohl wirtschaftliche Unternehmen als auch nichtwirtschaftliche Unternehmen
als Landesbetrieb gefiihrt werden. Die jeweils zustandige Aufsichtsbehdrde entscheidet direkt
uber bedeutende Angelegenheiten der strategischen und personellen Fiihrung des Landesbetriebs.
Landesbetriebe haben folgerichtig auch keine eigene Dienstherreneigenschaft. Somit sind samtli-
che bei einem Landesbetrieb beschéftigte Beamte Landesbeamte.

Damit die Landesbetriebe ihre Aufgaben eigenstandig erledigen und auch finanziell abwickeln
kdnnen, erhalten sie vom Land Finanzmittel, sogenannte Zufihrungen. Landesbetriebe werden
im Staatshaushaltsplan im Grundsatz nur mit dem Wert der Zufuhrung bzw. der Ablieferung ab-
gebildet.

Das Recht der Betriebe ist in den jeweiligen Haushaltsordnungen des Bundes und der Lander
geregelt. Auf Bundesebene sind die 88 26, 74 und 87 Bundeshaushaltsordnung in der Fassung



vom 22.09.1994 einschlégig. Auf Landesebene sind die Regelungen zu den Landesbetrieben in
88 26, 74 und 87 der jeweiligen Landeshaushaltsordnung und den dazugehdrigen Allgemeinen
Verwaltungsvorschriften enthalten.

In Baden-Wairttemberg kann geméal § 26 Absatz 1 Satz 1 Landeshaushaltsordnung ein Landesbe-
trieb errichtet werden, wenn ein Wirtschaften nach Einnahmen und Ausgaben des Haushaltsplans
nicht zweckmagig ist. Dies ist dann der Fall, wenn die dem Landesbetrieb gestellten Aufgaben im
Rahmen der Einzelansétze des Haushaltsplans und der damit gegebenenfalls verbundenen haus-
haltsrechtlichen Beschrankungen nicht sachgerecht erfullt werden kdnnen (8 26 Absatz 1 Satz 1
Landeshaushaltsordnung; Nr. 1.2 der Verwaltungsvorschrift zu § 26 Landeshaushaltsordnung).

Neben den gesetzlichen Vorschriften hat das Ministerium fir Finanzen und Wirtschaft Baden-
Wirttemberg zum 01.01.2012 einen Leitfaden fiir die Landesbetriebe herausgegeben. In diesem
sind die wichtigsten Regelungen, Festlegungen und VVorgaben zusammengefasst. Er dient als
Handreichung und Empfehlung fir die jeweiligen Fachressorts und die Landesbetriebe vor Ort
(Leitfaden, Seite 6, Nr. 1).

Die Griindung von Landesbetrieben kann auf unterschiedlichen Rechtsgrundlagen basieren. Lan-
desbetriebe kdnnen zum einen auf Grundlage von 8§ 26 Landeshaushaltsordnung errichtet werden.
Zum anderen konnen Einrichtungen aufgrund einer Spezialvorschrift wie z. B. § 13 Absatz 4
Landeshochschulgesetz (Hochschulen) oder § 27 Absatz 2 Landeshochschulgesetz (Medizinische
Fakultaten) wie ein Landesbetrieb geflihrt werden.

Fur alle Landesbetriebe gilt, dass sie nach 8 26 Landeshaushaltsordnung einen Wirtschaftsplan
aufzustellen haben. Ihre Bucher kdnnen sie in sinngemélier Anwendung der Vorschriften des
Handelsgesetzbuches flhren (siehe § 74 Absatz 1 Landeshaushaltsordnung). Erganzend hierzu
regelt die dazugehorige Verwaltungsvorschrift, dass Landesbetriebe die Regelungen fiir groRe
Kapitalgesellschaften entsprechend anzuwenden haben (Nr. 13.1 der Verwaltungsvorschrift zu
8 74 Landeshaushaltsordnung). Somit gelten die Vorschriften

zur Bilanz (8§ 266 Handelsgesetzbuch),

zur GuV (8 275 Handelsgesetzbuch),

zu den Jahresabschlissen (8 264 Absatz 1 Handelsgesetzbuch) und

zur Priifung der Jahresabschlusse (Testierpflicht) durch Wirtschaftsprifer (8 316 Handelsge-
setzbuch).

Ausnahmen von den im Handelsgesetzbuch getroffenen Regelungen fiir groRe Kapitalgesell-
schaften kdnnen durch Regelungen in der Landeshaushaltsordnung bzw. der Verwaltungsvor-
schrift zur Landeshaushaltsordnung zugelassen werden. So hat das Land geregelt, dass das zu-
stdndige Ministerium die Prufung der Jahresabschlisse anordnen kann (siehe Nr. 19.1 der Ver-
waltungsvorschrift zu 8 74 Landeshaushaltsordnung).



4 Landesbetriebe in Baden-Wirttemberg
4.1 Allgemeine Daten

Im Haushaltsjahr 2011 bestanden in Baden-Wurttemberg 43 Landesbetriebe. Diese kdnnen in
folgende Kategorien eingeteilt werden:

Universitaten,

Medizinische Fakultaten bei Universitaten,
Kulturbereich und

Ubrige Landesbetriebe.

Fur Universitaten regelt § 13 Absatz 5 Landeshochschulgesetz (vorher: Universitatsgesetz), dass
diese fir die Wirtschaftsfuhrung die Anwendung des § 26 Landeshaushaltsordnung beantragen
konnen. Uber den Antrag entscheidet das Wissenschaftsministerium im Einvernehmen mit dem
Ministerium fur Finanzen und Wirtschaft. Die Medizinischen Fakultaten werden gemal § 27 Ab-
satz 2, Satz 1 Landeshochschulgesetz (vorher: Artikel 2 Nr. 10 Hochschulmodernisierungsgesetz
in Verbindung mit § 25b Absatz 2 Universitatsgesetz) wie Landesbetriebe nach § 26 Absatz 1
Landeshaushaltsordnung gefihrt.

Die Einrichtung der Betriebe des Kulturbereichs und der tbrigen Betriebe erfolgte auf Grundlage
von § 26 Landeshaushaltsordnung in Verbindung mit 8 74 Landeshaushaltsordnung.

Die von den Landesbetrieben wahrgenommenen Aufgaben unterschieden sich deutlich voneinan-
der. Nach Riicksprache mit den Fachressorts kénnten lediglich fur die Bereiche ,,allgemeine For-
schung und Lehre* (Universitaten), ,,medizinische Forschung und Lehre* (Medizinische Fakulta-
ten) und die Museen und Theater (Kultur) aufgabenbezogene Gruppen gebildet werden.

Fur die tbrigen Landesbetriebe erschien eine weitere Untergliederung nicht sinnvoll. Bei vielen
Betrieben vermischen sich Marktaktivitdten, hoheitliche Aufgaben und interne Dienstleistungen.
Es lieRen sich hier allenfalls Schwerpunkte bestimmen.

Die Landesbetriebe sind in der nachfolgenden Abbildung in der Reihenfolge ihrer Griindung auf-

gefiihrt. Die Tabelle zeigt neben allgemeinen Daten auch die zugeordnete Kategorie und ob der
Schwerpunkt eines Betriebes in der Marktorientierung liegt.
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Tabelle 1:

Landesbetriebe, geordnet nach dem Zeitpunkt ihrer Griindung

Kapitel im Schwerpunkt
Lfd. . Landesbe- | Staatshaus- | Zusténdiges . Marktorien-
Nr. Landesbetrieb trieb seit haltsplan | Ministerium Kategorie tierung
2010/2011 ja, nein

1 Wilhelma 01.01.1955 0620 MFW Kultur ja

2 Staatsweingut Meersburg 01.01.1974 0620 MFW Ubrige Landesbetriebe ja

3 Staatlicher Verpachtungsbetrieb 01.01.1995 0620 MFW Ubrige Landesbetriebe nein

4 Wiirttembergisches Staatstheater 01.01.1995 1480 MWK Kultur ia
Stuttgart

5 Landesakademie flr Schulkunst- und 01.07.1995 0448 KM Ubrige Landesbetriebe ja
Amateurtheater

6 Haupt- und Landgestiit Marbach 01.01.1996 0818 MLR Ubrige Landesbetriebe ja

7 Landesgesundheitsamt 01.01.1998 0304 SM/IM Ubrige Landesbetriebe nein

g | Medizinische Fakultét Freiburg der | ) ) 1995 | 1419 MWK | Medizinische Fakultat nein
Universitat Freiburg

g | Medizinische Fakultat Heidelberg der | ) ) 1995 | 1417 MWK | Medizinische Fakultat nein
Universitat Heidelberg

1o | Medizinische Fakultdt Mannheimder | ;) ;1 995 | 141 MWK | Medizinische Fakultat nein
Universitat Heidelberg

p1 | Medizinische Fakultgt Tubingen der | ) 1998 | 1415 MWK | Medizinische Fakultit nein
Universitat Tlbingen

1p | Medizinische Fakultat Ulm der 01.01.1998 | 1421 MWK | Medizinische Fakultat nein
Universitat Ulm
Staatliche Miinzen

13 | Baden-Wirttemberg (zuvor zwei 01.01.1998 0620 MFW Ubrige Landesbetriebe ja
eigenstandige Landesbetriebe)

14 | Logistikzentrum Baden-Wirttemberg, |, ) 1996 | o329 IM Ubrige Landesbetriebe ja
vorher: Logistikzentrum der Polizei

15 | Mess- und Eichwesen 01.01.2000 0307 MFW/IM | Ubrige Landesbetriebe nein

16 Vol!zugllches Arbeitswesen der 01.01.2001 0508 JUM Ubrige Landesbetriebe ja
Justizvollzugsanstalten

g7 | Universitat Heidelberg 01.01.2003 | 1412 MWK | Universitat nein
(ohne Universitatsklinikum)

18 | Badisches Landesmuseum Karlsruhe | 01.01.2003 1484 MWK Kultur ja

19 | Informatikzentrum Landesverwaltung | o, o7 5005 | o308 IM | Ubrige Landesbetriebe ja
Baden-Wurttemberg

go | Landeszentrum fur Datenverarbeitung | o) ) 5005 | gg10 MFW | Ubrige Landesbetriebe nein

(LZfD)
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Kapitel im Schwerpunkt
Lfd. . Landesbe- | Staatshaus- | Zustadndiges . Marktorien-
Nr. Landesbetrieb trieb seit haltsplan | Ministerium Kategorie tierung
2010/2011 ja, nein

Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt _— . .

21 filr Wein- und Obstanbau Weinsberg 01.01.2005 0814 MLR Ubrige Landesbetriebe ja
Staatliches Weinbauinstitut Versuchs-

22 | und Forschungsanstalt fir Weinbau 01.01.2005 0813 MLR Ubrige Landesbetriebe ja
und Weinbehandlung Freiburg

23 | Bundesbau Baden-Wiirttemberg 01.01.2005 0614 MFW Ubrige Landesbetriebe nein

24 Lan.desbetrleb Gewasser 01.01.2005 0306 UM/IM Ubrige Landesbetriebe nein
Freiburg

25 Landesbetrieb Gewasser 01.01.2005 0305 UM/IM Ubrige Landesbetriebe nein
Karlsruhe

26 Landesbetrieb Gewasser 01.01.2005 0304 UM/IM Ubrige Landesbetriebe nein
Stuttgart

g7 | Landesbetrieb Gewasser 01.01.2005 | 0307 UM/IM | Ubrige Landesbetriebe nein
Tubingen
Vermdgen und Bau Baden-Wiirttem-

28 | berg mit Staatliche Schldsser und 01.01.2005 0615 MFW Ubrige Landesbetriebe nein
Garten

29 | Universitat Stuttgart 01.01.2007 1418 MWK Universitat nein

30 | Universitat Ulm 01.01.2007 1421 MWK Universitat nein

31 | Staatsgalerie Stuttgart 01.01.2008 1483 MWK Kultur ja

32 | Landesmuseum Wirttemberg 01.01.2008 1485 MWK Kultur ja

33 | Linden Museum Stuttgart 01.01.2008 1487 MWK Kultur ja

34 | Staatliche Kunsthalle Baden-Baden 01.01.2008 1491 MWK Kultur ja

g5 | landesamt flr Geoinformationund | ) ) 5q0q | ggog MLR | Ubrige Landesbetriebe nein
Landentwicklung

g | Karlsruher Institut fur Technologie 1) 15 5509 | 1417 MWK | Universitat nein
(KIT)

37 | Landesbetrieb Forst BW 01.01.2009 0833 MLR Ubrige Landesbetriebe ja

38 Staatliches Museum fiir Naturkunde 01.01.2009 1466 MWK Kultur ia
Karlsruhe

39 | Staatliche Kunsthalle Karlsruhe 01.01.2009 1482 MWK Kultur ja

4o | Haus der Geschichte 01.01.2009 | 1492 MWK | Kultur ja
Baden-Wurttemberg

41 | Beschussamt Ulm 01.01.2010 0307 MFW/IM | Ubrige Landesbetriebe ja
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Kapitel im Schwerpunkt

Lfd. Landesbetrich Landesbe- | Staatshaus- | Zustadndiges Kateaorie Marktorien-
Nr. trieb seit haltsplan | Ministerium 9 tierung
2010/2011 ja, nein
42 Staatliches Museum fiir Naturkunde 01.01.2010 1467 MWK Kultur ja
Stuttgart
43 | Landesbetrieb Competence Center | ) 51 5010 ogo3 MFW | Ubrige Landesbetriebe nein

(LCC)

Der erste Landesbetrieb - die Wilhelma - wurde 1955 gegriindet. 1974 folgte das Staatsweingut
Meersburg. 20 Jahre spéter - ab 1995 - entstanden vermehrt Landesbetriebe. Von 1995 bis 1999
wurden 20, von 2000 bis 2004 vier und von 2005 bis 2010 18 Landesbetriebe gegriindet.

Folgende Landesbetriebe wurden nach dem Erhebungsstichtag 31.12.2011 neu gegriindet:

Tabelle 2: Nach dem 31.12.2011 neu gegriindete Landesbetriebe, gegliedert nach dem
Zeitpunkt ihrer Grindung
Kapitel im .
I,:frd' Landesbetrieb Landesbetrieb seit |  Staatshaushaltsplan I\leljiztiz?:rli?;sw
' 2010/2011

1 Archéologisches Landesmuseum 01.01.2012 1486 MWK

2 Badisches Staatstheater 01.09.2014 1479 MWK

3 Universitat Freiburg 01.01.2015 1410 MWK

4 Universitat Tlbingen 01.01.2015 1415 MWK

5 Universitdt Mannheim 01.01.2015 1420 MWK

6 Hochschule fiir angewandte Wissen- 01.01.2015 1440 MWK
schaft Aalen

7 Hochschule fiir angewandte Wissen- 01.01.2015 1445 MWK
schaft Karlsruhe

8 Hochschule fu'r angewandte Wissen- 01.01.2015 1451 MWK
schaft Pforzheim

9 Hochschule_fur angewandte Wissen- 01.01.2015 1454 MWK
schaft Reutlingen

Aktuell ist u. a. die Errichtung eines Landesbetriebs ,,StraBen in der Diskussion. Die Grundaus-
sagen dieser Beratenden AulRerung sind durch die Neugriindungen nicht tangiert.

Zum Stichtag 31.12.2011 gab es 34 Betriebe, die als Landesbetriebe nach § 26 Landeshaushalts-
ordnung wirtschafteten. Neun Betriebe wirtschafteten wie ein Landesbetrieb (Medizinische Fa-
kultaten) bzw. unter Anwendung der Grundsatze (Universitaten und KIT) des § 26 Landeshaus-
haltsordnung.
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Die nachfolgende Abbildung zeigt, wie sich die Anzahl der Landesbetriebe, gegliedert nach Ka-
tegorien in Baden-Wurttemberg entwickelte.

Abbildung 1: Entwicklung der Anzahl der Landesbetriebe
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Seit 2002 wurde insbesondere im Bereich der Kultur, aber auch bei der Kategorie ,,ubrige Lan-
desbetriebe* Betriebe neu gegrundet.

Folgende Landesbetriebe, die im Jahr 2002 bestanden, existierten zum 31.12.2011 nicht mehr
(bzw. in einer anderen Organisationsstruktur):

e Zentrum fiir Informationsverarbeitung: Ubergang in das LZfD 2005;

e Zentrum fiir Kommunikationstechnik und Datenverarbeitung (ZKD): Ubergang in das Infor-
matikzentrum der Landesverwaltung Baden-Wirttemberg (IZLBW) 2005;

e Vier Gewasserdirektionen - Ubergang in die vier Landesbetriebe Gewasser 2005;

e Landesvermessungsamt - Ubergang in das Landesamt fiir Geoinformation und Landentwick-
lung 2009;

e Exportakademie Baden-Wirttemberg - aus dem Landesbetrieb wurde im Jahr 2008 eine
GmbH.

4.2 Aufgaben

Die Aufgabenstruktur der Landesbetriebe ist heterogen. Teilweise erledigen sie hoheitliche Ta-
tigkeiten aus dem Bereich der Eingriffsverwaltung (z. B. Gewasserbetriebe), teilweise werden
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dort auch Aufgaben der Leistungsverwaltung (wie z. B. Tierzucht, Weinbau oder Kultur) wahr-
genommen. Rein betriebswirtschaftliche Zielsetzungen sind oftmals schwer mit den Aufgaben-
stellungen in Einklang zu bringen.

Um einen Uberblick tiber die Aufgaben der Landesbetriebe zu erhalten, wurde im Rahmen dieser
Prifung ein Aufgabenkatalog der Landesbetriebe erarbeitet. Dieser ist als Anlage 1 beigefiigt.

In folgenden Aufgabenbereichen bestehen bei anderen Bundesléandern Landesbetriebe:

StralRenwesen:
Brandenburg, Hamburg, Schleswig-Holstein (kameral), Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz
und Saarland

Vermdgen und Bau:
Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach-
sen und Thiringen

Forst:
Brandenburg, Hamburg, Sachsen-Anhalt, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und
Saarland

Informationstechnik:
Brandenburg, Hamburg, Niedersachsen, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen
und Tharingen

Vollzugliches Arbeitswesen:
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein

Medizinische Fakultaten:
Sachsen-Anhalt

Universitaten:
Hamburg und Niedersachsen (Fachhochschule, Hochschule).

4.3 Struktur

Derzeit sind acht Ressorts fir die Landesbetriebe zustédndig. Diese Ressorts mussen spezifisches
- meist kaufménnisches - Fachwissen vorhalten.

In der nachstehenden Ubersicht sind die Landesbetriebe nach Ressortzustandigkeit dargestellt.
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Tabelle 3: Landesbetriebe nach Ressortzustandigkeit zum 31.12.2011

AT Landesbetriebe Anzahl
Ressort(s)
IM Logistikzentrum Baden-Wirttemberg, Informatikzentrum Landesverwaltung 2
Baden-Wirttemberg
JUM Vollzugliches Arbeitswesen der Justizvollzugsanstalten 1
KM Landesakademie fur Schulkunst- und Amateurtheater 1
MFW Wilhelma, Staatsweingut Meersburg, Staatlicher Verpachtungsbetrieb, Staatliche 8
Miinzen Baden-Wirttemberg, Landeszentrum fur Datenverarbeitung, Bundesbau
Baden-Wiirttemberg, Vermogen und Bau Baden-W(irttemberg mit Staatliche Schlos-
ser und Gérten, Landesbetrieb Competence Center
MFW/IM Mess- und Eichwesen, Beschussamt Ulm 2
MLR Haupt- und Landgestit Marbach, Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt fur Wein- und 5
Obstanbau Weinsberg, Staatliches Weinbauinstitut VVersuchs- und Forschungsanstalt
fur Weinbau und Weinbehandlung Freiburg, Landesamt fiir Geoinformation und
Landentwicklung, Landesbetrieb Forst BW
MWK Waurttembergisches Staatstheater Stuttgart, Medizinische Fakultaten Freiburg, Heidel- 19
berg, Mannheim, Tlbingen, Ulm, Universitten Heidelberg, Stuttgart, Ulm, Karlsruher
Institut fir Technologie, Badisches Landesmuseum Karlsruhe, Staatsgalerie Stuttgart,
Landesmuseum Wiirttemberg, Linden Museum Stuttgart, Staatliche Kunsthalle Baden-
Baden, Staatliches Museum fiir Naturkunde Karlsruhe, Staatliche Kunsthalle Karlsru-
he, Haus der Geschichte Baden-Wirttemberg, Staatliches Museum fur Naturkunde
Stuttgart
SM/IM Landesgesundheitsamt 1
UM/IM Landesbetriebe Gewasser Freiburg, Karlsruhe, Stuttgart, Tlbingen 4

Die meisten Landesbetriebe (19) befinden sich im Bereich des Ministeriums fiir Wissenschaft,
Forschung und Kunst.

Insgesamt sind zwolf Landesbetriebe in Behtrden integriert:

¢ sieben Landesbetriebe in Regierungsprésidien (Landesbetriebe Gewasser, Mess- und Eichwe-
sen, Landesgesundheitsamt, Beschussamt),

¢ vier Betriebe sind organisatorisch in Ministerien eingegliedert (Vollzugliches Arbeitswesen,
Landesbetrieb Forst BW, Staatlicher VVerpachtungsbetrieb, LCC),

e ein Landesbetrieb in der Oberfinanzdirektion (LZfD).

Diese Landesbetriebe nehmen regelmaRig zentrale Dienste der sie umgebenden Behorden in An-
spruch (in erster Linie Personal-, Rechts- und Haushaltsdienstleistungen).

Bei den in die Regierungsprasidien integrierten Landesbetrieben, besteht eine doppelte Ressort-

zustandigkeit. Hier fallen folglich die Zustandigkeiten fir die Fachaufsicht einerseits, die Haus-
haltszustandigkeit und Dienstaufsicht andererseits, auseinander.
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Die restlichen 31 Landesbetriebe stellen eigenstdndige Organisationseinheiten dar.

4.4 Die Landesbetriebe als Teil des Landeshaushalts

Im Staatshaushaltsplan nehmen die Landesbetriebe eine Sonderstellung ein. Im Unterschied zum
Kernhaushalt, wo die Kameralistik Anwendung findet, buchen die Landesbetriebe - Giberwiegend
mittels SAP - kaufmannisch, d. h. die Landesbetriebe wirtschaften nach den Grundsétzen der
doppelten Buchfuhrung (Doppik).

Die Kameralistik orientiert sich an den Wirtschaftszielen der 6ffentlichen Verwaltung. Ihr Wirt-
schaftsziel ist insbesondere die 6konomische Erfillung der 6ffentlichen Aufgaben. Die Buchfuh-
rung zeigt daher die Herkunft der Mittel und ihre Verwendung entsprechend den Haushaltsansat-
zen. AulBerdem missen alle kassenmaRigen Vorgange festgehalten werden. Es handelt sich um
eine Geldverbrauchsrechnung, bei der in erster Linie die Bewirtschaftung der Einnahmen und
Ausgaben, also der Zahlungsvorgange, dargestellt wird.

Da privatwirtschaftliche Unternehmen das Ziel der Gewinnmaximierung verfolgen, muss auch
die Buchfuhrung entsprechend ausgerichtet sein und den Wirtschaftserfolg ausweisen. Die Dop-
pik zielt daher mit ihren Rechnungsgrofien ,,Aufwand® und ,,Ertrag* auf die Abbildung des Res-
sourcenverbrauchs innerhalb einer Periode ab (Ressourcenverbrauchsrechnung). Durch die Ver-
kniipfung von Erfolgsrechnung und Bestandsrechnung stellt die Doppik ein geschlossenes Sys-
tem dar. Die Landesbetriebe wenden ein Buchfiihrungssystem an, das in erster Linie den wirt-
schaftlichen Erfolg des jeweiligen Betriebs darstellen soll.

Im Staatshaushaltsplan sind im jeweiligen Kapitel der Landesbetriebe nur noch die Zufiihrung
und Ablieferung an bzw. vom Betrieb veranschlagt. Mit dieser nach Artikel 79 Absatz 1 Landes-
verfassung zuldssigen Vorgehensweise wird vom geltenden Bruttoprinzip abgewichen. Es wer-
den also nicht alle Einnahmen und Ausgaben in voller Hohe veranschlagt. Die Wirtschaftspléne
der Landesbetriebe sind Teil des jeweiligen Kapitels.

Das Gesamtvolumen des Staatshaushaltsplans wird somit nicht vollstandig dargestellt. Wirde
man die Zu- und Abflusse der Landesbetriebe addieren, wirden sich die Haushaltsausgaben 2011
(38,6 Mrd. Euro) um Uberschlagig 1,7 Mrd. Euro (netto) und somit um rund 4,4 Prozent auf

40,3 Mrd. Euro erhohen.

Die Landesbetriebe sind grof3teils in eigenen Kapiteln im Staatshaushaltsplan dargestellt. Aus-
nahmen hiervon bilden z. B. die Landesbetriebe, die in die Regierungsprésidien integriert sind.
Diese sind in deren Kapiteln - zusammen mit vielen verschiedenen anderen Verwaltungsberei-
chen - enthalten.

Grundsatzlich sind die Zufuhrungen an die und Ablieferungen von den Landesbetrieben im
Staatshaushaltsplan wie folgt zu veranschlagen:

e Titel 121 01 - 19: Uberschussablieferung

e Gruppierung 133 und 134: Kapitalriickzahlungen

e Titel 682 01 - 19: Zuschusse fur laufende Zwecke

e Gruppierung 697: Zufuhrungen zur Kapitalausstattung
e Gruppierung 891.: Zufuhrungen flr Investitionen
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Dariliber hinaus erhalten die Landesbetriebe zusétzliche Mittel aus verschiedenen Bereichen des
Staatshaushalts.

So erhalten die Landesbetriebe Gewasser z. B. nicht nur die Zufiihrung, die im jeweiligen Kapitel
ausgewiesen ist, sondern auch Mittel aus den Kapiteln 1005, 0802, 1245 sowie Mittel aus Um-
schichtungen von anderen Einrichtungen (Gewésserbetriebe untereinander; Landesanstalt fur
Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Wdrttemberg).

Im Bereich der Museen wichen die Wirtschaftsplanabrechnungen vom Staatshaushaltsplan ab.
Beispielsweise war in der Wirtschaftsplanabrechnung 2010 des Badischen Landesmuseums
Karlsruhe ein Projektzuschuss des Landes in Héhe von rund 971.000 Euro zusatzlich zur laufen-
den Zufiihrung von 6,2 Mio. Euro ausgewiesen. Dieser war im Kapitel 1484 - Badisches Lan-
desmuseum Karlsruhe - nicht enthalten. Es ist davon auszugehen, dass diese Mittel einem ,,Sam-
meltitel* aus den Allgemeinen Aufwendungen entstammen.

Diese Beispiele zeigen, dass es teilweise nur erschwert méglich ist, die korrekte Hohe der Zufiih-
rung des Landeshaushalts aus dem Kapitel des jeweiligen Landesbetriebs zu ermitteln. In den
Kapiteln selbst werden keine Hinweise auf die Herkunft der oben genannten zusatzlichen Mittel
gegeben.

4.5 Strategie des Landes zur Errichtung der Landesbetriebe

Das Land hat keine Strategie fur die Einrichtung von Landesbetrieben entwickelt. Bislang wurde
im Einzelfall entschieden, ob und weswegen sich die Betriebsform ,,Landesbetrieb* am besten fiir
Teilbereiche der Landesverwaltung eignete.

Die Kriterien fur die Einrichtung von Landesbetrieben sind, wie unter Pkt. 5.3 dargestellt, weit
gefasst. Sie lassen viel Spielraum flr die Umwandlung verschiedenster Bereiche der Landesver-
waltung zu. Im Gegensatz hierzu hat beispielsweise Sachsen-Anhalt in seinem Grundsatzerlass
wesentlich stringentere Regelungen getroffen.

Die Einrichtung der Landesbetriebe begriindeten die Ministerien meist &hnlich. So fuhrten sie

u. a. die Kostentransparenz und die Flexibilisierung der Wirtschaftsfuhrung an. Auch hielten sie
die betriebswirtschaftlichen Instrumente flr besser geeignet als das Wirtschaften im Rahmen des
Staatshaushalts auf kameraler Basis. Weiter waren nach Auffassung der Ministerien auch die
Darstellung des Werteverzehrs und die Moglichkeit der Rucklagenbildung fiir kiinftige Investiti-
onen wichtig. Des Weiteren nannten sie die Budget- und Eigenverantwortung der Mitarbeiter,
was zu einem starken unternehmerischem Denken fuhren sollte.
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In der nachstehenden Tabelle sind die Umwandlungsgrinde der einzelnen Betriebe dargestellt.

Tabelle 4: Umwandlungsgriinde der Landesbetriebe

Lfd. . .

NF Landesbetrieb Umwandlung - Griinde

1 Wilhelma Umwandlung 1955: Griinde konnten nicht benannt werden.

2 Staatsweingut Privatrechtsform aus steuerlichen Gesichtspunkten verworfen. Wegen Konkurrenz zu nicht staatlichen Unternehmen ist

Meersburg

eine hohe Flexibilitat und eine fein justierte Kosten- und Leistungsrechnung erforderlich. Spezielle Anforderungen kénnen
kameral und mit den Neuen Steuerungsinstrumenten nicht ausreichend abgedeckt werden (z. B. umfangreiches Kassensys-
tem mit Lagerbuchhaltung). Unternehmensziel ist die Gewinnerzielung (es soll kein Zuschuss aus dem Haushalt bezahlt
werden).

2 Landesakademie fur | Grundung 1995 als Landesbetrieb (keine Umwandlung). Urspringlich als Zwischenldsung gedacht (Absicht der Umwand-
Schulkunst- und lung in GmbH). Uber eine Erfolgskontrolle/weitere Schritte in Richtung GmbH sind keine Erkenntnisse vorhanden.
Amateurtheater

4 Staatlicher Verpach- | Zusammenfassung der Verpachtungen von Betrieben an Betriebsunternehmen des Landes, an denen es selbst beteiligt ist,
tungsbetrieb wegen einheitlicher Thematik und hieraus entstehender Synergieeffekte. Drei Bereiche, die jeweils Betriebe gewerblicher

Art darstellen und eine ertragssteuerliche Ergebnisverrechnung erméglichen. Weitere Griinde: Steuerersparnis und Teil-
nahme am Wettbewerb.

5 Wiirttembergisches Bewaltigung finanzieller Schwierigkeiten und Einleitung der Strukturreform. Grundlage: Beschluss des Verwaltungsrats
Staatstheater der Wirttembergischen Staatstheater (spatere Umwandlung in GmbH ausdricklich vorbehalten). Hauptziele: GréRere
Stuttgart Flexibilitat in der Haushaltsfiinrung, Ubertragung wirtschaftlicher Gesamtverantwortung auf die Theaterleitung, Biinde-

lung von Aufgaben und Entscheidungskompetenzen, Steigerung der Wirtschaftlichkeit, Gewéhrleistung von Planungssi-
cherheit. Weitere Ziele: Einbeziehung aller laufenden Aufwendungen in das Theaterbudget und deren VVeranschlagung im
Wirtschaftsplan, Einfilhrung einer kaufméannischen Buchfilhrung mit erweiterten Mdglichkeiten der Kostenrechnung,
Anpassung des Wirtschaftsjahres an die Spielzeit vom 01.09. bis 31.08., Steigerung der betrieblichen Flexibilitét, insbe-
sondere durch Ersatz der Stellenplanung durch Personalbewirtschaftung (Arbeitnehmer), Ansparmdglichkeiten und Riick-
lagenbildung durch Ubertragung und vollsténdige Einbeziehung der Einnahmen in das Gesamtfinanzvolumen bzw. in
Ausgabendeckung.

6 Haupt- und Landge- Flexibilisierung des Haushaltswesens und Budgetierung, also Schaffung von Freirdumen und Stérkung der Eigenverant-
stit Marbach wortung. Wegen der betrieblichen Einnahmen wurde die betriebswirtschaftliche Ausrichtung gewdhlt. Entwicklung von

Kennzahlen.

7 Landesgesundheits- Externes Gutachten 1995: Hohere Flexibilitat bei Aufgabenerledigung und Erhdhung der Kostentransparenz. Dieses

amt konnte - aus damaliger Sicht - am ehesten ein Landeshetrieb mit betriebswirtschaftlichen Instrumenten, wie doppelte
kaufméannische Buchfiihrung, Kosten- und Leistungsrechnung und Fiihrungsinformationssystem leisten. Mit der Verwal-
tungsreform 2005: Eingliederung in das Regierungsprasidium Stuttgart.

8 Medizinische Fakul- | Rechtliche Vorgabe. 8 27 Absatz 2 Landeshochschulgesetz (Vorher: Artikel 2 Nr. 10 Hochschulmodernisierungsgesetz in

bis taten Verbindung mit § 25b Absatz 2 Universitatsgesetz) - Fiihrung wie ein Landesbetrieb gemaR § 26 Absatz 1 Landeshaus-

12 haltsordnung (Universitétsgesetz: Geltung der Grundsatze des § 26 Absatz 1 Landeshaushaltsordnung).

13 Staatliche Miinzen Zusammenfassung 1998 (nach externer Untersuchung) der “Staatlichen Miinze Stuttgart” und der "Staatlichen Miinze
Baden-Wirttemberg | Karlsruhe" - beide Vorgangereinrichtungen waren bereits Landesbetriebe. Konkurrenz zu (nicht staatlichen)

Unternehmen - marktorientierte Steuerung erforderlich.

14 Logistikzentrum Externes Gutachten: Priifung der Alternativen durch Inanspruchnahme von externen Dienstleistern, Griindung einer
Baden-Wirttemberg | GmbH oder Umwandlung in einen Landesbetrieb. Landesbetrieb wurde als geeignetste Losung gesehen. 1998 Umwand-
(LzBW) lung in Landesbetrieb "Logistikzentrum der Polizei". 2001: Bestimmung zur gemeinsamen Beschaffungsstelle des Landes.

2005: Umbenennung in "Logistikzentrum Baden-W(irttemberg".
15 Mess- und Eichwe- Koalitionsvereinbarung fir 12. Legislaturperiode: Uberfiihrung der Landeseinrichtungen in betriebliche Strukturen voran-

sen

treiben. Einrichten einer Projektgruppe im Wirtschaftsministerium mit dem Ziel, Vorschlage fiir die Einfiihrung betriebli-
cher Handlungsformen in der Eichverwaltung zu erarbeiten und die Méglichkeit der Umwandlung in einen Landesbetrieb
zu priifen. Zentrale Motive: Zusammenfallen von Entscheidungs- und Ressourcenverantwortung, héhere Flexibilitat des
Haushaltsvollzugs, Schaffung von Kostentransparenz.
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Lfd.

- Landesbetrieb Umwandlung - Griinde

16 Vollzugliches Ar- Ab 1995: Erprobung eines Landesbetriebs bei den Arbeitsbetrieben der Justizvollzugsanstalten. Bewertung positiv. Griin-
beitswesen der de: Steigerung von Kostentransparenz und -bewusstsein, Flexibilitat, Eigenverantwortung, Engagement, Motivation
Justizvollzugsanstal- | unternehmerisch zu denken. Sowohl die Gefangenenbeschaftigung als auch die Umsatzerldse hatten sich bei als Landesbe-
ten trieb geflihrten Betrieben glinstiger entwickelt. 2001 Schaffung eines einheitlichen Landesbetriebs.

17 Universitat Heidel- Soll-Vorschrift des § 8 Absatz 5 Universitatsgesetz (nunmehr § 13 Absatz 4 Landeshochschulgesetz): Auf Antrag der
berg (ohne Universi- | Universitat/Hochschule soll das Wissenschaftsministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium zulassen, dass
tétsklinikum) fur die Wirtschaftsfuhrung die Grundsétze des § 26 Landeshaushaltsordnung angewendet werden.

18 Badisches Landes- Nachfrageorientierung: Gedndertes Bildungs- und Mobilitatsniveau, soll den Freizeitgewohnheiten und Erwartungen der
museum Karlsruhe Besucher sowie der Konkurrenzsituation im Kulturangebot Rechnung tragen und stagnierende 6ffentliche Mittel auffan-

gen. Ziel: Schaffung erweiterter Handlungsspielradume durch eigenverantwortlichen Mitteleinsatz und verbesserte Res-
sourcennutzung, Steigerung Wirtschaftlichkeit und Erhéhung Transparenz, Flexibilisierung Haushalts- und Personalwirt-
schaft sowie Mdglichkeit der Riicklagenbildung.

19 Informatikzentrum Griindung 2005 aus dem Zentrum fiir Kommunikationstechnik und Datenverarbeitung und weiteren Bereichen (IFK,
Landesverwaltung Versorgungsverwaltung). Das Zentrum fiir Kommunikationstechnik und Datenverarbeitung war bereits ein Landesbetrieb.
Baden-Wirttemberg | Ziel: Wirtschaftliches Arbeiten, Biindelung IT, Erhéhung der Flexibilitat bei Projekten, Deckungsfahigkeiten sicherstellen,

Ricklagenbildung (langfristige Investitionsplanung), Flexibilisierung durch Budgetierung (insbesondere Personal).

20 Landeszentrum fiir Zusammenfiihrung von Rechenzentren. Ziel: Darstellung IT-Kosten, Kostentransparenz. Umwandlung war eine politische
Datenverarbeitung Vorgabe. Es wurden Arbeitsgruppen eingerichtet, die die Umwandlung geplant und vorangetrieben haben.

21 Staatliche Lehr-und | Der Anstof? zur Umwandlung kam durch das Fachressort und die Betriebe. In beiden Landesbetrieben sind Staatsweingu-

und | Versuchsanstalt fur ter (Marktteilnahme) integriert. Marketingaufbau seit Mitte der Neunzigerjahre. Zu Beginn der Zweitausenderjahre wur-

22 Wein- und Obstan- den Uberlegungen zur Umwandlung in Landesbetriebe angestellt. Vorteile: Flexibilitat und Ubertragbarkeit um z. B.
bau Weinsberg Preissteigerungen abzufangen. Flexibilitat bei Investitionen. Marktteilnahme in Konkurrenz zu privaten Anbietern, Selbst-
und verstandnis als Betrieb - Entwicklung eines Bewusstseins bei den Mitarbeitern, das Geld im Betrieb zu behalten und
Staatliches Weinbau- | wirtschaftlich einzusetzen.
institut VVersuchs-
und Forschungsan-
stalt fiir Weinbau
und Weinbehand-
lung Freiburg

23 Bundesbau Baden- Moderner Rahmen durch betriebliche Form. Beschleunigung von Verfahren durch straffe Organisation, Schaffung von

und | Wirttemberg und Eigenverantwortlichkeit und Output Orientierung. Kaufmannische Buchflihrung (verbunden mit Kosten- und Leistungs-

28 Vermdogen und Bau rechnung und Controlling) erméglicht besseren Uberblick tiber die Wirtschaftlichkeit der Aufgabenwahrnehmung. Kosten
Baden-Wirttemberg | des Verwaltungshandelns kénnen besser beurteilt werden. Verbesserung der Corporate Identity. Durch Deckungsfahigkeit
mit Staatliche aller Posten im Wirtschaftsplan besteht eine erweiterte Flexibilitat. Betriebsform fuhrt zu flacher Hierarchie und schlanker
Schldsser und Gér- Verwaltung (eine Betriebsleitung statt Mittelbehdrden fur Baden und Wiirttemberg). Strkung der Ortsinstanz (operative
ten Entscheidungen vor Ort - selbststandigeres Handeln mit groRerem Verantwortungsbewusstsein). Synergien durch landes-

einheitliche Aufgabenwahrnehmung, Steigerung von Effizienz und Wirtschaftlichkeit. Griindung zweier Betriebe wegen

der Unterschiede der Aufgabenwahrnehmung nach Bund und Land. AufRerdem sollten die erheblichen Nebenkosten einer
Liegenschaftsubertragung auf Dritte (Grunderwerbsteuer) und die Nachteile einer steuerlichen Verstrickung des Landes-

vermdgens vermieden werden.

24 Landesbetriebe Mit der Verwaltungsreform wurden die vier Gewasserdirektionen als Landesbetriebe Gewasser in die Regierungsprasidien

bis Gewésser eingegliedert. Bereits 1995 bzw. 1997 wurden die Gewéasserdirektionen zu Landesbetrieben umgewandelt. Griinde fiir

27 Umwandlung: Entlastung Haushalt, Optimierung Arbeitsabldufe und Erzielung hherer Kostentransparenz.

29 Universitat Stuttgart, | Soll-Vorschrift des 8 13 Absatz 4 Landeshochschulgesetz: Auf Antrag der Hochschule soll das Wissenschaftsministerium

und | Universitat Ulm im Einvernehmen mit dem Finanzministerium zulassen, dass fiir die Wirtschaftsfilhrung die Grundsétze des § 26 Landes-

30 haushaltsordnung angewendet werden.

31 Staatsgalerie Stutt- Die Umwandlung war eine politische Entscheidung, mit der Zielrichtung der Modernisierung. Sie folgte einer Festlegung

bis gart, Landesmuseum | in der Koalitionsvereinbarung fir die 14. Legislaturperiode - Starkung der Eigenstandigkeit und Wirtschaftlichkeit staatli-

34 Wirttemberg, Lin- cher Kultureinrichtungen (Kabinettsbeschluss 15.12.2008).

den Museum Stutt-
gart, Staatl. Kunst-
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Lfd.

. Landesbetrieb Umwandlung - Griinde
halle Baden-Baden
35 Landesamt fiir 1996 wurde die Vermessungsverwaltung untersucht. Ziel: Mitteleinsatz optimieren und Offnung in Richtung eines wirt-
Geoinformation und | schaftlichen Tatigseins bewirken. Umwandlung durch Ministerratsheschluss zum Landesbetrieb. 2009 Fusion zwischen
Landentwicklung Flurneuordnung und Landesvermessungsamt.
36 Karlsruher Institut Siehe Nr. 29.
fur Technologie
37 Landesbetrieb Forst Die Koalitionsvereinbarung fir die 14. Legislaturperiode legte fest: "(Wir werden) den Staatsforstbetrieb als einheitlich
BW gesteuertes Wirtschaftsunternehmen des Landes weiterentwickeln". Ein externes Gutachten wurde erstellt. Die Kosten-
und Leistungsrechnung war bereits seit den Achtzigerjahren im Einsatz. Konkreter Vorteil des Landesbetriebs: Holzver-
kauf an zentraler Stelle. Zusammenfassung der Betriebsleitungsebene (aus Ministerium und Regierungsprasidien): Hohere
Effizienz.
38 Staatliches Museum Siehe Nr. 31.
bis fur Naturkunde
40 Karlsruhe, Staatliche
Kunsthalle Karlsru-
he, Haus der Ge-
schichte Baden-
Wiirttemberg
41 Beschussamt Ulm Grundlage: Priifung des Rechnungshofs. Ziel: Verbesserung Wirtschaftlichkeit und Transparenz. Es wurde gepriift, ob a)
ein Landesbetrieb, b) eine Zusammenarbeit mit Bayern oder c) eine Anstalt des 6ffentlichen Rechts die optimale Form
darstellt. Ergebnis der Priifung war, einen Landesbetrieb zu griinden und diesen zu evaluieren.
42 Staatliches Museum Siehe Nr. 31.
fur Naturkunde
Stuttgart
43 Landesbetrieb Organisatorische Grlnde. Ziel: Operative Tétigkeit des Landesbetrieb Competence Center aus dem Ministerium fur Finan-
Competence Center zen und Wirtschaft herauszuldsen/abzuheben und enge Verflechtung zum Haushalt beibehalten. Alternativen (inner-
halb/auRRerhalb des Ministeriums fiir Finanzen und Wirtschaft) wurden gepruft.
4.6 Jahresabschlisse der Landesbetriebe

Die Landesbetriebe stellen zum Ende des Wirtschaftsjahres neben der Wirtschaftsplanabrechnung
einen Jahresabschluss und einen Lagebericht auf. Hierbei sind die Regelungen des Handelsge-
setzbuches fur grolie Kapitalgesellschaften zu beachten. Der Jahresabschluss besteht aus der Bi-
lanz, der GuV und dem Anhang (Ziffer 13 Verwaltungsvorschrift zu 8 74 Landeshaushaltsord-
nung).

Das Geschéftsjahr der Landesbetriebe beginnt jeweils zum 01. Januar und endet am

31. Dezember. Die einzige Ausnahme bildet das Wirttembergische Staatstheater Stuttgart, hier
beginnt das Geschéftsjahr am 01. September und endet jeweils zum 31. August - es orientiert sich
am Spielplan des Theaters.
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4.6.1  Gewinn- und Verlustrechnung

Die Positionen der GuV der Landesbetriebe werden nachstehend erlautert.
a) Erlose

Die Landesbetriebe erzielten 2011 bereinigte Erlose von 1,3 Mrd. Euro (ohne Zuflihrungen aus
dem Landeshaushalt, anderen 6ffentlichen Haushalten und Drittmitteln). Hierbei reichte die
Spanne von 0 Euro (LCC) bis zu 171,1 Mio. Euro (Landesbetrieb Forst BW). Bei den Gewasser-
betrieben Karlsruhe, Freiburg und Tubingen ergaben sich durch hohe Einstellungen in Riicklagen
und die Position ,,Ausgleich des Bilanzkontos“ negative bereinigte Erlose.

Insgesamt entfielen rund 54 Prozent der Erldse auf die Umsatzerldse (693,2 Mio. Euro). Diese
Erlose erzielten die Landesbetriebe vorwiegend aus Gebiihren und Entgelten. Der verbliebene
Teil der Erlose (46 Prozent) war den sonstigen betrieblichen Ertragen (612,9 Mio. Euro) zuzu-
rechnen. Diese beinhalteten u. a. Miet- und Pachteinnahmen sowie Kostenersatze und Verrech-
nungen, z. B. fiir Personal- und Verwaltungstatigkeiten.

b) Aufwendungen
Den 1,3 Mrd. Euro Erldsen standen 2011 Aufwendungen aller Landesbetriebe von 3,4 Mrd. Euro

gegenuber. Die Zusammensetzung der Aufwendungen ist der nachfolgenden Abbildung zu ent-
nehmen.

Abbildung 2: Zusammensetzung der Gesamtaufwendungen der Landesbetriebe 2011
(in Mio. Euro)

m Personalaufwand,
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m Materialaufwand inkl.
bezogener Leistungen,
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m sonstige betriebl.
Aufwendungen,
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m Abschreibungen,
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Der Personalaufwand bildete die gréfite Aufwandsposition mit rund 2 Mrd. Euro. Davon entfie-
len 1,6 Mrd. Euro (80 Prozent) auf den Hochschulbereich (Universitaten und Medizinische Fa-
kultaten). Der Anteil des Personalaufwands an den gesamten Aufwendungen betrug 59 Prozent.

An zweiter Stelle folgte der Materialaufwand inklusive bezogener Leistungen mit 797 Mio. Euro.
Auch hier entfiel der grof3te Anteil auf den Hochschulbereich.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen (u. a. Mieten, Pachten, Leasing, Gebuhren fiir Lizen-
zen und Konzessionen, Aufwendungen fir Beratungen und Priifungen) beliefen sich auf
424 Mio. Euro. Dies entsprach einem Anteil von rund 13 Prozent an den Gesamtaufwendungen.

Der Gesamtbetrag flr die Abschreibungen lag bei 182 Mio. Euro, was lediglich 5 Prozent der
Gesamtaufwendungen entsprach. Mit der Abschreibung werden im kaufménnischen Rechnungs-
wesen planmaliige oder aullerplanméiiige Wertminderungen von Vermdégensgegenstanden darge-
stellt und damit deren Werteverlust abgebildet. Aufgrund des verhéltnismalRig geringen Wertes
der Abschreibungen lasst sich ableiten, dass nur wenig abschreibungsféahiges Vermdgen an die
Landesbetriebe Ubertragen worden ist. Die hochste Abschreibung wird bei der Universitat Stutt-
gart mit 32 Mio. Euro verbucht.

Zinsen und dhnliche Aufwendungen belaufen sich auf 2,4 Mio. Euro, was einem Anteil von we-
niger als 1 Prozent entspricht. Das resultiert vor allem daraus, dass die Landesbetriebe, als recht-
lich nicht selbststdndige Teile der Landesverwaltung, keine eigenen Schulden aufnehmen durfen.

c) Zufuhrungen und Ablieferungen der Landesbetriebe
Die Zufuhrungen vom Landeshaushalt an die Landesbetriebe dienen zur

e Deckung von Verlusten im laufenden Betrieb,
e Finanzierung von Investitionen und
o Aufstockung der Kapitalausstattung.

Erwirtschaftet der Landesbetrieb einen Uberschuss, so liefert er diesen entweder an den Landes-
haushalt ab oder er stellt ihn - nach Genehmigung des Ministeriums fur Finanzen und Wirt-
schaft - in die Ricklage ein.

Von 43 Landesbetrieben erhielten 38 Landesbetriebe 2011 eine Zuflihrung aus dem Landeshaus-
halt. Generell entfielen die hochsten Zufiihrungen auf den Hochschulbereich. Lediglich das
Staatsweingut Meersburg und die Landesbetriebe Staatliche Miinzen, Bundesbau Baden-
Warttemberg, Beschussamt Ulm und Forst BW erhielten keine laufende Zufuhrung.

Im Jahr 2011 flossen insgesamt 1,7 Mrd. Euro Zufuhrungen aus dem Landeshaushalt an die Lan-
desbetriebe. Das entsprach einem Anteil von 4 Prozent der Ist-Ausgaben des Landeshaushalts
2011 (39,4 Mrd. Euro).

Im Gegenzug fuhrten die Landesbetriebe lediglich 34,3 Mio. Euro an den Landeshaushalt ab.
Dies entsprach einem Anteil von weniger als 0,1 Prozent der Ist-Einnahmen des Landeshaushalts.

Die Zufuhrungsbetrage fir den laufenden Betrieb reichten im Jahr 2011 bis zu 213,4 Mio. Euro
an die Universitat Stuttgart.
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Die niedrigste Investitionszufuhrung erhielt mit 0,2 Mio Euro das Logistikzentrum Baden-
Warttemberg. Die hochste Investitionszufiihrung erhielt der Landesbetrieb Gewasser Freiburg
mit 24,9 Mio. Euro.

Im Prufungszeitraum gab es keine Zufuhrungen zur Kapitalausstattung.

Vergleicht man die Gesamtsumme der Zufuihrungen im Prifungszeitraum, so verdreifachte sich
dieser Betrag nahezu. Wurden im Jahr 2002 noch 512 Mio. Euro an die Landesbetriebe gezahlt,
lag der Betrag 2008 bereits bei 1,3 Mrd. Euro und 2011 bei 1,7 Mrd. Euro. Diese Entwicklung ist
auf die stetig steigende Anzahl der Landesbetriebe zurlickzufiihren.

Im langfristigen Vergleich stiegen bei den Betrieben, die bis 2002 gegriindet wurden, die Zufth-
rungen bis 2011 um 15 Prozent (von 512 Mio. auf 591 Mio. Euro). Diese durchschnittliche Stei-
gerung von 1,7 Prozent ist allerdings vergleichsweise niedrig, wenn man die Kostensteigerungs-
rate des Landeshaushalts von jahrlich 2,4 Prozent heranzieht.

Die Zufiihrungen fur die Jahre 2002 und 2011 sind nachfolgend dargestellt. Lediglich der Lan-
desbetrieb Staatliche Miinzen Baden-Wurttemberg erwirtschaftete sowohl 2002 als auch 2011
einen Uberschuss und konnte eine Ablieferung an den Landeshaushalt tatigen. Er ist in der Ab-
bildung nicht enthalten.
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Abbildung 3: Entwicklung der Zufiihrungsbetrége der bis 2002 gegriindeten Landesbetriebe
(in Tausend Euro)
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Die Zufuhrungsbetrdge stiegen zwischen 2002 und 2011 bei den meisten Betrieben. So stiegen
beispielsweise die Zuflihrungsbetrage beim Wirttembergischen Staatstheater von 69 Mio. Euro
(2002) auf 82 Mio. Euro (2011). Lediglich bei vier Betrieben sank die Zufuhrungsrate. So erhielt
das Staatsweingut Meersburg 2002 einen Betrag von 332.000 Euro, 2011 dagegen erhielt es keine
Zufuhrung.
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Allgemein betrachtet stiegen die Zufihrungen fur die im Jahr 2002 bestehenden 16 Landesbetrie-
be von 512, 1 Mio. Euro (2002) um 78,7 Mio. Euro auf 590,8 Mio. Euro im Jahr 2011 an. Die
Zuflhrungen der zwischen 2003 und 2008 gegriindeten Landesbetriebe (18) stiegen von

745,2 Mio. Euro (2008) um 76,7 Mio. Euro auf 821,9 Mio. Euro im Jahr 2011 an. Die Zufuhrun-
gen der ab 2009 gegriindeten Landesbetriebe (9) stiegen von 217,2 Mio. Euro (2010) um

44,3 Mio. Euro auf 261,5 Mio. Euro (2011) an.

Die Zufuhrungsbetrdge aller Landesbetriebe im Prifungszeitraum sind der Anlage 2 zu entneh-
men.

Den Zufuhrungen stehen die Ablieferungen an den Landeshaushalt gegentiber. Diese betrugen
2011 lediglich 34,3 Mio. Euro. Von insgesamt 43 Landesbetrieben lieferten lediglich vier Lan-
desbetriebe (Staatlicher Verpachtungsbetrieb, Staatliche Mlinzen Baden-Wdrttemberg, Vollzugli-
ches Arbeitswesen, Forst BW) Geld an den Landeshaushalt ab. Die Entwicklung der Ablieferun-
gen ist nachfolgender Tabelle zu entnehmen:

Tabelle 5: Entwicklung der Ablieferungsbetrdge 2002 bis 2011 (in Tausend Euro)

Landesbetrieb Grundungs- | 5002 | 2008 | 2010 | 2011
datum

Staatlicher VVerpachtungsbetrieb 01.01.1995 1.289| 6.100 850 5.150

Staatliche Miinzen Baden-W(irttemberg 01.01.1998 7.480 657 383 | 2.960

Vollzugliches Arbeitswesen der Justizvollzugsanstalten 01.01.2001 1.650| 1.850| 1.500 744

Landesbetrieb Forst BW 01.01.2009 _ 23.820| 25.470

Gesamt 10.419| 8.607| 26.553| 34.324

Gesamt ohne Forst 10.419| 8.607 2.733 8.854

Die Differenzen bei den Ablieferungen im Jahresvergleich sind in den Jahresabschliissen erldu-
tert. Beim Staatlichen Verpachtungsbetrieb resultierte der hohe Jahrestiberschuss 2008 aus der
Auflésung von stillen Reserven des Betriebes gewerblicher Art Verpachtung Schwébische Hit-
tenwerke. Der Verpachtungsbetrieb generierte Erlose aus dem Verkauf von Gegenstédnden des
Anlagevermdgens. Der hohe Ablieferungsbetrag im Jahr 2002 beim Landesbetrieb Staatliche
Miinzen Baden-Wirttemberg war auf die zusétzliche Minzpragung im Rahmen der Euro-
Einfihrung zurtickzufuhren. Auch 2011 kam es zu vermehrter Auslandsmiinzpragung.

Die Steigerung der gesamten Ablieferungsbetrdge von 2002 bzw. 2008 bis 2011 ist ausschlielRlich
auf den Landesbetrieb Forst BW zurlckzufuhren. Im Jahr 2011 betrug der Anteil der Ablieferung
von Forst BW an der Gesamtablieferung 74 Prozent. Allerdings ist fir den Landesbetrieb Forst
BW zu beachten, dass dieser Landesbetrieb nicht seinen gesamten Personalaufwand in der GuV
abbilden muss (siehe hierzu Ziff. 4.9 c). Wirde der Personalaufwand beriicksichtigt werden, so
miusste der Landesbetrieb Forst BW einen Jahresfehlbetrag von mehr als 72 Mio. Euro auswei-
sen.

Es wird deutlich, dass die Uberwiegende Zahl der Landesbetriebe die nétigen Mittel fir ihre
Aufwendungen weitgehend nicht selbst erwirtschaften kénnen. Die meisten Landesbetriebe sind
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damit entgegen der Definition der VV-Landeshaushaltsordnung zu § 26 Landeshaushaltsordnung
nicht auf erwerbswirtschaftliche Zwecke und eine angemessene Gewinnerzielung ausgerichtet.
Sie erfullen allenfalls die Definition einer Ausrichtung auf eine marktwirtschaftliche Bedarfsde-
ckung mit mdglichst hohen Kostendeckungsbeitragen.

Die Prufung zeigte, dass die Zufuhrungs- und Ablieferungsbetrage in der Staatshaushaltsrech-
nung (vor allem durch Rechnungsabgrenzung) meist nicht den Betrégen in den kaufménnischen
Jahresabschliissen entsprachen. Hier besteht ein Bruch zwischen der kameralen und der kauf-
mannischen Darstellung.

d) Interne Kostenverrechnung und kalkulatorische Kosten

Nach § 61 Absatz 3 Landeshaushaltsordnung sind der Wert von abgegebenen VVermdgensgegen-
stdnden und die Aufwendungen dann intern zu verrechnen, wenn Landesbetriebe beteiligt sind.
Im Wege von Verwaltungsvereinbarungen kdénnen nur dann andere Regelungen getroffen wer-
den, wenn diese aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung dringend geboten sind. Die interne
Kostenverrechnung stellt somit den Regelfall dar.

Nach der Verwaltungsvorschrift zu 8 61 Landeshaushaltsordnung kommen als interne Verrech-
nungen in Betracht:

a) Erstattungen fir die Abgabe von Vermdgensgegenstanden fur andere Zwecke als die, flr die
sie beschafft wurden.

b) Erstattungen fir die Nutzung von Vermogensgegenstdnden durch andere Dienststellen.

c) Erstattungen fur Aufwendungen fiir Leistungen, die eine Dienststelle auf Ersuchen erbracht
hat.

d) Erstattungen fir den Ausgleich von Schaden.

In der Praxis werden die Grundstticke und Geb&ude den Landesbetrieben von der Vermégens-
und Hochbauverwaltung oftmals zur unentgeltlichen Nutzung iberlassen. Diese Landesbetriebe
erstatten demnach keine Mieten, Pachten oder Betriebskosten an den Staatshaushalt. Nach Nr. 4
der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Finanzen und Wirtschaft Giber die Bereitstellung
und Bewirtschaftung von Dienstgebduden, Dienstraumen und Dienstgrundstlicken sowie von
Wohnungen fiir Landesbedienstete (Verwaltungsvorschrift Liegenschaften) werden in diesen
Fallen die Gebaudebetriebskosten grundsatzlich im Kapitel Staatsvermdgen des Staatshaushalts-
plans (Kapitel 1209 Titel 517 01 bzw. 517 05) zentral veranschlagt und ausschlieRlich dort be-
wirtschaftet.

Auffallig war, dass dem Landesbetrieb Vermdgen und Bau die Liegenschaften ebenfalls zur un-
entgeltlichen Nutzung tiberlassen wurden. Dies obwohl dessen Aufgabe die Wahrnehmung der
Eigentlimer- und Bauherrenfunktion fur die dem Geschéftsbereich des Ministeriums fur Finanzen
und Wirtschaft zugeordneten unbeweglichen Vermdgenswerte des Landes sowie die Unterbrin-
gung der Landeseinrichtungen ist (§ 2 Gesetz zur Reform der Staatlichen Vermdgens- und Hoch-
bauverwaltung Baden-Wirttemberg).
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Die Bewirtschaftungskosten, die Energiekosten und die Mieten wurden auch nur teilweise im
jeweiligen Wirtschaftsplan veranschlagt.

Eine Darstellung der unentgeltlichen Leistungen wird zwar seit dem Haushaltsjahr 2012 nach-
richtlich in den Kapiteln der Landesbetriebe vorgenommen, eine Verrechnung der Leistungen
erfolgt allerdings bisher nicht. Insgesamt wurden rund 239,3 Mio. Euro fur unentgeltliche Leis-
tungen angesetzt. Davon fir die Geb&udenutzung und -bewirtschaftung 238,8 Mio. Euro und flr
andere unentgeltliche Leistungen - wie z. B. die Nutzung gemeinsamer Telefonanlagen oder die
Leistungen der Landesoberkasse u. A. - rund 500.000 Euro.

Die hochsten Gebdudenutzungs- und -bewirtschaftungskosten fielen im Hochschulbereich an. So
wurde fur die Universitat Heidelberg ein Betrag von 65,8 Mio. Euro angesetzt.

Die unentgeltlichen Leistungen wurden zudem nur unvollstandig beziffert. So fehlten fiir sieben
Landesbetriebe die entsprechenden Berechnungen. Auch waren die Gebdudenutzungs- und
-bewirtschaftungskosten zum Teil unvollstdndig dargestellt und die weiteren unentgeltlichen
Leistungen tberwiegend nicht ausgewiesen.

Hétte man die Leistungen innerhalb des Staatshaushalts verrechnet, hatte sich das Haushaltsvo-
lumen 2012 nochmals deutlich erhoht.

Kinftig sollte darauf geachtet werden, dass die internen Kosten vollstandig berechnet, dargestellt
und mit den jeweiligen Kapiteln im Staatshaushalt verrechnet werden. Nur so lassen sich aussa-
gekraftige Ergebnisse bei den Landesbetrieben erzielen.

In diesem Zusammenhang weist der Rechnungshof darauf hin, dass die kaufmannische Buchfih-
rung auch dazu dient, den Wertverlust der Vermogensgegenstande eines Betriebs aufzuzeigen,
indem laufende Abschreibungen gebildet werden.

Wie in Pkt. 4.6.1 b dargestellt, lag der Gesamtbetrag der laufenden Abschreibungen 2011 bei den
Landesbetrieben lediglich bei 182 Mio. Euro, was nur 5 Prozent der Gesamtaufwendungen ent-
sprach. Es lasst sich feststellen, dass vorwiegend bewegliches Vermdgen - wie Maschinen und
technische Anlagen - abgeschrieben wird. Wird das unbewegliche Vermdgen (Gebaude) dem
Betrieb wirtschaftlich nicht zugeordnet und erfolgt auch keine Darstellung des Wertverlusts, wird
der einzelne Betrieb nicht in die Verantwortung fur den Erhalt dieses Vermdgens genommen. Die
Last des Werteverzehrs tragt damit nach wie vor der Staatshaushalt.

Des Weiteren werden bei Landesbetrieben, die in Ministerien oder Regierungsprésidien integriert
sind, Querschnittsaufgaben wie die Personalverwaltung oder die Haushaltsplanung und -
abwicklung von zentralen Einheiten mit erledigt, ohne dass eine Verrechnung der Kosten erfolgt.
Lediglich fur das Beschussamt Ulm wurde fur die Dienstleistungen der Zentrale des Regierungs-
prasidiums Tlbingen ein Betrag von 75.000 Euro im Staatshaushalt 2012 nachrichtlich darge-
stellt - allerdings nicht verrechnet. Auch hier ware das Ergebnis um diesen Betrag entsprechend
schlechter.

e) Ergebnisse und Kostendeckungsgrad

Nach der Verwaltungsvorschrift zu 8 26 Landeshaushaltsordnung soll ein Landesbetrieb entwe-
der erwerbswirtschaftlich ausgerichtet sein und damit eine angemessene Gewinnerzielung beab-
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sichtigen, oder sich an einer marktwirtschaftlichen Bedarfsdeckung mit méglichst hohen Kosten-
deckungsbeitrédgen orientieren.

In der Praxis stellte sich die Situation im Hinblick auf Gewinnerzielung bzw. Kostendeckung
allerdings wie folgt dar:

Beim bereinigten Ergebnis der gewdhnlichen Geschaftstatigkeit erzielten von 43 Landesbetrieben
2011 nur finf Betriebe einen positiven Wert mit insgesamt 35,9 Mio. Euro. Hiervon entfielen auf
den Landesbetrieb Forst BW 32,1 Mio. Euro. Die ertragswirksam gebuchten Landeszufiihrungen,
Mittel aus anderen 6ffentlichen Haushalten und Drittmittel wurden aus dem Ergebnis heraus ge-
rechnet.

Die restlichen 38 Landesbetriebe erzielten im Jahr 2011 negative Ergebnisse von 2,2 Mrd. Euro.
Bei diesen Landesbetrieben reichte die Spanne von - 64.000 Euro (Staatsweingut Meersburg) bis
hin zu -360,5 Mio. Euro (KIT).

Folgende Tabellen zeigen, dass der Hochschulbereich (Universititen und medizinische Fakulta-
ten) in erheblichem Mal3e negative Ergebnisse ausweisen musste, wenn nicht umfangreiche Zu-
weisungen aus dem Landeshaushalt und Zuschusse Dritter (EU, Bund, Deutsche Forschungsge-
sellschaft) zuflieRen wirden. VVon den zehn Betrieben mit den hdchsten Verlusten waren neun
Betriebe dem Hochschulbereich zuzurechnen. Insgesamt entfiel im Jahr 2011 ein Verlust von
nahezu 1,7 Mrd. Euro auf den Hochschulbereich.

Tabelle 6: Bereinigte Ergebnisse der gewdhnlichen Geschéftstatigkeit 2011 der Universi-
taten

Landesbetrieb in Mzi(;.llEuro

Karlsruher Institut fiir Technologie -361

Universitat Stuttgart -289

Universitat Heidelberg (ohne Universitatsklinikum) -187

Universitat Ulm -115

Gesamt -952
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Tabelle 7: Bereinigte Ergebnisse der gewdhnlichen Geschéftstatigkeit 2011 der Medizini-
schen Fakultaten

Landesbetrieb in Mzi(()).llEuro
Medizinische Fakultét Heidelberg der Universitat Heidelberg -190
Medizinische Fakultét Tubingen der Universitat Tibingen -168
Medizinische Fakultat Freiburg der Universitat Freiburg -160
Medizinische Fakultat UIm der Universitat Ulm -129
Medizinische Fakultat Mannheim der Universitat Heidelberg -84
Gesamt -731

Bei den Landesbetrieben aus den Gbrigen Bereichen wies der Landesbetrieb Vermdgen und Bau
2011 den grofiten Verlust (95,3 Mio. Euro) aus.

Um Ruckschliisse tber den wirtschaftlichen Erfolg des einzelnen Landesbetriebs ziehen zu kon-
nen, dirfen die bereinigten Ergebnisse der gewdhnlichen Geschéftstatigkeit nicht isoliert betrach-
tet werden. Vielmehr muss auch der Kostendeckungsgrad mit einbezogen werden. Dieser gilt als
MaRstab fir das Wirtschaften eines Betriebs. Hierbei wird das Verhéltnis der erzielten Erlése zu
den Aufwendungen betrachtet. Dies setzt voraus, dass die Erlose und Aufwendungen vollstéandig
im Jahresabschluss erfasst sind.

Der durchschnittliche Kostendeckungsgrad lag 2011 bei 36 Prozent. Dabei erzielte das Beschuss-
amt UIm den hochsten Kostendeckungsgrad mit 140 Prozent, den niedrigsten mit O Prozent der
LCC. Bei den Gewasserbetrieben Karlsruhe, Freiburg und Tubingen ergab sich ein ,,negativer*
Kostendeckungsgrad, welcher auf die Einstellungen in Ricklagen und den Ausgleich des Bilanz-
kontos zurtickzufiihren war.

In nachfolgender Tabelle sind die Landesbetriebe mit einem Kostendeckungsgrad von tber
100 Prozent dargestellt.
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Tabelle 8:

Landesbetriebe 2011 mit Kostendeckungsgrad tiber 100 Prozent

. Bereinigtes Ergebnis der
Summe bereinigte Summe L o Kosten-
i . gewohnlichen Geschaftsta-

Landesbetrieb Erlése Aufwand tiakeit deckungsgrad

in Tausend Euro | in Tausend Euro . g in Prozent

in Tausend Euro

Beschussamt Ulm 2212 -1.581 631 139,9
Landesbetrieb Forst BW 171.105 -138.960 32.145 1231
Staatliche Miinzen 12.728 -11.507 1.221 110,6
Baden-Wiirttemberg
Vollzugliches Arbeitswesen der Justizvoll- 38.593 -37.265 1.328 103,6
zugsanstalten
Bundesbau Baden-Wirttemberg 73.562 -72.998 564 100,8

Von 43 Landesbetrieben hatten lediglich 5 Landesbetriebe einen Kostendeckungsgrad von mehr
als 100 Prozent. Die Spanne reichte von 100,8 beim Landesbetrieb Bundesbau Baden-
Wiirttemberg bis zu 139,9 Prozent beim Beschussamt Ulm.

Allerdings sind diese Werte kritisch zu betrachten. So spiegelte der Kostendeckungsgrad z. B. bei
den Landesbetrieben Forst BW und Vollzugliches Arbeitswesen nicht den tatséachlichen, wirt-
schaftlichen Erfolg wider. Bei diesen Betrieben war nur ein Teil des Personalaufwands enthalten,
der fir betriebliche Zwecke tatsachlich eingesetzt war. Ein betrachtlicher Teil der einschlégigen
Personalkosten wurde im Kernhaushalt verbucht (siehe Pkt. 4.9).

Beim Landesbetrieb Bundesbau Baden-Wiirttemberg erstattet der Bund die entstandenen Ausga-
ben praktisch komplett, sodass sich jahrlich ein Kostendeckungsgrad (fir das Land Baden-
Warttemberg) von 100 Prozent ergibt. Im Rahmen der Ist-Kostenerstattung wird dem Bund der
Uberhang der Ausgaben (ber die Einnahmen in Rechnung gestellt und als Forderung eingebucht.
Aufgrund von Zahlungsfristen, die sich nicht immer zeitgleich niederschlagen, ergibt sich je nach
Kassenlage entweder ein geringer Uberschuss (wie 2011) oder aber ein geringer Fehlbetrag (sie-
he Erlauterungen Seite 19 Nr. 6 im Jahresabschluss 2011).

Auch bei den Landesbetrieben Beschussamt UIm und Staatliche Miinzen Baden-Wrttemberg
wirde erst eine genauere Untersuchung zeigen, ob sie tatséchlich kostendeckend arbeiten.

In der nachfolgenden Tabelle sind die Landesbetriebe aufgefihrt, deren Kostendeckungsgrad
2011 unter 10 Prozent lag.
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Tabelle 9:

Landesbetriebe 2011 mit Kostendeckungsgrad unter 10 Prozent

Landesbetrieb

Summe bereinigte
Erlose
in Tausend Euro

Summe
Aufwand
in Tausend Euro

Bereinigtes Ergebnis der
gewohnlichen Geschaftsta-
tigkeit
in Tausend Euro

Kosten-
deckungsgrad in
Prozent

Landesbetrieb Gewasser Freiburg -18.303 -19.917 -38.220 -91,9
Landesbetrieb Gewdsser Karlsruhe -7.678 -21.460 -29.138 -35,8
Landesbetrieb Gewasser Tlbingen -1.658 -6.453 -8.111 -25,7
Landesbetrieb Competence Center 0 -10.008 -10.008 0,0
Medizinische Fakultat Mannheim der Universi-

tat Heidelberg 4.196 -88.369 -84.173 47
Staatliches Museum fur Naturkunde Karlsruhe 236 -3.822 -3.587 6,2
Staatliches Museum fiir Naturkunde Stuttgart 477 -6.873 -6.397 6,9
Haus der Geschichte

Baden-Wirttemberg 312 -4.162 -3.850 75
Landesbetrieb Gewadsser Stuttgart 826 -10.566 -9.740 7.8

Insgesamt lag bei neun Landesbetrieben der Kostendeckungsgrad unter 10 Prozent (unter

20 Prozent lagen 20 Landesbetriebe). Wie oben bereits erlautert, wiesen die drei Landesbetriebe
Gewaésser Freiburg, Karlsruhe und Tibingen jeweils einen ,,negativen* Kostendeckungsgrad aus.
Einen Kostendeckungsgrad von 0 Prozent erzielte der LCC. Dessen Einnahmen bestanden aus
Kostenerstattungen anderer Landesbetriebe sowie rechtlich selbststandiger Einrichtungen des
Landes. Diese wurden nicht als Erldse behandelt, sondern gingen als erfolgswirksame Ergebnis-
ibernahme in das Eigenkapital ein. Im Ubrigen erbrachte der Landesbetrieb seine Dienstleistun-
gen innerhalb der Landesverwaltung ohne direkte Kostenerstattung.

Der durchschnittliche Kostendeckungsgrad aller Landesbetriebe entwickelte sich in den Katego-
rien im Untersuchungszeitraum unterschiedlich. Dies soll mit nachfolgender Abbildung veran-

schaulicht werden.
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Abbildung 4: Entwicklung des durchschnittlichen Kostendeckungsgrades der Landesbetriebe
2002 bis 2011 (in Prozent) - getrennt nach Kategorien -
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Der durchschnittliche Kostendeckungsgrad (gesamt) reduzierte sich von 2002 bis 2010 zundchst
stark. Im Jahr 2011 stieg er wieder leicht an, erreichte jedoch nicht wieder das Niveau von 2002.
Grundsatzlich bewegte sich das Niveau des durchschnittlichen Kostendeckungsgrades im Unter-
suchungszeitraum in einem niedrigen Bereich.

In der Anlage 3 ist die Summe der bereinigten Erlése, der Aufwendungen, das bereinigte Ergeb-

nis der gewdhnlichen Geschéftstatigkeit sowie der Kostendeckungsgrad der Landesbetriebe im
Jahr 2011 dargestellt.

f) Aufbau der Gewinn- und Verlustrechnung der Landesbetriebe

Die Landesbetriebe missen nach Anlage 1 zu Nr. 13.2 der Verwaltungsvorschrift zu § 74 Lan-
deshaushaltsordnung ihre GuV erstellen. Der Aufbau entspricht weitestgehend dem des verbind-
lichen Musters des § 275 Absatz 2 Handelsgesetzbuch.

Die GuV der Landesbetriebe ist in Abweichung zum Handelsgesetzbuch um folgende Positionen
Zu erweitern:

¢ Jahresuberschuss/Jahresfehlbetrag vor Zu- und Abfuhrungen Land - Ergebnistibernahme
(= 1. Erfolgsplan, Position 19 der GuV),

o Erfolgswirksame Zufiihrungen des Landes (= IV.1 Erfolgsplan, Position 20 der GuV),
o Erfolgswirksame Ablieferungen des Landes (= IV.2 Erfolgsplan, Position 21 der GuV) und

¢ Jahresuiberschuss/Jahresfehlbetrag nach Ergebnisiibernahme Land
(= V. Erfolgsplan, Position 22 der GuV).
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Ein groRer Teil der Landesbetriebe wich im Priifungszeitraum allerdings von der vorgegebenen
Form ab.

Die Landesbetriebe bildeten die Zufiihrungs- und Ablieferungsbetrage in der GuV teilweise un-
terschiedlich ab. So gab es Landesbetriebe, die die Zufiihrung erfolgswirksam als Umsatzerlds
oder Sonstiger betrieblicher Ertrag buchten. Andere Landesbetriebe bildeten in der GuV eigene
Positionen flr die Zuweisungen aus dem Landeshaushalt und von Dritten. Die Zufuhrungen und
Ablieferungen wurden nicht an der im Muster der Verwaltungsvorschrift zur Landeshaushalts-
ordnung vorgesehenen - herausgehobenen - Stelle der GuV dargestellt. Diese VVorgehensweise
stellte bei rund der Halfte der Landesbetriebe die Summe der Erl6se nicht richtig dar. Das Jahres-
ergebnis wurde bei diesen Landesbetrieben regelmaliig besser ausgewiesen, als es tatséchlich
war. Das war z. B. bei den Universitaten und den Medizinischen Fakultaten der Fall.

Die GuV wich auch bei der Auflésung von und Einstellung in Riicklagen und Sonderposten von
den Vorgaben der Verwaltungsvorschrift zur Landeshaushaltsordnung ab. Ein Beispiel hierfir
sind die Landesbetriebe Gewasser.

4.6.2 Bilanz

Nach den Vorgaben des Handelsgesetzbuches erstellen die Landesbetriebe eine Bilanz. Diese
weist auf der Passivseite das dem Betrieb zur Verfligung stehende Kapital aus. Der Aktivseite ist
zu entnehmen, in welcher Form dieses Kapital im Betrieb vorhanden ist (Vermégenswerte).

Die Spanne der Bilanzsummen im Jahr 2011 reichte von 485.000 Euro bei der Staatlichen Kunst-
halle Baden-Baden bis 418 Mio. Euro bei der Universitat Stuttgart. Die nachfolgende Tabelle
zeigt die Entwicklung der vier hochsten Bilanzsummen der Landesbetriebe.

Tabelle 10: Landesbetriebe mit den vier hochsten Bilanzsummen 2002 his 2011
(in Tausend Euro)

Landesbetrieb Grundungs- | 540 2008 2010 | 2011
datum

Staatlicher VVerpachtungsbetrieb 01.01.1995 394.016 409.532 | 406.755 | 402.750

Landesbetrieb Gewésser Karlsruhe | 01.01.2005 283.336 | 305.424 | 306.680

Universitat Stuttgart 01.01.2007 367.163 | 365.161 | 418.267

Karlsruher Institut fir Technologie | 01.10.2009 264.108 | 285.042

Diese gelisteten Landesbetriebe verfiigten tiber hohe Bilanzsummen und somit tiber hohe Ver-
maogenswerte. Sie waren unterschiedlichen Kategorien zuzuordnen.

Dagegen zeigt die nachstehende Tabelle, dass die Landesbetriebe mit den niedrigsten Bilanz-
summen dem Kulturbereich zugeordnet sind.

34



Tabelle 11: Landesbetriebe mit den vier niedrigsten Bilanzsummen 2002 bis 2011
(in Tausend Euro)

Landesbetrieb Grindungs- | 2002 2008 | 2010 | 2011
Landesakademie fiir Schulkunst- und 01.07.1995 1.333 1.133 912 800
Amateurtheater

Staatliche Kunsthalle Baden-Baden 01.01.2008 463 485
Staatliche Kunsthalle Karlsruhe 01.01.2009 2.508| 2.577
Haus der Geschichte 01.01.2009 2.101 2.509

Baden-Wiirttemberg

Die Bilanzsummen aller Landesbetriebe fiir das Jahr 2011 sind aus Anlage 4 ersichtlich.

4.6.3  Bilanzpositionen

Die Bilanzpositionen der Landesbetriebe flr das Jahr 2011 werden nachstehend ndher dargestellt.

a) Aktiva

Die Aktivposten der Landesbetriebe setzten sich im Jahr 2011 wie folgt zusammen:

Abbildung 5:  Zusammensetzung der Aktiva der Landesbetriebe 2011 (in Mio. Euro)

m Anlagevermdgen,
1.858,5

m Umlaufvermdgen,
1.154,1

= Rechnungs-
abgrenzungsposten,
12,9

m Nicht durch Eigenkapital
gedeckter Fehlbetrag,
11,9
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Das Anlagevermdgen der Landesbetriebe bildete mit rund 1,9 Mrd. Euro die grofite Aktivapositi-
on.

Das Umlaufvermdgen setzte sich meist wie folgt zusammen:

a) Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande (52 Prozent). Diese beinhalten vor allem
nicht abgerufene Zufiihrungen oder Kostenerstattungen des Landeshaushalts.

b) Kassenbestand der Landesbetriebe (41 Prozent).
Zur periodengerechten Abgrenzung bildeten die Landesbetriebe Rechnungsabgrenzungsposten.

Der Landesbetrieb Vermdgen und Bau, das Informatikzentrum Landesverwaltung sowie das
Landesgesundheitsamt wiesen einen nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag aus (siehe
hierzu Anlage 4). Dieser diente dazu, den Uberschuss der Passivseite auszugleichen und damit zu
verhindern, dass ein negatives Eigenkapital ausgewiesen werden musste.

b) Passiva

Die Passivseite setzte sich wie folgt zusammen.
Abbildung 6: Zusammensetzung der Passiva der Landesbetriebe 2011 (in Mio. Euro)

m Eigenkapital,
1.782,6

m Verbindlichkeiten,
557

m Sonderposten,
486,9

m Riickstellungen,
184,3

m Nicht durch Eigenkapital
gedeckter Fehlbetrag,
0,6

m Rechnungs-
abgrenzungsposten,
26

Das Eigenkapital stellte mit rund 1,8 Mrd. Euro den grofiten Posten dar.
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Die Verbindlichkeiten stellten mit 557 Mio. Euro den zweitgrél3ten Posten dar. Hierbei handelte
es sich vorwiegend um die Abbildung von Transferleistungen zwischen dem Landeshaushalt und
dem Landesbetrieb sowie um Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen.

Die ausgewiesenen Sonderposten betrugen im Jahr 2011 insgesamt 487 Mio. Euro. Hierin enthal-
ten waren vor allem die im Hochschulbereich eingeworbenen Investitionszuschisse Dritter.

Riickstellungen bildeten die Landesbetriebe vor allem fiir Altersteilzeit, Resturlaub und Uber-
stunden ihrer Beschaftigten, aber auch fiir Abschluss- und Beratungskosten der Steuerberater. Die
Rickstellungen betrugen zum 31.12.2011 insgesamt 184 Mio. Euro.

4.6.4  Aussagekraft der Bilanzen

Bei klassischen privatwirtschaftlichen Unternehmen kann aus der Bilanz die Vermdgens- und
Finanzlage abgelesen werden. Adressaten einer Bilanz sind neben der Geschaftsfiihrung auch
Glaubiger, Aktionéare, Finanzverwaltung, Arbeitnehmer und die interessierte Offentlichkeit.

Der Informationsgehalt einer privatrechtlichen Bilanz lasst sich nicht eins zu eins auf die Bilanz
eines Landesbetriebs tbertragen.

a) Vermogensausstattung der Landesbetriebe

Die Grundstlcke und Gebaude werden teilweise nicht dem Vermogen der Landesbetriebe zuge-
rechnet, sondern im Rahmen des Kernhaushalts bei der Vermdgens- und Hochbauverwaltung
gefiihrt (siehe hierzu auch Pkt. 4.6.1 d). Insgesamt 16 Landesbetriebe wiesen keine Grundstlicke
und Gebdude in ihrer Bilanz aus. Hierzu gehorte z. B. der Landesbetrieb Vermdgen und Bau Ba-
den-Waurttemberg, das Wurttembergische Staatstheater Stuttgart und das Landesgesundheitsamt.
Die Grundstiicke und Gebédude der Landesbetriebe wurden stattdessen beim tbrigen Vermdgen
des Landes nachgewiesen. Eine Abschreibung erfolgte demnach nicht. Auf die Ausfiihrungen in
Pkt. 4.6.1 d wird verwiesen. Das Anlagevermdgen dieser Betriebe stellte nur immaterielle Ver-
maogensgegenstande dar, wie z. B. Lizenzen flr Rechte und Software sowie Sachanlagevermdgen
in Form von technischen Anlagen und Maschinen, Betriebs- und Geschéftsausstattung.

Hingegen wiesen 27 Landesbetriebe die Grundstiicke und Geb&ude entweder komplett oder zum
Teil im Anlagevermdgen aus und schrieben die Geb&ude ab. Die hochsten Werte fur Grundstticke
und Gebdude flihrten der Staatliche Verpachtungsbetrieb und der Landesbetrieb Gewésser Karls-
ruhe mit 312 Mio. Euro bzw. 208 Mio. Euro auf.

Daraus ergeben sich folgende Konsequenzen:

e Eine Vergleichbarkeit untereinander im Hinblick auf das Anlagevermdégen der Landesbetriebe
ist nicht gegeben.

e Die Darstellung des Vermodgens und des daraus resultierenden Werteverzehrs erfolgt nur un-
vollstandig.

¢ Die teilweise denkmalgeschitzte Gebaudesubstanz mit ihrem hohen Instandhaltungs- und ge-
gebenenfalls Sanierungsaufwand wird nicht im Betriebsergebnis berticksichtigt.
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¢ Die Kennzahlen der Vermdgensanalyse sind nicht aussagekréftig.
b) Kapitalausstattung der Landesbetriebe

Die Landesbetriebe waren unterschiedlich mit Eigenkapital ausgestattet. Das Eigenkapital bein-
haltete neben dem Basiskapital auch die Riicklagen, den Ergebnisvortrag, den Jahresiiberschuss
bzw. -fehlbetrag vor Ergebnisiibernahme durch das Land sowie die erfolgswirksamen Zufthrun-
gen vom und Abfiihrungen an den Landeshaushalt.

Die Spanne des Eigenkapitals reichte von -570.000 Euro beim Landesgesundheitsamt (negatives
Eigenkapital), bis hin zu 383 Mio. Euro beim Staatlichen Verpachtungsbetrieb.

Bei Privatunternehmen gilt grundsatzlich die sogenannte ,,goldene Bilanzregel®, nach der die
Ausstattung mit Eigenkapital mindestens so hoch sein soll wie das Anlagevermdégen.

Diese bei Privatunternehmen wichtige Bilanzkennzahl kann bei den Landesbetrieben nicht ange-
wandt werden. Zum einen erfolgt die Kapitalausstattung fir jeden Landesbetrieb in unterschiedli-
cher Hohe und nach unterschiedlichen MalRgaben. Zum anderen kénnen sich die Betriebe nicht
eigenstandig durch Fremdkapital finanzieren. Letztendlich handelt es sich beim Kapital generell
zu 100 Prozent um Landesmittel, unabhangig davon, wie dies in der Bilanz dargestellt wird.

c) Aufbau der Bilanz

Fur den Aufbau der Bilanz gibt es in der Anlage 2 zu Nr. 13.2 der Verwaltungsvorschrift zu § 74
Landeshaushaltsordnung ein verbindliches Muster. Dieses entspricht weitestgehend dem Bi-
lanzaufbau des 8 266 Handelsgesetzbuch. Die Aktivseite wird beim Umlaufvermdgen um das
Betriebsmittelkonto bei der Landesoberkasse erganzt.

Auf der Passivseite bestehen Abweichungen zwischen der Bilanz nach dem Handelsgesetzbuch
und der Bilanz der Landesbetriebe hinsichtlich der Eigenkapitalzusammensetzung.

Tabelle 12: Eigenkapitalpositionen nach Handelsgesetzbuch und nach Landeshaushaltsord-
nung
Nr. | Handelsgesetzbuch-Bilanz Landesbetriebs-Bilanz
l. Gezeichnetes Kapital Basis-Kapital
Il. Kapitalriicklage Rucklage (bestehend aus Kapitalriicklage und Gewinnriicklage)
1. | Gewinnriicklagen (in Ricklage enthalten)
IV. | Gewinnvortrag/Verlustvortrag Ergebnisvortrag (als Ziffer 111.)
V. Jahresiiberschuss/Jahresfehlbetrag | Jahrestiberschuss/Jahresfehlbetrag vor Ergebnisiibernahme Land
(als Ziffer IV.)
VI, | - Erfolgswirksame Zu- und Abfiihrungen Land im Jahr (als Ziffer V.)

Auch hier wurde in vielen Fallen von der in der Verwaltungsvorschrift zur Landeshaushaltsord-
nung vorgegebenen Struktur abgewichen. Der iberwiegende Teil der Jahresabschliisse stellte das
Eigenkapital nicht in der 0. g. Aufschliisselung dar. Die erfolgswirksamen Zufuhrungen und Ab-
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lieferungen wurden oftmals nicht aufgezeigt. Erfolgsneutrale Zufiihrungen (z. B. flr Investitio-
nen) wurden regelméfig als Sonderposten und nicht als Bestandteil des Eigenkapitals ausgewie-
sen.

Die Ausweisung eines Sonderpostens ist seit 01.01.2012 in der Anlage 2 zu Nr. 13.2 der Verwal-
tungsvorschrift zu § 74 Landeshaushaltsordnung sowie im Leitfaden fur Landesbetriebe nach

8 26 Landeshaushaltsordnung vorgesehen.

4.6.5 Anhang und Lagebericht

Nach Pkt. 13.3 der Verwaltungsvorschrift zu § 74 Landeshaushaltsordnung ist im Anhang tber
die handelsrechtlichen Erfordernisse nach § 284 ff. Handelsgesetzbuch hinaus zu folgenden
Punkten zu berichten:

o Leistungsfahigkeit und Ausnutzungsgrad der wichtigsten Sachanlagen,

e Veranderung der Sachanlagen und Veranderung im Bestand der Grundstiicke u. A.,

¢ laufende und geplante Bauvorhaben,

¢ Finanzanlagen,

o Entwicklung des Eigenkapitals,

e Umsatzerlose,

o Kostendeckungsgrad der Gebuhren und Entgelte,

e Abrechnung der Zufiihrung an den und die Ablieferungen vom Landesbetrieb (Ist-
Abrechnung),

e Entwicklung der Rucklagen und
e Ergebnisverwendungsrechnung.

Fir die Ist-Abrechnung, den Riicklagenspiegel und die Ergebnisverwendungsrechnung sieht die
Verwaltungsvorschrift zur Landeshaushaltsordnung verbindliche Muster vor. Bei den gepriften
Jahresabschliissen fehlten teilweise die Berichte

zum Kostendeckungsgrad der GebUlhren und Entgelte,
zur Ist-Abrechnung der Zufthrungen und Ablieferungen,
zur Ricklagenentwicklung und

uber die Ergebnisverwendungsrechnung.

Der Umfang des Anhangs in den Jahresabschlissen war sehr unterschiedlich ausgepragt.

Der Lagebericht muss den Geschaftsverlauf einschliel3lich des Geschéftsergebnisses und die La-
ge der Kapitalgesellschaft so darstellen, dass ein den tatsdchlichen Verhaltnissen entsprechendes
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Bild vermittelt wird (§ 289 Handelsgesetzbuch, Nr. 13.4 der Verwaltungsvorschrift zu § 74 Lan-
deshaushaltsordnung). Neben der Marktstellung, den Entwicklungsmdoglichkeiten und den maogli-
chen RationalisierungsmalRnahmen sind wichtige Vorkommnisse wéhrend des Geschéftsjahres
darzulegen.

Die Landesbetriebe haben vereinzelt keinen Lagebericht erstellt, zwei Landesbetriebe erstellen
einen gemeinsamen Geschéftsbericht. Grundsatzlich bestanden hinsichtlich der Inhalte und der
Ausfuhrlichkeit der Lageberichte der Landesbetriebe deutliche Unterschiede. Aussagen zur kunf-
tigen Entwicklung eines Landesbetriebes lieBen sich nur eingeschrankt treffen, da die Finanzie-
rung des Betriebes ohnehin vom Landesetat abhing.

4.7 Steuerung und Kennzahlenbildung

Die Grundlage fir das kaufménnische Wirtschaften der Landesbetriebe bildet das Handelsgesetz-
buch. Die Zielsetzung des Handelsgesetzbuchs besteht in erster Linie aus dem Schutz der Glau-
biger. Mit den Daten aus der Bilanz und der GuV soll es den Glaubigern mdglich sein, die Ver-
maogens- und Finanzlage eines Unternehmens richtig einzuschétzen. Es handelt sich also um ein
externes Berichtswesen. Um die Steuerung eines Unternehmens geht es vorrangig nicht.

Bei den Landesbetrieben dient dieses externe Berichtswesen - anders als bei privatwirtschaftli-
chen Unternehmen - der internen Verwendung. Adressaten der Bilanz und GuV sind ndmlich
nicht die Glaubiger, sondern vielmehr die Fachressorts, das Ministerium fur Finanzen und Wirt-
schaft sowie das Parlament und der Rechnungshof.

Privatwirtschaftliche Betriebe bilden zur Beurteilung der finanziellen Lage im Rahmen der Bi-
lanzanalyse Kennzahlen. Auch fur die Landesbetriebe kdnnen die Jahresabschlussdaten zu Kenn-
zahlen verdichtet werden. Diese sind aber zur Beurteilung der finanziellen Situation eines Lan-
desbetriebes nicht oder nur bedingt aussagekraftig. Sie sind dementsprechend auch nicht oder nur
schwer zur Steuerung zu verwenden.

Die im Rahmen der klassischen Bilanzanalyse (Investitions-, Finanzierungs- und Liquiditatsana-
lyse) Ublichen finanzwirtschaftlichen Kennzahlen heben auf die Durchleuchtung des Vermo-
genspotenzials und die kunftige Zahlungsféhigkeit eines Unternehmens ab. Sie basieren auf der
Kapital- und Vermdgensstruktur eines Betriebes. Fiir die Landesbetriebe sind sie deshalb nicht
aussagekraftig, weil

e keine Mdglichkeit zur Fremdfinanzierung besteht,
e sich die Frage einer Zahlungsunfahigkeit nicht stellt und

o die Kapital- und Vermogensstruktur der Betriebe unvollstdndig dargestellt ist (siehe
Pkt. 4.6.4 a und b).

Auch die erfolgswirtschaftlichen Kennzahlen (im Rahmen der Ergebnis-, Rentabilitéts- und
Break-Even-Analyse), die sich auf Kapital- und Vermdgensgrofien beziehen, sind nicht nutzbar.

Im Bereich der erfolgswirtschaftlichen Kennzahlen bietet sich im Rahmen der Ergebnisanalyse

lediglich die Analyse der Aufwands- und Ertragsstruktur an. Anhand dieser kann verdeutlicht
werden, welchen Anteil die einzelnen Aufwands- und Ertragskomponenten am Gesamtergebnis
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haben. Insbesondere ist das Augenmerk auf den Kostendeckungsgrad zu richten. Dieser errechnet
sich aus dem Verhaltnis der (bereinigten) Erldse zu den Aufwendungen.

Fur die Steuerung der Landesbetriebe durch die zustandigen Ministerien und Betriebsleitungen
bieten sich - neben Kennzahlen zur Aufwands- und Ertragsstruktur - in erster Linie betriebsspezi-
fische Kennzahlen und Zeitreihen an. Im Rahmen der Erhebungen wurden z. B. genannt:

Anzahl der Besucher (Kulturbereich),

Zahl der Studierenden (Bereich der Hochschulen),
Produktkosten,

Personalaufwandsquote und

Entwicklung des laufenden Zuflihrungsbetrages.

Die Bildung von Kennzahlen und die Darstellung von Zeitreihen sind aber vollig unabhéngig von
der kaufmannischen Betriebsfiihrung zu sehen und kénnen ebenso bei kameral gefiihrten Einrich-
tungen erfolgen.

Auch nach den Gespréchen mit den Vertretern der Ministerien blieb unklar, inwieweit die Bil-
dung von doppischen Kennzahlen tatsachlich zu einer Verbesserung der Steuerungsmaoglichkei-
ten fuhrte. Vielmehr fehlten regelmaRig messbare Werte, die eine Verbesserung der Wirtschaft-
lichkeit aufzeigten.

Daraus resultierend ist das primére Ziel der Landesbetriebe in Baden-Wurttemberg, eine Landes-
aufgabe effizient zu erfllen und nicht, moglichst positive erfolgswirtschaftliche Kennzahlen zu
erreichen. Diese These wurde durch die Tatsache bestéatigt, dass nur vier Landesbetriebe ein posi-
tives (bereinigtes) Ergebnis der gewohnlichen Geschaftstatigkeit erzielten.

4.8 Landesbetriebe als groRRe Kapitalgesellschaften

Die Merkmale fiir grol3e Kapitalgesellschaften sind in § 267 Absatz 3 in Verbindung mit Ab-
satz 2 Handelsgesetzbuch geregelt. Demnach sollten mindestens zwei der nachfolgend genannten
Merkmale tberschritten werden:

e 19.250.000 Euro Bilanzsumme nach Abzug eines auf der Aktivseite ausgewiesenen Fehlbe-
trags,

e 38.500.000 Euro Umsatzerldse in den zwolf Monaten vor dem Abschlussstichtag,

¢ im Jahresdurchschnitt 250 Arbeitnehmer.

Unabhangig davon, wie viele Mitarbeiter, welche Bilanzsumme und wie viel Umsatzerldse Lan-
desbetriebe haben, missen sie gemaR Nr. 13.1 Verwaltungsvorschrift der Landeshaushaltsord-
nung unter entsprechender Anwendung der fir groRe Kapitalgesellschaften geltenden Regelun-
gen einen Jahresabschluss und einen Lagebericht erstellen.

Fur das Jahr 2011 erflllten lediglich 15 der 43 Landesbetriebe (35 Prozent) in Baden-W(irttem-

berg die Voraussetzungen fur groRe Kapitalgesellschaften. Welche Landesbetriebe dies sind, ist
aus nachfolgender Tabelle ersichtlich:
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Tabelle 13: Landesbetriebe, die die VVoraussetzungen flr grof3e Kapitalgesellschaften erftl-

len
- Umsatzerldse . Personal
Landesbetrieb |\Z/|l:?1t|2tr; ?:g?i in Mio. Euro Sil:]ml\mg Aétjtxa Stand 2011
(bereinigt)* ' (SOLL)
Landesbetrieb Forst BW MLR 167,7 118,4 0
Karlsruher Institut fiir Technologie MWK 26,2 285,0 2.184
Universitat Ulm MWK -1,1 111,2 1.021
Wilhelma MFW 11,6 43,6 269
Wirttembergisches Staatstheater MWK 13,5 20,4 648
Stuttgart
Universitat Stuttgart MWK 1011 418,3 2.559
Vermogen und Bau MFW 15,8 25,1 1.680
Baden-Wirttemberg mit Staatliche
Schldsser und Géarten
Bundesbau Baden-Wirttemberg MFW 0,1 26,4 640
Medizinische Fakultét Freiburg der MWK 0,0 112,9 1.203
Universitat Freiburg
Medizinische Fakultat Heidelberg MWK 0,0 134,2 1.251
der Universitat Heidelberg
Medizinische Fakultat Mannheim MWK 0,0 57,2 264
der Universitat Heidelberg
Medizinische Fakultat Tubingen der MWK 0,0 107,1 1.150
Universitat Tlbingen
Medizinische Fakultat Ulm der MWK 0,0 63,6 1.055
Universitat Ulm
Landeszentrum fur Datenverarbei- MFW 8,8 33,2 442
tung
Universitat Heidelberg MWK 121,1 182,9 2.127
(ohne Universitatsklinikum)

) Ohne Zufiihrungen, Mitteln aus 6ffentlichen Haushalten und Drittmitteln.

Fur 2011 erflllten alle funf Medizinischen Fakultaten, die Universitaten Stuttgart, Heidelberg
und Ulm sowie das KIT diese Voraussetzungen. VVon den genannten Landesbetrieben erftllten
lediglich zwei Landesbetriebe alle drei VVoraussetzungen. Dies waren die Universitdten Stuttgart
und Heidelberg. AuRRerhalb des Hochschulbereichs erfullt lediglich sechs Landesbetriebe die Vo-
raussetzungen einer groRen Kapitalgesellschaft.

Insgesamt 16 Landesbetriebe entsprachen mittelgroRen und zwolf Landesbetriebe kleinen Kapi-

talgesellschaften. Die Landesbetriebe, die nach den Voraussetzungen des Handelsgesetzbuchs
kleinen Kapitalgesellschaften entsprachen, sind nachfolgend dargestellt:
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Tabelle 14:

Landesbetriebe, die kleinen Kapitalgesellschaften entsprachen

Umsatzerlése | Summe Aktiva

. Zusténdiges (Betrage (Betrage Personal Stand

Landesbetrieb Ministerium in Tausend in Tausend 2011 (SOLL)
Euro) Euro)

Staatsweingut Meersburg MFW 2.255 5.874 28,0
Landesakademie fur Schulkunst- KM 264 800 14,0
und Amateurtheater
Landesgesundheitsamt SM/IM 1.521 4.293 125,0
Staatsgalerie Stuttgart MWK 1.158 4.769 104,0
Linden Museum Stuttgart MWK 450 3.319 34,0
Staatliche Kunsthalle MWK 139 485 9,5
Baden-Baden
Staatliches Museum fir MWK 231 3.812 29,5
Naturkunde Karlsruhe
Staatliche Kunsthalle Karlsruhe MWK 369 2,577 53,5
Haus der Geschichte MWK 184 2.509 31,0
Baden-Wiirttemberg
Beschussamt Ulm IM/MFW 2.209 2.936 18,0
Staatliches Museum fur MWK 464 4.413 70,0
Naturkunde Stuttgart
Landesbetrieb Competence Center MFW 0 3.087 25,0

Entsprechend den VVorgaben des Handelsgesetzbuchs haben kleine Kapitalgesellschaften folgen-
de Erleichterungen bei der Rechnungslegung im Vergleich zu grof3en Kapitalgesellschaften:

o verkirztes Schema der GuV und Bilanz,
o weitestgehende Freistellung von Berichtspflichten,
e keine Pflicht zur Erstellung von Testaten.

Mittelgrolle Kapitalgesellschaften unterscheiden sich von grofien Kapitalgesellschaften bei der
Rechnungslegung lediglich durch eine Freistellung von der Segmentberichterstattung.

49 Personal der Landesbetriebe

Die Landesbetriebe besitzen als rechtlich unselbststandige Teile der Landesverwaltung keine
eigene Dienstherrnféhigkeit. Vielmehr werden die Beamten der Landesbetriebe unmittelbar auf
Stellen im Staatshaushaltsplan gefiihrt. Hierbei gelten die Regelungen zur Veranschlagung von
Planstellen im Landeshaushalt fir Beamte. Andere Stellen als Planstellen werden in den Erléute-
rungen zum Wirtschaftsplan ausgewiesen.

Die Beschéftigten der Landesbetriebe werden unmittelbar bei den Landesbetrieben ausgewiesen.
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a) Personalaufwand

Wie bereits unter Pkt. 4.6.1 b dargestellt, betrug der Personalaufwand der Landesbetriebe nach
Auswertung der Jahresabschliisse 2011 rund 2 Mrd. Euro. Dies entsprach einem Anteil von

59 Prozent an den gesamten Aufwendungen der Landesbetriebe. Im Personalaufwand sind die
Positionen fir Lohne und Gehalter sowie soziale Abgaben und Aufwendungen fur Altersversor-
gung und fir die Unterstiitzung enthalten.

Die Pensionsleistungen fiir die Beschéftigten werden grundsatzlich aus den jeweiligen Kapi-
teln 02 der Einzelplane finanziert. Hierzu leisten die Landesbetriebe einen Beitrag zur Deckung
uber einen jahrlichen Versorgungszuschlag. Darlber hinaus flihrten die Betriebe einen jahrlichen
Betrag von 6.000 Euro fiir jede neu ausgebrachte Stelle im Staatshaushaltsplan ab. Fir Beihil-
feanspriiche der Beschaftigten zahlten sie einen pauschalierten Betrag an das Landesamt fur Be-
soldung und Versorgung. Fir die Altersteilzeit der Arbeitnehmer bildeten die Landesbetriebe
dagegen eigenstandig entsprechende Riickstellungen.

b) Personalbestand

Die Fachressorts teilten die Zahl der Vollzeitdquivalente in den Landesbetrieben zu den Stichta-
gen 31.12.2002 und 31.12.2011 mit. Bei Betrieben, die nach 2002 gegriindet wurden, teilten sie
die Vollzeitaquivalente zum 31.12. des Grundungsjahres mit. Die Zahl der Vollzeitdquivalente
erhohte sich von 9.848 im Jahr 2002 (16 Landesbetriebe) auf 28.672 im Jahr 2011 (43 Landesbe-
triebe).

Die Spanne reichte im Jahr 2011 von 0 Vollzeitdquivalenten beim Staatlichen Verpachtungsbe-
trieb bis 4.438 Vollzeitaquivalenten bei der Universitat Stuttgart. In Anlage 5 sind die Vollzeit-
aquivalente der einzelnen Landesbetriebe aufgefihrt.

Nachfolgend wird die Entwicklung der Landesbetriebe dargestellt, die bis 2002 gegriindet wur-
den und bis heute unveréndert bestehen. Hierbei wird zwischen den Medizinischen Fakultaten
und den tbrigen Landesbetrieben unterschieden.

Tabelle 15: Entwicklung des Personalbestandes der Medizinischen Fakultaten
2002 bis 2011
2002 2011
Landesbetrieb in Vpllzelt- in Vpllzelt- V_eranderung
aquivalen- | &quivalen- in Prozent
ten ten
Medizinische Fakultat Freiburg der Universitat Freiburg 2.024,0 2.546,0 +25,8
Medizinische Fakultat Heidelberg der Universitat Heidelberg 1.808,5 2.302,2 +27,3
Medizinische Fakultét Tubingen der Universitat Tibingen 1.606,5 1.793,0 +11,6
Medizinische Fakultat Ulm der Universitdt Ulm 1.097,7 1.258,9 +14,7
Medizinische Fakultat Mannheim der Universitat Heidelberg 549,3 764,5 +39,2
Gesamt 7.086,0 8.664,6 +22,3
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Im Personalbestand der Medizinischen Fakultaten sind auch Beschaftigte enthalten, die aus
Drittmitteln finanziert werden. Eine Vergleichbarkeit mit den anderen Landesbetrieben ist des-
halb nur eingeschréankt moglich.

Tabelle 16: Entwicklung des Personalbestandes der tibrigen Landesbetriebe 2002 bis 2011
. . 2002 . . 2011 . Verénderung
Landesbetrieb in Vollzeit- in Vollzeit- .
aquivalenten aquivalenten in Prozent

Wirttembergisches Staatstheater Stuttgart 1.350,0 1.350,0 +/-0
Vollzugliches Arbeitswesen der Justizvollzugsanstalten 467,7 475,9 +1,8
Wilhelma 269,8 263,4 -2,4
Mess- und Eichwesen 226,0 148,3 -34,4
Landesgesundheitsamt 148,0 121,3 -18,0
Haupt- und Landgestiit Marbach 96,5 85,5 -11,4
Staatliche Miinzen Baden-W(irttemberg 129,5 83,2 -35,8
Staatsweingut Meersburg 22,4 25,7 +14,7
Logistikzentrum Baden-Wirttemberg 33,0 45,0 +36,4
Landesakademie fur Schulkunst- und Amateurtheater 12,7 12,9 +1,6
Staatlicher VVerpachtungsbetrieb 6,0 0,0 -100,0
Gesamt 2.761,6 2.611,2 -5,4

Der Personalbestand stieg bei den Medizinischen Fakultaten deutlich an, wéhrend er bei den (b-
rigen Landesbetrieben zurtickging. Generell ging der Anteil der Beamten bei den Landesbetrie-

ben, die bis 2002 gegriindet wurden, von 9 auf 6 Prozent zuriick.

c) Besonderheiten

Der Landesbetrieb Forst BW wies 2011 einen Personalaufwand von 4,2 Mio. Euro aus. Hierbei

handelte es sich nur um einen geringen Anteil der tatséachlich entstandenen Personalkosten. Der

Betrieb wies lediglich den Personalaufwand fir

e Waldarbeiter, die direkt beim Landesbetrieb Forst BW beschaftigt sind,

o Teilzeitbeschéaftigte oder geringfuigig Beschéftigte im hauswirtschaftlichen Bereich der hoheit-
lichen Aufgaben und

e zeitlich befristet Beschéftigte im Bereich der hoheitlichen Aufgaben (siehe Jahresabschluss
2011, Seite 20 des Landesbetriebs Forst BW)

aus.

Der tiberwiegende Teil der Personalaufwendungen fur den Landesbetrieb Forst BW (2011:
98,2 Mio. Euro) wurde im Kernhaushalt etatisiert:
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¢ Die Betriebsleitung im Bereich des Ministeriums fiir L&ndlichen Raum und Verbraucherschutz,
Abteilung 5 (Kapitel 0801),

e die Betriebsleitung im Bereich der Abteilung 8 der Regierungsprésidien Freiburg und Tibin-
gen (Kapitel 0306 und 0307),

e das Landespersonal aus Kapitel 0831, welches bei den unteren Forstbehdrden sowohl Aufga-
ben fir den Landesbetrieb als auch hoheitliche Aufgaben und Dienstleistungen erbringt (ein-
schlie3lich Personal der forstlichen Bildungszentren),

e die Zuweisungen nach § 11 Absatz 5 FAG (Kapitel 1205 - Ausgleich fur die durch das Verwal-
tungsstrukturreformgesetz auf die Landratsdmter und Blrgermeisterdmter der Stadtkreise tber-
tragenen Aufgaben der unteren Forstbehorden).

Der Landesbetrieb Vollzugliches Arbeitswesen verfligte nach den Erlauterungen zum Wirt-
schaftsplan tber keinen eigenen Personalhaushalt. Er erstattete dem Justizhaushalt daher anteilig
die Dienstbezige fur planmaRige Beamte (Kapitel 0508 Titel 261 81), soweit der Aufwand be-
trieblich bedingt war. Hierbei wurde ein Schéatzwert von 50 Prozent der tatsachlichen Personal-
kosten angenommen.

Dem Staatlichen Verpachtungsbetrieb sind seit 2011 keine Stellen mehr zugeordnet. Die im Jahr
2009 noch vorhandenen zwei Stellen wurden 2010 und 2011 auf die Kapitel 0618 und 0601 Uber-
tragen. Die Aufgaben werden nunmehr von Mitarbeitern des Ministeriums fur Finanzen und
Wirtschaft wahrgenommen, eine Personalkostenverrechnung findet nicht statt.

Wie anhand obiger Beispiele dargestellt, waren die Personalaufwendungen bei verschiedenen
Betrieben nicht vollstédndig dargestellt. Um den tatsachlichen Personalaufwand aufzuzeigen, sind
alle betriebsbedingten Aufwendungen den entsprechenden Landesbetrieben zuzuordnen.

Die Personalausgaben der Beschaftigten bei den Landesbetrieben sind nicht in Hauptgruppe 4 des
Staatshaushaltsplans veranschlagt. Die Personalstellen der Landesbetriebe sind im Vorheft zum
Staatshaushalt in Form einer Ubersicht dargestellt. Die dort genannten Stellenzahlen (2011:
19.089 Stellen) wichen von den mitgeteilten Vollzeitaquivalenten der Fachressorts (2011:

28.672 Vollzeitaquivalente) stark ab. Markante Abweichungen ergaben sich vor allem im Zu-
stdndigkeitsbereich des Ministeriums fur Wissenschaft und Kunst.

Inzwischen wurde die Darstellung im Vorheft zum Staatshaushaltsplan entsprechend geéndert.

Der Rechnungshof weist erganzend darauf hin, dass die Darstellung des Personalbestandes in den
Jahresabschliissen der Landesbetriebe ebenfalls uneinheitlich erfolgt. Hier werden neben der An-
zahl der Stellen auch teilweise die Anzahl der Beschéftigten oder die Anzahl der Vollzeitdquiva-

lente genannt.

4.10 Finanzwirtschaftliche Berichtspflichten

Landesbetriebe haben, anders als die Kernverwaltung, besondere statistische Berichtspflichten.
Sie mussen nach dem bundesrechtlichen Finanz- und Personalstatistikgesetz jahrliche Meldungen
zur Jahresabschlussstatistik und zur Statistik tber die Schulden der Fonds, Einrichtungen des
Staatssektors einschliel3lich Sozialversicherungstréger (Schuldenstatistik) sowie zur Statistik tber
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das Finanzvermdgen erstatten. AuRerdem ist quartalsweise flr die Statistik der 6ffentlichen
Fonds, Einrichtungen und Unternehmen des Staatssektors zu berichten (siehe Leitfaden fir Lan-
desbetriebe, Pkt. 2.5).

4.11 Fristgerechte Erstellung der Jahresabschlisse

Gemal} § 264 Absatz 1 Satz 3 Handelsgesetzbuch haben die Landesbetriebe innerhalb der ersten
drei Monate nach Ablauf des vergangenen Geschaftsjahres den Jahresabschluss zu erstellen und
vorzulegen. Baden-Wirttemberg hat jedoch in Nr. 13.2 der Verwaltungsvorschrift zu § 74 Lan-
deshaushaltsordnung abweichend hiervon festgelegt, dass der Jahresabschluss innerhalb von
sechs Monaten nach Ende des Geschaftsjahres aufzustellen und dem Fachressort vorzulegen ist.
Diese Regelung entspricht der fiir kleine Kapitalgesellschaften (siehe § 264 Absatz 1 Satz 4 Han-
delsgesetzbuch).

Im Jahr 2011 erstellten 25 von 43 Landesbetrieben - also nahezu 60 Prozent - ihren Jahresab-
schluss nicht innerhalb der oben genannten Frist. 17 Landesbetriebe berschritten die Frist deut-
lich. Vier Landesbetriebe legten einen Jahresabschluss fir 2011 erst im Jahr 2013 vor und 13
Landesbetriebe legten bis Ende 2013 vorlaufige Jahresabschlisse fir das Jahr 2011 vor. Hier-
durch verzdgerte sich zum einen die Genehmigung der Jahresabschliisse durch das zustandige
Ministerium und zum anderen die VVorlage der Abschliisse beim Rechnungshof.

4.12 Priafung der Jahresabschlisse

Die Landesbetriebe haben nach Nr. 1.1 der Verwaltungsvorschrift zu § 74 Landeshaushaltsord-
nung fur Zahlungen, Buchfiihrung und Rechnungslegung das Handelsgesetzbuch entsprechend
anzuwenden. Nach § 316 Absatz 1 Handelsgesetzbuch sind der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt durch einen Abschlussprifer zu prifen.

Abweichend hiervon hat der Landesgesetzgeber fiir die Landesbetriebe eine Sonderregelung ge-
troffen. Nach dieser besteht keine Pflicht zur Prifung des Jahresabschlusses durch einen Ab-
schlussprufer. Vielmehr regelt Nr. 19.1 der Verwaltungsvorschrift zu § 74 Landeshaushaltsord-
nung, dass das zustandige Ministerium die Prifung des Jahresabschlusses durch einen Wirt-
schaftsprifer anordnen kann. Fur die Bestellung des Abschlussprifers ist das Einvernehmen des
Rechnungshofs erforderlich. Dartiber hinaus kann auch das Ministerium flr Finanzen und Wirt-
schaft die Prifung des Abschlusses durch einen Wirtschaftsprifer verlangen.

Nach den Vorgaben des Handelsgesetzbuches hat sich die Priifung des Jahresabschlusses darauf
zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften beachtet worden sind. Die Priifung ist so anzule-
gen, dass Unrichtigkeiten und Verst6l3e gegen Bestimmungen, die sich auf die Darstellung der
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens wesentlich auswirken, erkannt werden.
Der Lagebericht ist dahingehend zu priifen, ob er insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der
Lage des Unternehmens vermittelt. Dabei ist auch zu priifen, ob die Chancen und Risiken der
kinftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind (8 317 Handelsgesetzbuch).

Unabhéngig hiervon unterliegen die Landesbetriebe gemal? § 88 der Landeshaushaltsordnung der
Prifung der Haushalts- und Wirtschaftsfihrung - und somit auch der OrdnungsmaRigkeit der
Rechnungslegung - durch den Rechnungshof. Die Prifung erstreckt sich auf die fiir die Haus-
halts- und Wirtschaftsfuhrung geltenden Vorschriften und Grundséatze (8§ 90 Landeshaushaltsord-
nung), insbesondere darauf, ob
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das Haushaltsgesetz und der Haushaltsplan eingehalten worden sind,

die Einnahmen und Ausgaben begriindet und belegt sind und die Haushaltsrechnung und der
Vermdgensnachweis ordnungsgemal aufgestellt sind,

wirtschaftlich und sparsam verfahren wird,

die Aufgabe mit geringerem Personal- oder Sachaufwand oder auf andere Weise wirksamer
erfillt werden kann.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass die Prifung des Jahresabschlusses grundséatzlich nur die
OrdnungsmaéRigkeit beleuchtet und nichts tber Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit eines Landes-
betriebes aussagt. Die Prifung des Jahresabschlusses entbindet die Fachressorts nicht von der
Verantwortlichkeit flir die OrdnungsméRigkeit der Rechnungslegung. Zudem tragen sie die Ver-
antwortung fur die Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit eines Landesbetriebs.

Im Jahr 2011 beauftragten die Fachressorts bei 15 Landesbetrieben die Priifung der Jahresab-
schlusse. Hiervon betroffen waren der komplette Hochschulbereich sowie teilweise der Kulturbe-
reich (Museen). Die durchschnittlichen Kosten fir die Prifung des Jahresabschlusses lagen bei
rund 19.200 Euro. Die Spanne reichte von 8.000 Euro beim Landesmuseum Wirttemberg bis zu
51.000 Euro bei der Universitat Heidelberg. Die Gesamtkosten fir die Prifungen der Jahresab-
schlusse lagen bei rund 288.100 Euro (siehe Anlage 6).

Weder aus handelsrechtlicher noch aus steuerrechtlicher Sicht ergibt sich die Notwendigkeit, die
Jahresabschlisse jahrlich prifen zu lassen. Die Prifung des Jahresabschlusses im Sinne des Han-
delsgesetzbuches ist vielmehr darauf ausgerichtet, Externen ein klares Bild tUber die Unterneh-
menslage zu geben. Auf die Landesbetriebe Gbertragen - bei welchen die Jahresabschliisse vor-
wiegend der internen Verwendung dienen - ergibt sich hieraus kein bedeutender Erkenntnisge-
winn.

5 Landesbetriebe in den Landern
5.1 Entwicklung der Landesbetriebe in den Jahren 2002 bis 2010

Um einen Uberblick tiber die Anzahl und finanzielle GroRenordnung der Landesbetriebe in den
anderen Bundeslandern zu erhalten, hat der Rechnungshof eine Landerumfrage durchgefiihrt. Da
nicht alle Angaben fir das Jahr 2011 vorlagen, werden hier nur die Werte fir die Jahre 2002,
2008 und 2010 dargestellt.

48



Tabelle 17: Landesbetriebe in den Bundesldandern

2002 2008 2010
Bundesland Anzahl Anzahl Anzahl
Baden-Wiirttemberg 24 35 43
Bayern 12 14 14
Berlin 7 7 7
Brandenburg 1 3 5
Bremen 4 4 1
Hamburg 25 30 28
Hessen - 11 10
Mecklenburg-Vorpommern 1 1 1
Niedersachsen 47 31 31
Nordrhein-Westfalen 8 10 7
Rheinland-Pfalz 6 8 8
Saarland 4 8 9
Sachsen 7 14 15
Sachsen-Anhalt 11 13 12
Schleswig-Holstein 6 4 4
Thiringen 9 6 6
Gesamtanzahl 166 199 201

Insgesamt bestanden 2010 in den 16 Bundeslandern 201 Landesbetriebe. Die Zahl der Landesbe-
triebe je Bundesland lag 2010 zwischen einem (Bremen, Mecklenburg-Vorpommern) und 43
(Baden-Wdrttemberg). 9 Bundeslander hatten 1 bis 9 Landesbetriebe, 4 Bundesléander hatten 10
bis 15 Landesbetriebe. Die hdchste Anzahl hatten Hamburg mit 28, Niedersachsen mit 31 und
Baden-Wirttemberg mit 43 Landesbetrieben.

Die vom Rechnungshof Hamburg mitgeteilte Anzahl der Landesbetriebe in den Jahren 2002 und
2010 beinhaltete jeweils 13 und im Jahr 2008 14 ,,nettoveranschlagte Einrichtungen®. Diese
nehmen abgrenzbare Aufgaben fir verwaltungsinterne Dienstleistungen wahr. Sie buchen nach
Auskunft des Rechnungshofes Hamburg nahezu komplett nach den Regeln der kaufmannischen
Buchfiihrung. Daneben waren in der Gesamtzahl (gleichbleibend) zwei Sondervermdgen enthal-
ten.

Die Entwicklung der Anzahl der Landesbetriebe in den Jahren 2002 und 2010 ist in nachfolgen-
der Abbildung dargestellt:
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Abbildung 7: Entwicklung der Anzahl der Landesbetriebe in den Bundesléandern
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Lediglich in zwei Bundesléandern (Berlin und Mecklenburg-Vorpommern) ist die Anzahl der
Landesbetriebe tber die Jahre gleich geblieben. Bei finf Bundeslandern (Bremen, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und Thiringen) ist die Anzahl der Landesbetriebe zwi-
schen 2002 und 2010 zuriickgegangen. Am deutlichsten war dies in Niedersachsen. Dort ist die
Anzahl der Landesbetriebe von 47 im Jahr 2002 auf 31 im Jahr 2010 gesunken. Dies ist nach
Auskunft des Landesrechnungshofs Niedersachsen im Wesentlichen auf Folgendes zurtickzufiih-
ren:

e Verkauf von acht Landeskrankenhdusern, die als Landesbetriebe gefiihrt wurden.

e Umwandlung von flinf Hochschulen in Stiftungshochschulen, deren Trager jeweils eine rechts-
fahige Stiftung des offentlichen Rechts ist.

Sechs Bundeslénder (Baden-Wirttemberg, Bayern, Brandenburg, Rheinland-Pfalz, Saarland und
Sachsen) wiesen zwischen 2002 und 2010 eine steigende Zahl von Landesbetrieben aus.

5.2 Strategie fur die Grindung von Landesbetrieben

Wie in der Tabelle 17 dargestellt, ist die Gesamtzahl der Landesbetriebe von 2002 bis 2010 von
insgesamt 166 auf 201 Landesbetriebe gestiegen. Welche Griinde hierzu fuhrten, konnte durch
die Landerumfrage nicht abschlielend beantwortet werden. Lediglich Brandenburg hat in einer
,»Leitlinie zur Errichtung und Fuhrung eines Landesbetriebs in Brandenburg vom 19.02.2003%
konkrete Ausfuhrungen gemacht.
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Demnach sah Brandenburg in der Griindung von Landesbetrieben die Mdglichkeit, die Verwal-
tung strukturell neu auszurichten. Die neuen Steuerungsinstrumente wie Kosten- und Leistungs-
rechnung, kaufménnisches Rechnungswesen, Marketing und Controlling konnten in einem Lan-
desbetrieb verwirklicht werden, ohne dabei die klassische 6ffentlich-rechtliche Organisations-
form aufzugeben. Daneben sah man auch die Chance, ein starkeres Kostenbewusstsein und eine
strikte Kunden- und Birgerorientierung bei dem im Landesbetrieb tatigen Personal zu fordern.

5.3 Rechtliche Besonderheiten in den Bundeslandern

Wie bereits unter Pkt. 3 dargestellt, hat der Bundesgesetzgeber das Recht der Bundesbetriebe in
den 8§ 26, 74 und 87 Bundeshaushaltsordnung geregelt. Die Bundesbetriebe haben nach den Re-
geln der kaufmannischen Buchfiihrung zu buchen (Mussvorschrift).

Die Bundeslander haben die Regelungen der Bundeshaushaltsordnung in der jeweiligen Landes-
haushaltsordnung entweder gleich oder in abgeénderter Form verankert. Ergédnzend haben die
Lander Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung erlassen.

Die Bundeslander Schleswig-Holstein, Hamburg und Baden-Wirttemberg haben die Regelungen
des 8§ 74 Bundeshaushaltsordnung in veranderter Form in die jeweiligen Landeshaushaltsordnun-
gen tbernommen. Schleswig-Holstein hat statt der ,,Mussvorschrift” der Bundeshaushaltsord-
nung lediglich eine ,,Soll-Vorschrift* fixiert. Hingegen raumen Hamburg und Baden-Widirttem-
berg eine sinngemale Anwendung des Handelsgesetzbuches und damit verbunden einen Ermes-
sensspielraum ein.

Daneben gibt es auch Bundeslander, die das Recht der Landesbetriebe nicht nur in der Landes-
haushaltsordnung und der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Landeshaushaltsordnung, son-
dern erganzend entweder in

¢ unverbindlichen Regelungen oder
¢ verbindlichen Regelungen

festgeschrieben haben.

a) Landeshaushaltsordnung/Verwaltungsvorschrift zur Landeshaushaltsordnung und erganzende
unverbindliche Regelungen

Ein Beispiel hierfur ist Baden-Wirttemberg. Hier hat das Ministerium fir Finanzen und Wirt-
schaft neben den gesetzlichen Vorschriften seit dem 01.01.2012 einen Leitfaden flr Landesbe-
triebe herausgegeben. Dieser entfaltet jedoch keine Bindungswirkung. Er dient als Handreichung
fiir die Landesbetriebe und die Ressorts (siehe Pkt. 3).

b) Landeshaushaltsordnung/Verwaltungsvorschrift zur Landeshaushaltsordnung und erganzende
verbindliche Regelungen

Exemplarisch sind hierfiir zwei Bundeslander - Brandenburg und Sachsen-Anhalt - zu nennen.

Brandenburg hat die Bundesnorm analog umgesetzt. Zusétzlich hat es 2008 in der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zu den 88 26 und 74 Landeshaushaltsordnung sowie durch eine Bilanzie-
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rungsrichtlinie (Anlage zu Nr. 1.6 Verwaltungsvorschrift zu § 26 Landeshaushaltsordnung) er-
ganzende Regelungen getroffen. Die Bilanzierungsrichtlinie legt einheitliche und fur alle Lan-
desbetriebe verbindliche Mindeststandards fir die Aufstellung, Bilanzierung und Prifung der
Eroffnungsbilanz sowie der Jahresabschlisse fest.

Sachsen-Anhalt hat ebenso wie Brandenburg die Regelungen der Bundeshaushaltsordnung ana-
log Gbernommen. Daneben ist das Recht der Landesbetriebe ergénzend in einem ,,Grundsatzer-
lass zu den Landesbetrieben nach § 26 Landeshaushaltsordnung Sachsen-Anhalt” (Runderlass
des Ministeriums der Finanzen vom 11.07.2012 - 25-4012/10) geregelt. Diesem fiir verbindlich
erklarten Grundsatzerlass kommt hierbei eine Konkretisierungsfunktion zu. Der Grundsatzerlass
legt u. a. fest, unter welchen Voraussetzungen ein Landesbetrieb gegriindet werden kann. Wenn
ein Verwaltungsbereich in einen Landesbetrieb umgewandelt werden soll, ist das Gesamtbild der
tatséchlichen Verhaltnisse maligebend. Kriterien hierfur sind die Marktposition, der Umsatz, das
Produkt- und Leistungsangebot sowie eine erwerbswirtschaftliche Ausrichtung des Verwaltungs-
bereichs.

Daneben regelt der Grundsatzerlass auch das Verfahren von der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
vor Grindung des Landesbetriebs (Nr. 1.3 Grundsatzerlass) bis hin zur Evaluation (Nr. 1.3.1 in
Verbindung mit 1.4.2 Grundsatzerlass). Erstgenanntem Verfahren ist eine Kosten-Nutzen-
Analyse zugrunde zu legen, bei der zwingend herausgearbeitet werden muss, dass der Nutzen der
Wirtschaftsform ,,Landesbetrieb” nicht auch durch eine flexibilisierte Haushaltswirtschaft er-
reicht werden kann.

Wie sich durch den Landervergleich zeigte, gehdren sowohl Brandenburg (2010: 5 Landesbetrie-
be) als auch Sachsen-Anhalt (2010: 12 Landesbetriebe) zu den Bundeslandern mit den wenigsten
Landesbetrieben.

Im Vergleich hierzu hat Baden-Wurttemberg - das Bundesland mit den meisten Landesbetrie-
ben - seit dem 01.01.2012 lediglich einen nicht verbindlichen Leitfaden erstellt. Ergdnzend hat
Baden-Wiirttemberg - im Ubrigen auch Hamburg - die Regelungen der Bundeshaushaltsordnung
mit einem weiten Ermessensspielraum tbernommen.

54 Prifung der Jahresabschlisse in den anderen Landern

Der Rechnungshof Baden-Wdrttemberg hat bei den anderen Landesrechnungshdfen die Daten zu
angefallenen Kosten fur die Priifung der Jahresabschliisse (Testate) 2011 erhoben. Fiinf Rech-
nungshofe konnten diese Daten mitteilen. Bei zwei Bundeslandern lagen nur die Zahlen bis 2010
Vvor.

In den Landern Baden-Wirttemberg, Bayern, Berlin, Hamburg und Rheinland-Pfalz fielen 2011
fur 43 Testate bei Landesbetrieben 854.000 Euro Kosten an. Dies sind durchschnittlich

20.000 Euro je Landesbetrieb. Die Testate in Mecklenburg-VVorpommern und Nordrhein-Westfa-
len kosteten 2010 343.000 Euro (durchschnittlich 57.000 Euro je Landesbetrieb).

Die Kosten flr die Prufung der Jahresabschlisse fielen unterschiedlich hoch aus. In Berlin koste-
te 2011 ein Testat durchschnittlich am wenigsten (9.400 Euro), wahrend ein Testat in Nordrhein-
Westfalen durchschnittlich am meisten kostete (66.500 Euro). Kriterien, welche die Hohe der
Kosten beeinflussten, teilten die Bundeslander nicht mit.
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Hamburg (21) und Baden-Wirttemberg (15) lieRen viele Jahresabschllsse testieren. Dies ist auch
deshalb beachtlich, da dies die beiden Bundeslédnder mit der ,,lockersten* Regelung fur die An-
wendung der Vorschriften des Handelsgesetzbuches sind. Hingegen priften Bayern, Mecklen-
burg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz lediglich je einen Jahresabschluss der Landesbetriebe.

Wie bereits unter Pkt. 3 ausgefihrt, gelten fir Landesbetriebe die Regelungen fiir groRe Kapital-
gesellschaften. Davon haben einige Bundeslander Ausnahmen zugelassen.

Beispielsweise regelt Baden-Wirttemberg in Nr. 14.1 in Verbindung mit Nr. 19.1 der Verwal-
tungsvorschrift zu § 74 Landeshaushaltsordnung die Ausnahme von der Testierpflicht. Entspre-
chend werden Jahresabschliisse der Landesbetriebe nur dann durch einen Abschlussprifer ge-
prift, wenn es das zustandige Ministerium anordnet. Dies erkl&rt auch, warum lediglich bei 15
von 43 Landesbetrieben die Jahresabschlisse gepriift wurden. Die betroffenen Ressorts teilten
hierzu folgende Griinde mit:

Museen:
Die Jahresabschliisse werden auf Veranlassung der kaufménnischen Direktoren geprift. Dies soll
der Entlastung der Leitung der Museen dienen.

Medizinische Fakultaten:
Die Pflicht, die Jahresabschlisse prifen zu lassen, ist in der Krankenhausbuchfuhrungsverord-
nung fixiert.

Universitaten und KIT:
Bei den Universitaten und dem KIT ist die Pflicht zur jahrlichen Priifung der Jahresabschliisse im
Finanzstatut festgelegt.

Logistikzentrum Baden-Wdrttemberqg:

Beim Logistikzentrum Baden-Wirttemberg bestimmt § 20 Absatz 2 des Betriebs- und Finanzsta-
tutes vom 30.03.2005, dass der Verwaltungsrat des Logistikzentrums die Prufung des Jahresab-
schlusses durch einen Abschlussprifer anordnen kann. Davon wird regelméf3ig Gebrauch ge-
macht, da die wirtschaftlichen VVorgange beim LZBW sehr komplex und differenziert sind.

Beschussamt Ulm:

Fur die Erstellung der Eroffnungsbilanz und die Testierung der ersten beiden Jahresabschliisse
wurde ein Wirtschaftsprufer als erforderlich angesehen. Die Fachkompetenz war im Regierungs-
prasidium Tubingen noch nicht vorhanden und musste erst geschaffen werden.

In Fallen, in denen ein Jahresabschluss nicht gepruft wird, ist das jeweilige Fachministerium auch
fiir die OrdnungsmaéRigkeit des Abschlusses verantwortlich (Ressortprinzip).

Fur Hamburg gilt, dass nicht jeder Jahresabschluss durch einen Wirtschaftsprifer geprift wird.
Vielmehr gibt es Landesbetriebe, deren Jahresabschliisse durch die Prufabteilung der Finanzbe-
horde gepruft werden. Diese erteilen kein formliches Testat, treffen jedoch im Prufbericht Aussa-
gen, welche dem Handelsgesetzbuch angelehnt sind.

Sachsen-Anhalt lasst aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen Ausnahmen von der Testierpflicht

zu. Grundsatzlich sind die Jahresabschliisse der Landesbetriebe zu prifen. Allerdings enthalt
Nr. 19.3 der Verwaltungsvorschrift zu § 74 Landeshaushaltsordnung eine Offnungsklausel fiir
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Landesbetriebe, die die Merkmale fur kleine Kapitalgesellschaften im Sinne des § 267 Absatz 1
Handelsgesetzbuch erflllen. Diese Regelung wurde mit Grundsatzerlass vom 11.07.2012 konkre-
tisiert. So wird der Jahresabschluss nur noch dann durch einen Wirtschaftsprifer geprift, wenn
die flr den Landesbetrieb zustandige oberste Landesbehdrde oder das Ministerium der Finanzen
dies flir notwendig oder zweckmaRig erachten.

Der Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt teilte mit, dass bis 2012 mit Ausnahme eines Landes-
betriebs alle Jahresabschlusse der Landesbetriebe durch einen Abschlussprifer gepriift wurden.
Je nach Grolie des Betriebs entstanden hierfur Ausgaben zwischen 6.000 Euro und 60.000 Euro
je Landesbetrieb. Ab dem Geschéftsjahr 2013 werden Jahresabschliisse nur noch im Rahmen der
getroffenen und oben dargestellten Regelung in Nr. 3.13 des Grundsatzerlasses geprift.

55 Zufuhrungen und Ablieferungen der Landesbetriebe im Landervergleich

Mit Ausnahme von Hessen lieferten alle Rechnungshofe der Lander im Rahmen der Landerum-
frage Daten Uber Zuftihrungen und Ablieferungen ihrer Landesbetriebe. Die Angaben waren auf
die Jahre 2002, 2008 und 2010 begrenzt. Allerdings konnten die Landesbetriebe nur erschwert
verglichen werden, da in diesem Zeitraum viele Landesbetriebe neu gegriindet oder aufgehoben
wurden. Die Auswertungen beschrankten sich deshalb auf das Jahr 2010.

Es bestehen keine eindeutigen Regelungen flr die Landesbetriebe bezuglich der Bildung von
Riicklagen. Dies kann sowohl Zufiihrungen vom Land als auch Ablieferungen von den Landesbe-
trieben beeinflussen, da ein Verlustausgleich aus Riicklagen oder eine Riicklagenbildung anstelle
einer Ablieferung moglich ist.

Die Bundeslander Berlin, Sachsen-Anhalt und Thiringen differenzierten nach laufenden (kon-
sumtiven) und investiven Zufuhrungen. Alle anderen Lander differenzierten nicht so, weshalb die
Zufuhrungen nur insgesamt ausgewertet wurden. Da die investiven Zuflihrungen weder regelma-
Rig jahrlich noch in gleicher Hohe erfolgten, kann sich durch deren Einbeziehung ein verzerrtes
Bild ergeben. Insoweit sind die nachfolgenden Euro-Angaben nicht ohne Weiteres miteinander
vergleichbar, sie konnen aber finanzielle GréRenordnungen aufzeigen.
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Im Jahr 2010 bendtigten 155 von 191 Landesbetrieben Zufiihrungen aus dem Haushalt.

Abbildung 8:  Anzahl der Landesbetriebe mit Zufiihrungen/Ablieferungen im Jahr 2010
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In den erfassten Bundeslandern benétigten die Landesbetriebe mehrheitlich Zufiihrungen. Der
Anteil der Landesbetriebe mit Zufuhrungen an der Gesamtzahl der Landesbetriebe lag zwischen
36 Prozent (Bayern) und 100 Prozent (Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein), im Mittel bei 81 Prozent.

Abbildung 9: Hohe der Zufiihrungen/Ablieferungen der Landesbetriebe 2010
in Tausend Euro
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Die Summe der Zufiihrungen aller 15 ausgewerteten Bundeslander an die Landesbetriebe belief
sich 2010 auf 5,8 Mrd. Euro. Die einzelnen Landessummen lagen zwischen 1,6 Mio. Euro
(Mecklenburg-Vorpommern, nur 1 Landesbetrieb = Landgestt) und 1,6 Mrd. Euro (Baden-
Wirttemberg, 38 von 43 Landesbetrieben mit Zufihrung).

Uber alle Bundeslander und Landesbetriebe hinweg betrachtet, lag im Jahr 2010 die durchschnitt-
liche Zuftihrung bei rund 2 Prozent des Haushaltsvolumens. Die Bandbreite reicht von
7,5 Prozent in Hamburg bis 0,02 Prozent in Bayern.

In zehn von 15 Bundeslandern (67 Prozent) gab es Ablieferungen der Landesbetriebe an den
Landeshaushalt. Allerdings lieferten lediglich 43 von 191 Landesbetrieben (23 Prozent) Gelder
an den Landeshaushalt ab. Je nach Bundesland lieferten zwischen 12 und 57 Prozent der Landes-
betriebe Betréage ab.

Die Ablieferungen aller Landesbetriebe betrugen 2010 insgesamt 367 Mio. Euro. Die einzelnen
Landessummen lagen zwischen 394.000 Euro (Berlin, Miinze) und 218 Mio. Euro (Bayern, da-
von Staatslotterie 217 Mio. Euro). Wéhrend die Zufuhrungen im Mittel der Lander bei 2 Prozent
des Haushaltsvolumens lagen, erreichten die Ablieferungen nur 0,15 Prozent. Die Bandbreite
reichte von 0,002 Prozent in Berlin bis 0,44 Prozent in Bayern.

6 Bisherige Feststellungen des Rechnungshofs

Einige Landesbetriebe bzw. deren Vorlaufer-Institutionen wurden schon durch die Finanzkontrol-
le Baden-Wrttemberg gepruft. Dabei wurde festgestellt, dass viele Landesbetriebe entweder eine
teilweise oder gar keine wirtschaftlich ausgerichtete Aufgabenstellung ,,am Markt* erfillen.
Stattdessen werden Landesbetriebe gefiihrt, die entweder ganz Gberwiegend Verwaltungsaufga-
ben wahrnehmen oder denen typische Eigenschaften eines Betriebes fehlen (eigenes Personal,
Gewinnerzielung /Kostendeckung). Hier muss - ungeachtet der Betriebsform - eine Aufgabenkri-
tik ansetzen.

Folgende Prufungen haben sich auch mit der Betriebsform Landesbetrieb auseinandergesetzt:

Tabelle 18: Prifungen von Landesbetrieben mit Aussagen zur Betriebsform
Landesbetrieb Denkschrift/Priafungsmitteilung | Aussage zur Betriebsform
Gewasser Denkschrift 2011 Fur behérdliche Aufgaben nicht notwendig
Landesgesundheitsamt | Denkschrift 2011 Betriebsform nicht geeignet, aufgeben
Beschussamt Ulm Denkschrift 2007 Umwandlung in einen Landesbetrieb prufen
Verpachtungsbetrieb Prafungsmitteilung 2000 Voraussetzungen nicht erfllt, Landesbetrieb auflosen
StralRenwesen Prafungsmitteilung 2008 Umwandlung in einen Landesbetrieb prufen

Quelle: Priifungsspiegel der Finanzkontrolle.
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Bei diesen Prifungen wurden folgende Feststellungen getroffen:

Landesbetriebe Gewasser (Denkschrift 2011):

Viele Aufgaben nehmen die Landesbetriebe Gewasser in der Funktion als Bauherr fiir das Land
an Gewassern erster Ordnung wahr. Dazu gehdren das Planen und Durchfiihren von groRen bau-
lichen Projekten wie das Integrierte Rheinprogramm oder das Programm zur Deichsanierung.
Einige Aufgaben sind eng mit den origindren Aufgaben der Regierungsprésidien verknupft, wie
z. B. der Unterhalt des Grundwassermessnetzes und die Grundwasserbewirtschaftung. Durch die
formale Trennung zwischen Landesbetrieb und Behorde entsteht zusatzlicher Aufwand fir die
kaufménnische Buchfiihrung. Fir die originér behdrdlichen Aufgaben ist ein Landesbetrieb nicht
notwendig.

Die Finanzkontrolle hat empfohlen, die behordlich orientierten Aufgaben der Landesbetriebe in
die Referate der Abteilungen Umwelt der Regierungsprasidien einzugliedern und fiir die Bauher-
renaufgaben nur einen landesweit zustandigen Landesbetrieb bei einem Regierungsprasidium
einzurichten. Alternativ kdmen unter Verzicht auf die Betriebsform organisatorische Optimierun-
gen auf Ebene der Regierungsprasidien in Betracht (z. B. Vor-Ort-Ldsungen). Organisation und
Steuerung sollten weiter entwickelt werden, damit die grol3en wasserwirtschaftlichen Bauprojekte
des Landes wirtschaftlich und in einem angemessenen Zeitrahmen durchgeftihrt werden kénnen.
Es wurde ein Einsparpotenzial von zehn Stellen ermittelt.

Die Anregungen der Finanzkontrolle wurden bis jetzt nicht umgesetzt. Der im parlamentarischen
Verfahren zugesagte Bericht steht noch aus.

Landesgesundheitsamt (Denkschrift 2011):

Der Landesbetrieb ist als Organisationsform flr das Landesgesundheitsamt nicht geeignet. Die
mit der Umwandlung zum Landesbetrieb angestrebten Ziele wurden in den vergangenen Jahren
allenfalls ansatzweise erreicht.

Das Landesgesundheitsamt finanziert sich nur zu 12 Prozent aus UmsatzerlGsen. Landesbetriebe
sollen nach Nr. 1.1 Verwaltungsvorschrift zu § 26 Landeshaushaltsordnung erwerbs- oder
marktwirtschaftlich ausgerichtet sein. Dies ist angesichts einer Finanzierung zu 88 Prozent aus
dem Landeshaushalt nicht gegeben.

Aufgrund der Einbindung in das Regierungsprasidium Stuttgart und einer Vielzahl von Pflicht-
aufgaben kann das Landesgesundheitsamt nicht eigenverantwortlich tiber seine Einnahmen und
Ausgaben entscheiden. Uberzeugende Griinde, das Landesgesundheitsamt als Landesbetrieb wei-
terzufuhren, sind nicht ersichtlich. Der Rechnungshof hat empfohlen, die Rechtsform Landesbe-
trieb fur das Landesgesundheitsamt aufzugeben.

Die Empfehlung des Rechnungshofs wurde nicht umgesetzt.

Beschussamt Ulm (Denkschrift 2007):
Das Beschussamt Ulm arbeitet in drei Tatigkeitsbereichen:

e Waffen- und Munitionstechnik,
e Sicherheitstechnik und
e Sonderaufgaben.
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Der Bereich Waffen- und Munitionstechnik ist bundesrechtlich im Waffen- und Beschussgesetz

geregelt. Fur diese hoheitliche Aufgabe sind bundeseinheitliche Geblhren festgelegt. Bei Sicher-
heitstechnik und Sonderaufgaben werden privatrechtliche Entgelte erhoben. Diese beiden Berei-
che werden als Betriebe gewerblicher Art behandelt und sind umsatzsteuerpflichtig.

Die Wirtschaftlichkeit eines Erweiterungsbaus fiir die beiden Bereiche war nicht gegeben. Der
laut Beschussamt durch den Erweiterungsbau erwartete Leistungs- und Einnahmeanstieg im pri-
vatrechtlichen Entgeltbereich und die grundsatzliche, insbesondere auch technische Entwicklung
im Beschusswesen, erfordern nach Ansicht des Rechnungshofs eine transparentere Haushaltsfiih-
rung. Der Fortbestand des Beschussamts als Landesbetrieb sollte deshalb gepruft werden. Dafir
spricht sowohl die bisherige steuerliche Behandlung als Betrieb gewerblicher Art als auch die
dadurch erreichbare groRRere Flexibilitat und Eigenverantwortlichkeit bei betrieblichen Entschei-
dungen.

Das Beschussamt Ulm wurde zum 01.01.2010 in einen Landesbetrieb umgewandelt.

Staatlicher Verpachtungsbetrieb (Priifungsmitteilung 2000):

Der Staatliche VVerpachtungsbetrieb ist aufgrund der Verpachtung von Landesvermdgen faktisch
eine reine Vermodgensverwaltung. Die Anlagenbuchfiihrung erfolgt separat durch die jeweiligen
Pachtunternehmen. Instandhaltungen und Bewirtschaftung der verpachteten Liegenschaften und
Betriebseinrichtungen wurden bei Landesdienststellen belassen oder mit Geschaftsbesorgungs-
vertrag auf die P&chter tbertragen. Fir solch eine Vermdgensverwaltung ist die Einrichtung eines
Landesbetriebs nicht vorgesehen.

Der Staatliche Verpachtungsbetrieb agiert weder im freien Wettbewerb, noch verfligt er Gber ei-
genes Personal. Damit fehlt es ihm an wesentlichen Bestandteilen betrieblicher Strukturen. Die
Voraussetzungen fur einen Landesbetrieb sind nicht erfiillt. Es werden keine Kosten eingespart,
sondern Mehrkosten verursacht. Der Rechnungshof hat empfohlen, den Staatlichen Verpach-
tungsbetrieb aufzuldsen. Die dort formal zusammengefassten Verpachtungsaktivitaten kénnen
von den damit befassten Dienststellen oder Einrichtungen verwaltet werden.

Die Empfehlung des Rechnungshofs wurde nicht umgesetzt.

StraRenwesen (Prifungsmitteilung 2008):

Die Aufgabe der Stralenbauverwaltung ist die Verwaltung und der bauliche Erhalt der Landes-
stralRen in Baden-Wirttemberg. Fur den baulichen Erhalt der Landesstraf’en wird nicht nur mehr
Geld benétigt, sondern es muss auch wirtschaftlich und zielgenau eingesetzt werden. Technische
und kaufmannische Entscheidungshilfen missen eingesetzt und weitere Optimierungs- und Ein-
sparpotenziale genutzt werden. Mit den in der StraRenbauverwaltung teilweise noch umzusetzen-
den neuen Steuerungsinstrumenten kénnen die Erhaltungsmittel bedarfsorientiert ermittelt wer-
den. Weitere Effizienzgewinne sind moglich, wenn die Verwaltung flexibler wird und die Aufga-
ben bundelt. Die betriebswirtschaftlichen Elemente kdnnten dann konzentriert genutzt und far
das aufgezeigte Erhaltungsmanagement eingesetzt werden. Dies kann durch den stufenweisen
Aufbau eines Landesbetriebs StralRenbau geschehen. AuRerdem kann so auf territoriale und funk-
tionale Schnittstellen sowie den altersbedingten Personalabbau in der Strallenbauverwaltung rea-
giert werden.

Die Empfehlung des Rechnungshofs, die StraRenbauverwaltung sukzessive in die Betriebsform
Landesbetriebe zu Uberfuhren, wurde nicht umgesetzt.
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7 Empfehlungen
7.1 Priafung der Sinnhaftigkeit eines Landesbetriebs

Der Griindung von Landesbetrieben lagen nach den Prifungsfeststellungen in vielen Fallen eher
allgemeine Uberlegungen zugrunde. Der konkrete Nutzen wurde nicht definiert und konnte des-
halb auch nicht den konkreten Kosten gegentibergestellt werden. Auch konkrete Ziele, die eine
spatere Evaluation ermdglicht hatten, wurden in der Regel nicht definiert.

Die Errichtung von Landesbetrieben verursacht zusatzliche Belastungen wie

e Einrichten und Vorhalten von kaufmannischem Know-how auf verschiedenen Ebenen,
¢ Implementierung kaufmannischer Buchhaltungselemente,
e Kosten fir die Erstellung von Jahresabschliissen und Testaten.

Die unter Pkt. 4.5 dargestellten Griinde wie Flexibilisierung der Wirtschaftsfihrung, Kosten-
transparenz und Budgetverantwortung waren auch bei der Einflihrung der Neuen Steuerungsin-
strumente in der Landesverwaltung im Jahr 2004 wesentlich. Die Neuen Steuerungsinstrumente
bieten verschiedene Flexibilisierungsmoglichkeiten des modernen Haushaltsrechts wie verlassli-
che Mittelubertragbarkeit, Einrichtung von Deckungskreisen und dezentrale Budgetierung. Diese
Instrumentarien kénnen ohne Bruch in der konventionellen Verwaltungsorganisation praktiziert
werden. Sie sind einer kaufmannischen Wirtschaftsfihrung (wie bei Landesbetrieben praktiziert)
nur in Ausnahmeféllen unterlegen.

Der Rechnungshof geht davon aus, dass man mit der Anwendung der Instrumente der flexiblen
Haushaltswirtschaft fir die berwiegende Zahl der Landesbetriebe die gleichen Ziele hatten er-
reichen kdnnen, die mit der Wahl der Betriebsform ,,Landesbetrieb* erreicht werden sollten.

Das Ministerium fur Finanzen und Wirtschaft soll fiir zukinftig zu griindende Landesbetriebe
klare Kriterien formulieren, nach denen Behorden ganz oder teilweise in einen Landesbetrieb
umgewandelt werden kénnen. Aus Sicht des Rechnungshofs kommen folgende Félle in Betracht:

1) Teilnahme einer staatlichen Institution am Markt, erwerbswirtschaftliche Ausrichtung (z. B.
Staatliches Weingut, Wilhelma, Landesbetrieb Forst BW, Museen).

2) Funktion einer Institution als interner Dienstleister, insbesondere da, wo auch private Wett-
bewerber vorhanden sind (z. B. IZLBW, LCC, LZBW).

3) Gesetzliche Regelungen, die die Moglichkeit ausdriicklich eroffnen (z. B. Medizinische Fa-
kultaten, Hochschulen).

Der Landtag sollte aus Sicht des Rechnungshofs kunftig ein kritisches Auge darauf haben, ob
einer der genannten Falle vorliegt, wenn eine staatliche Organisation in einen Landesbetrieb um-
gewandelt werden soll. Der damit verbundene Informationsverlust fir den Haushaltsgesetzgeber
sollte nur in Kauf genommen werden, wenn ein Wirtschaften als Landesbetrieb klar erkennbare
Vorteile bringt.
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Im Falle weiterer Umwandlungen von staatlichen Institutionen in Landesbetriebe sind in einem
Konzept konkrete Teilziele und Ziele festzulegen, die im Rahmen der Erfolgskontrolle Gberprif-
bar sind. Hierbei sollte vor allem herausgearbeitet werden, in welchem zeitlichen Rahmen sowohl
wirtschaftliche als auch organisatorische Verbesserungen zu erwarten sind. Zudem sollten die
erwarteten Einnahmen und Ausgaben dargestellt werden.

In der Regel dirfte die kiinftige Umwandlung nur bei Einrichtungen gerechtfertigt sein, die in
erster Linie auf das Agieren am privatwirtschaftlichen Markt, also das Verkaufen von Produkten
und Dienstleistungen, ausgerichtet sind.

Diese Vorgehensweise sollte in den seit 01.01.2012 gdiltigen Leitfaden aufgenommen werden.

Des Weiteren sollte der Leitfaden konkret und detailliert regeln, unter welchen Voraussetzungen
ein Landesbetrieb gebildet werden kann. Die hierzu ergangenen Regelungen in den Bundeslan-
dern Brandenburg und Sachsen-Anhalt konnen als Grundlage herangezogen werden. Diese Rege-
lungen heben auf eine erwerbswirtschaftliche oder marktorientierte Ausrichtung eines Landesbe-
triebs ab.

7.2 Kennzahlen

Viele klassische finanzwirtschaftliche Kennzahlen sind bei den Landesbetrieben nicht hilfreich,
weil zum einen keine Moglichkeit zur Fremdfinanzierung gegeben ist und zum anderen sich die
Frage der Zahlungsunfahigkeit nicht stellt. Auch ist die Vermdgens- und Kapitalstruktur unvoll-
standig dargestellt.

Zur Steuerung der Landesbetriebe sind deshalb nur ertragswirtschaftliche Kennzahlen sinnvoll,
die sich auf eine Analyse der Aufwands- und Ertragsstruktur eines Betriebs beziehen. Darlber
hinaus empfiehlt der Rechnungshof, auch betriebsspezifische Kennzahlen und Zeitreihen zu bil-
den und diese im Staatshaushaltsplan darzustellen. So sollten neben dem Kostendeckungsgrad
beispielsweise Kennzahlen wie

e Produktkosten,
¢ Personalaufwandsquote,
¢ Entwicklung des laufenden Zuflihrungsbetrags

gebildet werden. Anhand dieser Kennzahlen kénnten sowohl die zustdndigen Fachressorts aber
auch die Betriebsleitungen den Landesbetrieb entsprechend steuern.

7.3 Echtes Betriebsergebnis nicht verschleiern

Die fehlende Kostenverrechnung zur Gebaudenutzung, -bewirtschaftung und Inanspruchnahme

von Zentralen Diensten flhrt dazu, dass die Ergebnisse der gewohnlichen Geschaftstatigkeit der
Landesbetriebe regelmaRig positiver ausgewiesen werden, als diese tatsachlich sind. Um ein ob-
jektives und realistisches Wirtschaftsergebnis zu erreichen, sollten die internen Kosten aller Be-
reiche bei allen Landesbetrieben nicht nur nachrichtlich ausgewiesen, sondern auch pauschaliert
verrechnet werden.
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Durch die weitgehend fehlende Zuordnung des unbeweglichen Vermdégens zu den Landesbetrie-
ben wird der Werteverlust in Form der laufenden Abschreibung nicht dargestellt und der einzelne
Betrieb nicht in die Verantwortung fur den Erhalt des Vermdgens genommen. Es ist daher zu
prifen, ob und wie eine Zuordnung des unbeweglichen Vermodgens zum Vermdgen der Landes-
betriebe erfolgen kann.

Eine klare und objektive Analyse der tatsachlichen wirtschaftlichen Verhaltnisse der Betriebe ist
nicht nur flr die Gebuhren- und Entgeltbemessung unverzichtbar, sondern ist die Grundlage fur
die Beurteilung der optimalen Betriebsform.

Der Rechnungshof empfiehlt, zur besseren Transparenz eine generelle Regelung zu treffen, wo
die Geb&ude und Grundstiicke der Landesbetriebe dargestellt und aktiviert werden.

7.4 Transparenz

Fur die Landesbetriebe werden im Staatshaushaltsplan lediglich die Zufiihrungen und Abliefe-
rungen dargestellt. Somit ergeben sich andere Einfluss-, Steuerungs- und Kontrollmdoglichkeiten
durch das Parlament.

Die unter Pkt. 4.4 aufgefiihrten Beispiele zeigen, dass es oftmals nur erschwert maglich ist, den
tatsachlichen Zuflihrungs- oder Ablieferungsbetrag eines Landesbetriebs zu ermitteln. Was tat-
séchlich in Summe im Landesbetrieb ,,geschieht®, l&sst sich mit den bisherigen Informationen
meist nicht beurteilen.

Deshalb empfiehlt der Rechnungshof, das Wirtschaften der Landesbetriebe im Staatshaushalts-
plan und in der Haushaltsrechnung detaillierter darzustellen. Dies kdnnte wie folgt geschehen:

a) Die Landesbetriebe sind in jeweils eigenen Kapiteln darzustellen. Das Ministerium fur Fi-
nanzen und Wirtschaft hat bereits seit 2012 den Landesbetrieben in seinem Zustandigkeitsbe-
reich eigene Kapitel zugewiesen. Diese Darstellungsweise sollte fiir alle Landesbetriebe um-
gesetzt werden. Dies wiirde die Ubersichtlichkeit deutlich erhéhen.

b) Die Kapitel der Landesbetriebe sind im Staatshaushaltsplan um eine - zumindest nachrichtli-
che - Aufstellung aller finanziellen Transaktionen zwischen Landesbetrieb und Kernhaushalt
zu erganzen. Nur so kann eine uneingeschrénkte Kontrolle aus uibergeordneter Sicht (Parla-
ment, Rechnungshof) sichergestellt werden.

c) Die Ubersicht im Vorheft des Staatshaushaltsplans ist so zu tiberarbeiten, dass Werte eines
einheitlichen Abschlussjahres dargestellt sind. Zwar werden in der Vermdégensubersicht des
Landes unter Ziffer Il die Landesbetriebe nach 8 26 Landeshaushaltsordnung mit ihrer jewei-
ligen Eigenkapitalausstattung und ihren Ergebnissen dargestellt. Allerdings stimmten diese
nicht mit den im Rahmen dieser Priifung bei den Fachressorts erhobenen Werten uberein.

d) Die Verrechnung der unentgeltlichen Leistungen, die ein Landesbetrieb empfangt bzw. er-
bringt, soll dargestellt werden.

Ziel sollte es sein, eine Vergleichbarkeit des Anlagevermogens der Landesbetriebe zu erreichen

und das Betriebsvermdgen und den daraus resultierenden Werteverzehr vollstandig darzustellen.
Sollten Landesbetriebe zukunftig ,Aufwande und Abschreibungen fir die ihnen bereitgestellten
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Gebdaude bei der Preisbildung beriicksichtigen mussen, so sind bei einer landesinternen Beauftra-
gung eines Landesbetriebs haushaltsrechtliche VVorkehrungen zu treffen, dass kameral wirtschaf-
tende ,,Auftraggeber einen entsprechenden Ausgleich in ihrem Sachmittel-Budget erhalten, um

die beim Landesbetrieb anfallenden hoheren Aufwénde decken zu kénnen.

7.5 Ubersicht tiber die kassenwirksamen Zufiihrungen und Ablieferungen in den Jah-
resabschlissen der Landesbetriebe

Die Zufuhrungs- und Ablieferungsbetrage in der Staatshaushaltsrechnung entsprachen vor allem
durch Rechnungsabgrenzung meist nicht den Betragen in den kaufmannischen Jahresabschliissen.
Hier besteht ein Bruch zwischen der kameralen und der kaufménnischen Darstellung.

Die Jahresabschliisse der Landesbetriebe sollten daher um eine Ubersicht (iber die kassenwirksa-
men Zufiihrungen und Ablieferungen vom und an den Staatshaushalt im jeweiligen Haushaltsjahr
(01.01. bis 31.12.) ergénzt werden.

7.6 Verbindliche Muster fiir Gewinn- und Verlustrechnung und Bilanz

In Anlagen 1 und 2 zu Nr. 13.2 der Verwaltungsvorschrift zu § 74 Landeshaushaltsordnung Ba-
den-Waurttemberg sind verbindliche Muster fur die GuV und die Bilanzen der Landesbetriebe
vorgegeben.

Im Prufungszeitraum wichen viele Landesbetriebe bei der Aufstellung ihrer Jahresabschliisse von
den Mustern ab.

Nur die Vollstandigkeit und die Einheitlichkeit der GuV, der Bilanzen und der Anh&nge mit La-
geberichten ermdglicht eine Konsolidierung der Jahresabschliisse. Die Priifung und Uberwa-
chung der Ergebnisse durch das Fachressort, das Ministerium flr Finanzen und Wirtschaft und
den Rechnungshof wirden deutlich erleichtert.

In der bisherigen Form ist eine Konsolidierung der Jahresabschliisse nur mit erheblichem Zusatz-
aufwand moglich. Es sollte kiinftig verstarkt darauf geachtet werden, dass die Jahresabschlusse
zum einen den formellen VVorgaben der Verwaltungsvorschrift zur Landeshaushaltsordnung ent-
sprechen, zum anderen eine Vollstandigkeit der Angaben hinsichtlich ihrer Vermdgens- und Ka-
pitalsituation gegeben ist. Hierzu gehort auch die Darstellung der internen Kostenverrechnungen.

Fur den Anhang und Lagebericht raumt Nr. 13.5 der VVerwaltungsvorschrift zu § 74 Landeshaus-
haltsordnung Baden-Wirttemberg den Ministerien ein, ein Schema festzulegen. Es wird empfoh-
len, von diesem Recht Gebrauch zu machen. Dies wirde eine Konzentration der maligeblichen
Informationen und damit eine Vereinfachung der Genehmigungspraxis bewirken.

7.7 Fristgerechte Erstellung, Genehmigung und Vorlage der Jahresabschlisse

Nahezu 60 Prozent der Jahresabschlisse fir das Jahr 2011 wurden zu spat erstellt bzw. bis Ende
2013 sogar nur vorlaufig vorgelegt. Die Fachressorts haben kinftig darauf zu achten, dass die
Jahresabschlisse fristgerecht erstellt, genehmigt und zeitnah dem Rechnungshof vorgelegt wer-
den.
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7.8 Priafung des Jahresabschlusses nur im Ausnahmefall

Die Prufung des Jahresabschlusses ist kostenintensiv und fuhrt fir Landesbetriebe in der Regel zu
keinem zusatzlichen Erkenntnisgewinn. Dies deshalb, weil die Prifung des Jahresabschlusses im
Sinne des Handelsgesetzbuches darauf ausgerichtet ist, Externen verléssliche Informationen tiber
die finanzielle Lage eines Betriebs zu geben. Uber die Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit sagt
diese nichts aus.

Geprifte Jahresabschliisse entbinden die Fachressorts nicht von der Verantwortlichkeit fir die
OrdnungsméRigkeit der Rechnungslegung. Kiinftig sollte nur noch eine anlassbezogene Priifung
des Jahresabschlusses im Rahmen von Nr. 19 der Verwaltungsvorschrift zu 8 74 Landeshaus-
haltsordnung erfolgen. Diese ist qualifiziert zu begrinden. Fir die Bestellung des Abschlusspri-
fers ist das Einvernehmen des Rechnungshofs einzuholen.

8 Stellungnahme des Ministeriums fur Finanzen und Wirtschaft

Das Ministerium fur Finanzen und Wirtschaft hat mit Schreiben vom 29.04.2015
- AZ 2-0450.2/55 - in Abstimmung mit den anderen Ressorts Stellung zum Entwurf der Beraten-
den AuRerung ,,Landesbetriebe* genommen.

Es teilte mit, dass bei der Umwandlung einiger Einrichtungen in Landesbetriebe neben betriebs-
und haushaltswirtschaftlichen Aspekten auch die besondere Ausgangssituation dieser Einrichtun-
gen den Ausschlag gegeben hétte. So sollte Gber eine rein betriebswirtschaftliche Neuaufstellung
hinaus eine die betrieblich-personale Zusammengehdrigkeit betonende Klammer geschaffen wer-
den (corporate identity).

Eine ,,Ruckumwandlung* bestehender Landesbetriebe bzw. deren Integration in die vorhandenen
kameralen Strukturen der allgemeinen Haushaltswirtschaft werde aus verwaltungsékonomischen
Grinden grundsétzlich abgelehnt.

Um die vom Rechnungshof geforderte Einheitlichkeit der Jahresabschliisse zu férdern, habe man
den ,,Leitfaden flr Landesbetriebe nach § 26 Landeshaushaltsordnung Baden-Wurttemberg* er-
stellt. Die Prifung der Einhaltung der VVorschriften der Landeshaushaltsordnung und der dazuge-
horigen Verwaltungsvorschriften obliege dem jeweiligen Ressort. Dies sei angesichts der in den
jeweils fachlich zustdndigen Ressorts vorhandenen Sachkenntnis auch angemessen.

Unter Nr. 4.1 der Beratenden AuRerung stellte der Rechnungshof fest, dass lediglich in den Be-
reichen Hochschulen, Medizinische Fakultaten und Kultureinrichtungen aufgabenbezogene
Gruppen gebildet werden konnten. Das Ministerium fir Finanzen und Wirtschaft teilte mit, dass
die Vergleichbarkeit innerhalb der jeweiligen Gruppen durch das zustandige Fachressort verfolgt
werden wiirde. Eine dartiber hinausgehende Vergleichbarkeit aller Landesbetriebe untereinander
sei als wenig zielfuhrend anzusehen.

Das Ministerium fr Finanzen und Wirtschaft schlief3t nicht aus, dass eine Kostenverrechnung
bzw. -erstattung bei Landesbetrieben bisher nicht durchgangig konsequent umgesetzt wurde. Die
Ressorts wiirden nochmals darauf hinwirken, dass kunftig die durch 8 61 Landeshaushaltsord-
nung geforderten internen Verrechnungen vorgenommen oder die VVoraussetzungen dafir ge-
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schaffen wirden. Allerdings finanziere das Land eigene ,,verselbstandigte” Einrichtungen sowie
Dritte auch in anderer Weise als durch Entgelte und musse dazu auch kinftig in der Lage sein.
Das Ministerium fr Finanzen und Wirtschaft stelle den Landesbetrieben fiir den Kostenblock
,unterbringungs-/Gebaudekosten* einen standardisierten Verrechnungsprozess zur Verfligung.

Zur Forderung, fur die fristgerechte Erstellung, Genehmigung und insbesondere Vorlage der Jah-
resabschlisse zu sorgen, teilte das Ministerium fir Finanzen und Wirtschaft mit, dass die Res-
sorts auf die zeitgerechte Aufgabenerfullung besonders achten wiirden. Die Einhaltung der fest-
gelegten Fristen sei auch fur die Einbeziehung der Jahresabschlisse in die Vermdgensrechnung
des Landes von Bedeutung.

9 Schlussbemerkung

Der Rechnungshof hat mit dieser Beratenden AuRerung die in Baden-Wiirttemberg im Priifungs-
zeitraum vorhandenen Landesbetriebe beleuchtet. Durch die Prifung wird deutlich, dass in der
Vergangenheit in vielen ausgabeintensiven Bereichen der Landesverwaltung Umwandlungen in
Landesbetriebe erfolgten. Der Rechnungshof steht kiinftigen Umwandlungen in Landesbetriebe
kritisch gegenuber, sofern nicht eine eindeutige und uberwiegende erwerbswirtschaftliche oder
bedarfsdeckende Ausrichtung gegeben ist (Nr. 1.1 der Verwaltungsvorschrift zu § 26 Landes-
haushaltsordnung).

gez. Max Munding gez. Dr. Georg Walch
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Anlage 1 zu Punkt 4.2

Lfd. Nr. Name Griindung Sitz
1 Wilhelma 01.01.1955 Stuttgart
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise
Wilhelma - Zoologisch-Botanischer Garten Stuttgart: Der Dreiklang von Zoo, botanischem
Garten und historischem Park des 19. Jahrhunderts macht den hohen Wert und besonderen
Reiz der Wilhelma aus. Mit jahrlich mehr als 2 Mio. Besuchern gehért die Wilhelma zu den
besucherstarksten Einrichtungen des Landes und der Region.
Die Wilhelma hat folgende Aufgaben:
1. Den Menschen Erholung und Entspannung bieten,
2. Wissen Uber Tiere und Pflanzen vermitteln,
3. Wissen Uber Tiere und Pflanzen mehren,
4. sich fur Natur- und Tierschutz, insbesondere fiir den Erhalt der biologischen Vielfalt ein-
zusetzen,
5. das kulturelle Erbe zu erhalten und das Bewusstsein fur Geschichte zu férdern,
6. die landeseigenen Grunanlagen zu pflegen.
Lfd. Nr. Name Griindung Sitz
2 Staatsweingut Meersburg 01.01.1974 Meersburg
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise
Gegenstand des Landesbetriebs sind die Erzeugung bzw. Herstellung und der Vertrieb von
Wein und Weinprodukten sowie die damit zusammenhangenden Geschafte.
Lfd. Nr. Name Grundung Sitz
3 Staatlicher Verpachtungsbetrieb 01.01.1995 Stuttgart
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lja X nein [ teilweise

Im Staatlichen Verpachtungsbetrieb ist das an verschiedene Betriebsgesellschaften verpach-
tete gewerbliche Betriebsvermdgen zusammengefasst. Die Pachtverhaltnisse sind nach
steuerlichen Gesichtspunkten in zwei Bereiche eingeteilt:

e Bader (Verpachtung Bader- und Kureinrichtungen Baden-Baden, Badenweiler, Bad
Wildbad)

e Versorgung (Verpachtung Hafen Kehl, Mannheim - mit staatlichem Hafenamt, landesei-
gene Kfz-Stellplatze)




Lfd. Nr. Name Grindung Sitz
4 Wirttembergisches Staatstheater 01.01.1995 Stuttgart
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise
Es werden im Wesentlichen selbstinszenierte Opern, Ballette und Schauspiele aufgefthrt.
Die John-Cranko-Ballettschule ist in das Staatstheater integriert.
Name Grindung Sitz
s | troeedememromrt | ooass | e s
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lja [ nein X teilweise

Durchfiihrung zentraler landesweiter Lehrerfortbildungsveranstaltungen in allen kinstleri-
schen Disziplinen (rund 70 mehrtagige Fortbildungen).

Durchfiihrung kostenpflichtiger Aus-, Fort- und Weiterbildungsseminare mit professionel-
len Kinstlern, Kunst- und Theaterpadagogen, Schauspielern und anderen Experten aus
dem Bereich der Kreativitatsforderung (Ferien- und Wochenendkurse, Oster-, Pfingst-
und Sommer-, Herbst- und Winterakademie, Symposien ...), die sowohl fur Lehrerkréfte
als auch fur andere kulturinteressierte Zielgruppen ausgerichtet werden.

Durchfiihrung von Veranstaltungen zu bildungspolitischen Schwerpunktthemen, z. B.
Kulturprojekte mit européischer und internationaler Dimension, Praventions- und Integra-
tionsseminare, Kooperationsprojekte mit Kulturpartnern - Kooperation Schule & Kultur,
Fachtage zur frihkindlichen asthetischen Bildung.

Kunst- und Theaterworkshops zur Férderung besonders talentierter Schiiler/innen aller
Schularten.

Schulklassenbezogene Schiilerabrufveranstaltungen mit kunst-/theater-/kulturpadago-
gischer interdisziplinarer Ausrichtung fir alle Schularten (rund 140 Veranstaltungen
a 2,5 Tage).

Durchfiihrung von internationalen Kunst- und Theaterbegegnungen mit unterrichtsbezo-
genen thematischen Schwerpunktsetzungen.

Ausrichtung von Theaterseminaren des Landesverbandes deutscher Amateurtheater.
Nutzung der Akademie als Tagungshotel; Veranstaltungen von Dritten.

Durchfiihrung von rund 310 mehrtagigen Veranstaltungen je Jahr mit rund 18 000 Teil-
nehmern in einem 7-Tage-Betrieb.

Weitergabe von Kunst und Kultur durch am schulischen Bedarf ausgerichtete Aus- und
Fortbildungen sowie ErschlieRung Gibergeordneter Themenbereiche mit kunst- und thea-
terpadagogischen Methoden fir unterschiedliche Vermittlungsformate.

Funktion als praxisbezogene Begegnungsstatte fir Padagogen, Schiler, Kiinstler und
Fachleute aus allen Bereichen des schulischen und kulturellen Lebens.

An der Landesakademie ist auch die Geschéaftsstelle des Kleinkunstpreises des Landes Ba-
den-Wirttemberg eingerichtet.




Lfd. Nr. Name Griindung Sitz
6 Haupt- und Landgestit Marbach 01.01.1996 Gomadingen
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

e Hauptgestut mit Stutenhaltung, Fohlenaufzucht, Pferdeausbildung und seit 2005 Ruhe-
standspferdehaltung.

e Landgestut mit Deckhengsthaltung und Besamung.

e Landesreitschule.

e Landesfahrschule.

e Leistungsprifungen fiir Hengste und Stuten.

e Vorbereitung zur Zugleistungsprifung fur Kaltblutstuten.

e Durchfihrung von Veranstaltungen (z. B. Hengstparade, Teilnahme an Messen und
Schauveranstaltungen).

e Landwirtschaft.

e Fleischleistungsprufung bei Schafen.
e Schafherde bis 2004.

o Offentlichkeitsarbeit und Tourismus.

e Berufsaushildung (Ausbildungsbetrieb im Berufshild Pferdewirt in den Schwerpunkten
~Pferdezucht und Haltung“ und ,Reiten”).

e Zusammenarbeit mit Hochschule Nirtingen/Geislingen (Studiengang Pferdewirtschaft)
und der Beruflichen Schule Munsingen.

e Durchfiihrung von Fortbildungslehrgangen.

e Tierzucht (Kompetenzzentrum Pferdezucht und Pferdehaltung, neu hinzugekommen
durch die Verwaltungsreform).

Hoheitliche Aufgabenbereiche sind die Abnahme der Leistungsprifungen fir Hengste und
Stuten sowie die Beratung von Pferdehaltern und die Fleischleistungsprifung bei Schafen.




Lfd. Nr.

Name Grindung Sitz

Landesgesundheitsamt 01.01.1998 Stuttgart

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

e Beratung des Sozialministeriums, Umweltministeriums und Ministeriums fur Landlichen
Raum und Verbraucherschutz bei der L6sung von Fragestellungen im 6ffentlichen Ge-
sundheitswesen im Rahmen der laufenden Arbeiten, in Gremien und Arbeitsgruppen so-
wie zeitlich befristeter Projekte.

e Beratung der Regierungsprasidien, Gesundheitsamter, staatlichen Gewerbeaufsichtsam-
ter und kommunalen Landesverbanden auf allen Gebieten des 6ffentlichen Gesundheits-
dienstes (OGD), des medizinischen Arbeitsschutzes und der Friihforderung nach MaR-
gabe naherer Bestimmung durch das Sozialministerium u. a.

e Die Wahrnehmung der Aufgaben des Landesarztes fiir Behinderte gemaf § 126 a des
Bundessozialhilfegesetzes.

e Die Wahrnehmung der Aufgaben des Staatlichen Gewerbearztes, Ermachtigungen.
e Meldestelle Baden-Wirttemberg fiir Infektionserkrankungen nach IfSG.

e Ausubung der Tatigkeit des Konsiliarlabors Q-Fieber und des WHO Collaborating
Centres ,Housing and Health".

e  Durchfiihrung bakteriologischer, virologischer, mykologischer, parasitologischer, serolo-
gischer, molekularbiologischer, klinisch-chemischer und physikalisch-chemischer Unter-
suchungen im S2- und S3-Laborbereich nach Mal3gabe naherer Bestimmung durch die
zustandige oberste Landesbehérde.

e  Durchfiihrung fachbezogener Recherchen, Erhebungen, Umgebungsuntersuchungen
und Pilot- bzw. Modellprojekte.

e Evaluation und Qualitatssicherung von Projekten und Aufgaben.

e Aus-, Fort- und Weiterbildungen im Bereich Hygiene und fiir in den Aufgabenbereichen
des OGD, der Arbeitsmedizin und der Friihférderung Téatige.

e  Erstattung und Erlduterung von Gutachten fur Gerichte und Staatsanwaltschaften tber
Fragen, die Dienstaufgaben betreffen.

Lfd. Nr.

Name Grindung Sitz

13

Staatliche Miinzen Zusammenfassung der Stuttgart
beiden Landesbetriebe
,Staatliche Miinze Stutt-
gart“ und ,Staatliche Miin-
ze Karlsruhe" zu einem
Landesbetrieb zum
01.01.1998

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

Gegenstand des Landesbetriebes ist die Pragung von Miinzen und Medaillen, die Herstellung
von Dienstsiegeln, die Herstellung entsprechender Werkzeuge und der Vertrieb dieser Er-
zeugnisse.




Lfd. Nr.

Name Grindung Sitz

14

Baden-Wurttemberg benennung zum 01.04.2005

Logistikzentrum 01.01.1998 bzw. Neuausrichtung und Um- o
Ditzingen

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

Belieferung der Polizei, des Justizvollzugsdienstes, der Stral3en- und Gewasserunterhal-
tung und sonstiger 6ffentlicher Stellen in Baden-W rttemberg mit Dienstkleidung und
personlicher Schutzkleidung, Ausriistung; Beschaffung von Waffen und Munition fur Poli-
zei und Justiz.

Beschaffung aller Bedarfsgegensténde nach der Beschaffungsanordnung (BAO) fir die
Landesverwaltung.

Bereitstellung eines elektronischen Ausschreibungsverfahrens mit Vergabevorschlag
(e-Vergabe-Service) fur Behdrden des Landes und andere 6ffentliche Auftraggeber.

Logistische Dienstleistungen fur 6ffentliche Stellen au3erhalb von Baden-Wirttemberg.
So beliefert das LZBW die hessische Justiz und Polizei mit Dienstkleidung.

Lfd. Nr.

Name Grindung Sitz

15

Mess- und Eichwesen 01.01.2000 Tibingen

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

Die wichtigsten Aufgaben sind:

Eichung von Messgeraten.

Metrologische Uberwachung von Messgeraten und Produkten.

Schutz der Messergebnisse vor Manipulationen.

Fullmengenkontrollen bei Fertigpackungen.

Uberwachung von staatlich anerkannten Priifstellen fiir Versorgungsmessgerite.
Anerkennung und Uberwachung von Instandsetzerbetrieben.

Anerkennung und Uberwachung von Qualitatsmanagementsystemen bei Herstellern
nach EU-Richtlinien (NAWI und MID).

Uberwachung medizinischer Labors auf Einhaltung der von der Bundeséarztekammer
vorgeschriebenen Qualitatskontrollen.

Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Eich-, Einheiten- und Me-
dizinprodukterecht.




Lfd. Nr.

Name Griindung Sitz

16

Landesbetrieb Vollzugliches

Arbeitswesen 01.01.2001 Stuttgart

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

Gegenstand des Betriebs ist die Ausbhildung und Beschéaftigung von Gefangenen in den Jus-
tizvollzugsanstalten des Landes nach MaRRgabe der einschlagigen Rechtsnormen und Ver-
waltungsvorschriften.

In Eigenbetrieben werden mit modernen vollzugseigenen Maschinen und Anlagen hand-
werkliche Produkte von der Einzel- bis zur Serienfertigung (z. B. Biiro- und Gartenmdbel,
Schuhe) hergestellt. Die Beschéftigung der Gefangenen erfolgt unter der Anleitung erfahrener
Handwerksmeister. Es gehoren vor allem die Bereiche Metallverarbeitung, Elektro, Kfz, Holz-
verarbeitung, Papierverarbeitung, Landwirtschaft sowie Back- und Wurstwaren zum Leis-
tungsspektrum der vollzuglichen Eigenbetriebe in Baden-Wirttemberg. Geeigneten Gefange-
nen werden auch vielfaltige berufliche Aus- und Weiterbildungsmdglichkeiten angeboten.

Die Unternehmerbetriebe (Montagebetriebe) des VAW dienen der freien Wirtschaft als
Lverlangerte Werkbank". Hier werden mit Betriebsmitteln der Unternehmer unterschiedliche
Lohnarbeiten durchgefiihrt (z. B. Sortier-, Abpack-, Montage-, Kuvertier-, Falz-, L6t-, Kartona-
ge-, Nah- und Recyclingarbeiten).

Lfd. Nr.

Name Griindung Sitz

18

Badisches Landesmuseum 01.01.2003 Karlsruhe

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lja X nein [ teilweise

(1) Aufgaben des Landesbetriebs sind:

o die bestehenden Sammlungen zu bewahren und auf der Grundlage einer Samm-
lungskonzeption gezielt zu erweitern,

o durch die Bandbreite der Sammlungen Querverbindungen zwischen Kulturen und
Epochen aufzuzeigen,

o die Bedeutung der Sammlungen durch Dokumentation, Erforschung und Publikation
zu erschlieRen und diese Ergebnisse einer breiten Offentlichkeit zu vermitteln,

o durch Ausstellungen und andere Veranstaltungen das Interesse und Bewusstsein fir
Kunst, Kultur und Geschichte zu férdern und entsprechende Kenntnisse zu vermit-
teln.

(2) Weitere Aufgaben kénnen dem Landesbetrieb durch das Wissenschaftsministerium zu-
gewiesen werden.




Lfd. Nr. Name Griindung Sitz
Informatikzentrum Landesverwaltung
19 Baden-Wiirttemberg 01.01.2005 Stuttgart

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

e Sprach- und Datenubertragung in einem Landesverwaltungsnetz (LVN) sowie Zusam-
menarbeit mit anderen Stellen, die mit dem Land Baden-W rttemberg Daten austau-
schen.

e Entwicklung, Betreuung, Pflege und Betrieb von Grund- und Fachverfahren der IT.

e Betrieb von Rechnersystemen, lokalen Netzen und sonstigen Teilen der Biirokommuni-
kation.

e Zusammenarbeit mit dem Logistikzentrum Baden-W drttemberg (gemeinsame Beschaf-
fungsstelle der Landesverwaltung) bei der zentralen Beschaffung von IT-Geréten,
-Programmen und -Dienstleistungen nach der Beschaffungsanordnung in der jeweils giil-
tigen Fassung.

e Beratung in IT-Fragen.

e Information der Nutzer.

Lfd. Nr. Name Grindung Sitz
20 Landeszentrum fir Datenverarbeitung 01.01.2005 Karlsruhe (OFD)
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lja [ nein X teilweise

Im Auftrag des Ministeriums fur Finanzen und Wirtschaft Baden-Wirttemberg betreibt das
LZfD die Informations- und Kommunikationstechnik fir die Landesfinanzverwaltung und er-
bringt IT-Leistungen aller Art fir sonstige Behdrden und Kérperschaften 6ffentlichen Rechts.
Das LZfD ist eines der beiden gro3en Informatikzentren der Landesverwaltung.

Die strategischen Geschaftsfelder des LZfD sind:

e Beratung

¢ Anwendungsentwicklung insbesondere fir die Steuerverwaltung
e Netzdienste/Netzbetrieb fir MFW, OFD und Finanzamter innerhalb der Amter
e  GrofRrechnertechnologie

e Offene Systemwelt

e Client-Server-Systembetrieb

e Qualitatssicherung

e Massendruck- und Versand

e Anwenderbetreuung bei den Finanzamtern

e Schulung der im Finanzbereich betriebenen Verfahren




Lfd. Nr. Name Griindung Sitz
Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt fir Wein- :
21 und Obstbau Weinsberg 01.01.2005 Weinsberg
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise
Die Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt fir Wein- und Obstbau Weinsberg fiihrt praxisbezo-
gene Versuche im Weinbau, der Kellerwirtschaft, im Obstbau, der Frucht- und Brennereitech-
nologie durch.
Der Institution ist eine Fachschule fir Wein- und Obstbau, die Qualitatsprifung fiir Wein und
Sekt fur das Weinbaugebiet Wirttemberg und ein Staatsweingut angegliedert, in dem die
erzeugten Fruchte vermarktet werden.
e Berufshezogenen Fortbildung, Ausbildungsbetrieb fir Winzer, Kifer und Gartner Fach-
richtung Obstbau.
e Ausbildung von Praktikanten, Referendaren, Inspektorenanwartern, Diplomanden und
Doktoranden.
e Ausbildungsgange
o Staatlich geprufter Techniker fur Weinbau und Kellerwirtschaft
o Staatlich geprufter Wirtschafter fir Weinbau und Kellerwirtschaft
o Staatlich geprufter Wirtschafter fir Obstbau
o Winzermeister in Zusammenarbeit mit Regierungsprasidium
o Gartnermeister Fachrichtung Obstbau in Zusammenarbeit mit Regierungsprasidium
o Kufermeister in Zusammenarbeit mit der Innung
o Ausbildung Brennermeister
o Fortbildung Weinerlebnisfiihrer
Lfd. Nr. Name Griindung Sitz
22 Staatliches Weinbauinstitut Freiburg 01.01.2005 Freiburg
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

e  Praxisorientierte Forschung in Weinbau und Oenologie.

e Wissenstransfer durch Fachveranstaltungen, Filhrungen und Verdoffentlichungen fir die
Praxis, die Weinbauberatung und andere Multiplikatoren.

e  Bewertungen aktueller Themen fir Weinwirtschaft, Verwaltung und Politik.

e Hoheitsaufgaben in den Bereichen Qualitatsweinprufung, Weinmarktverwaltung, Wein-
fonds, Selektion und Gesundheitsprifung von Pflanzenmaterial sowie Priifung von Pflan-
zenschutzmitteln.

e Ausbildung in den Berufen Winzer, Weinhandelskifer und Einzelhandelskaufmann/-frau,
Ausbildung von Fachschilern, Betreuung von Praktikanten und wissenschaftlichen Ab-
schlussarbeiten von Studenten und Doktoranden.

Kernziele der Forschungsarbeit sind:
e  Optimieren der Weinqualitat

e  Steigern der Wirtschaftlichkeit

e Verbessern der Nachhaltigkeit
e  Okologischer Weinbau




-9-

Lfd. Nr.

Name Griindung Sitz

23

Landesbetrieb Bundesbau Baden- 01.01.2005 Freiburg (Betriebsleitung Bundes-
Wirttemberg T bau der OFD Karlsruhe)

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

Es werden die zivilen und militdrischen Bauangelegenheiten des Bundes in Baden-W rttem-
berg sowie fir Bauaufgaben Dritter im Interesse des Bundes, etwa fir die Bundesanstalt fir
Immobilienaufgaben (BImA) wahrgenommen.

Schwerpunkte der Bautatigkeit sind die Liegenschaften der Bundeswehr, der US-amerikani-
schen und franzosischen Gaststreitkrafte und der NATO, des Zolls und der obersten Gerichte
des Bundes. AuRerdem werden Projekte, die vom Bund finanziell geférdert werden, betreut

- sogenannte Zuwendungsbaumaflnahmen.

Lfd. Nr.

Name Grindung Sitz

24

Landesbetrieb Gewasser Freiburg 01.01.2005 Freiburg

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben X ja [ nein [ teilweise

Im Auftrag des Landes nimmt der Landesbetrieb Gewasser in den Referaten 53.1 und 53.2
als Unterhaltspflichtiger Aufgaben des Hochwasserschutzes, der Gewasserentwicklung und
-unterhaltung an den Gewassern I. Ordnung (G.O.l) wahr (,Bauherrenfunktion).

Die rechtliche Beratung des Landesbetriebs Gewdasser sowie die Umsetzung der EU-
Wasserrahmenrichtlinie erfolgen im Referat 51.

Im Auftrag der Landesanstalt fir Umwelt, Messungen und Naturschutz ist der Landesbetrieb
Gewasser (Referat 53.2) fiir den Betrieb des Landesmessnetzes (oberirdische Gewasser) im
Regierungsbezirk Freiburg verantwortlich.

Das Referat 53.3 hat die Federfiihrung fir das gesamte Integrierte Rheinprogramm (IRP) in
den Regierungsprésidien Freiburg und Karlsruhe und ist zuséatzlich verantwortlich fur Pla-
nung, Bau und Betrieb der Rickhalterdume des IRP im Regierungsbezirk Freiburg.

Der Landesbetrieb Gewdasser setzt im Referat 53.1 die MalRBhahmen des Integrierten Donau-
programms im Bereich des Regierungsprasidiums Freiburg um.

Das Haushalts- und Rechnungswesen des Landesbetriebs Gewasser in Freiburg ist organi-
satorisch im Referat 53.3. angesiedelt.
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Lfd. Nr.

Name Grindung Sitz

25

Landesbetrieb Gewasser Karlsruhe 01.01.2005 Karlsruhe

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben X ja [ nein [ teilweise

Der Landesbetrieb Gewasser beim Regierungsprasidium Karlsruhe ist zustandig fur Betrieb
und Unterhaltung der Gewasser I. Ordnung, der Hochwasserschutzdeiche sowie der landes-
eigenen Hochwasserschutzanlagen im Regierungsbezirk Karlsruhe.

Weitere Aufgabenschwerpunkte sind Hochwasserschutz, Gewasserdkologie, Hochwasserge-
fahrenkarten, Grundwasserschutz und der Betrieb des Landesmessnetzes.

Auch die Umsetzung der Malinahmen des Integrierten Rheinprogramms (IRP) im Regie-
rungsbezirk Karlsruhe wird vom Landesbetrieb Gewasser wahrgenommen.

Die fachlichen Aufgaben werden in den Referaten 53.1 und 53.2 sowie zu einem geringen
Teil auch im Referat 52 wahrgenommen. Das Haushalts- und Rechnungswesen sowie allge-
meine Verwaltungstatigkeiten und Rechtsbelange des Landesbetriebes Gewasser sind im
Referat 51 angesiedelt.

Die Prasenz in der Flache wird durch die beiden Dienstsitze Freudenstadt und Heidelberg,
sowie durch acht Betriebshofe sichergestellt.

Lfd. Nr.

Name Grindung Sitz

26

Landesbetrieb Gewasser Stuttgart 01.01.2005 Stuttgart

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben X ja [ nein [ teilweise

Im Auftrag des Landes nimmt der Landesbetrieb in den Referaten 53.1 und 53.2 als Unter-
haltspflichtiger Aufgaben des Hochwasserschutzes sowie der Gewasserentwicklung und
-unterhaltung an den Gewassern I. Ordnung wahr (,Bauherrenfunktion®).

Neben der Erstellung der Hochwassergefahrenkarten innerhalb des Neckareinzugsgebietes
obliegt dem Landesbetrieb Gewasser im Regierungsprasidium Stuttgart die fachliche (Refe-
rat 53.2) und finanzielle (Referat 51) Federfiihrung fiir die landesweite Erstellung der Hoch-
wassergefahrenkarten.

Seit Ende 2007 ist die Umsetzung der EU-Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie als neue
Aufgabe hinzugekommen.

Die Aufgaben ubergebietlicher Grundwasserschutz und Umsetzung der EU-
Wasserrahmenrichtlinie sind in Referat 52 angesiedelt.

Im Auftrag der Landesanstalt fir Umwelt, Messungen und Naturschutz ist der Landesbetrieb
Gewasser zudem fir den Betrieb der Landesmessnetze fur oberirdische Gewéasser (Refe-
rat 53.1, Referat 53.2) und Grundwasser (Referat 52) verantwortlich.

Das Haushalts- und Rechnungswesen sowie Anteile der Personalverwaltung des Landesbe-
triebs Gewasser sind bei Referat 51 angesiedelt. Auch die rechtliche Beratung des Landesbe-
triebs Gewasser erfolgt durch Mitarbeiterinnen des Referats 51, die allerdings nicht dem Lan-
desbetrieb Gewéasser angehéren.

Die bisherige Aufgabe der Gewésserdirektion Neckar als technische Fachbehérde ging zum
01.01.2005 auf die unteren Verwaltungsbehdrden Uber.
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Lfd. Nr.

Name Griindung Sitz

27

Landesbetrieb Gewasser Tubingen 01.01.2005 Tubingen

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben X ja [ nein [ teilweise

Der Landesbetrieb nimmt primar die Aufgaben als Ausbau- und Unterhaltungspflichtiger an
den Gewassern |. Ordnung (,Bauherrenfunktion“) im Regierungsbezirk wahr. Weiter ist er fur
den Betrieb der Messnetze fir oberirdische Gewasser und Grundwasser (Gewassermonito-
ring) zustéandig. In Verfahren der Bauleitplanung ist der Landesbetrieb in Fragen des Hoch-
wasserschutzes als Trager offentlicher Belange beteiligt. Die Referate 53.1 und 53.2 nehmen
im Wesentlichen die Aufgaben an den Gewassern I. Ordnung wahr, Grundwasserschutz und
-monitoring sowie die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie werden von Referat 52 wahr-
genommen.

Herausgehobene Schwerpunktaufgaben sind die Federfiihrung bei der Umsetzung des Inte-
grierten Donau-Programms (IDP), die gemeinsam mit Bayern durchgefiihrte lllersanierung,
MafRnahmen zur Renaturierung des Ufer- und Flachwasserbereiches am Bodensee, die Um-
setzung der Integrierenden Konzeption Neckareinzugsgebiet

(IKoNE), die Erstellung von Hochwassergefahrenkarten, Hochwasserrisikomanagementplane
und die fachliche Begleitung des Aktionsprogramms zur Sanierung oberschwabischer Seen.
Bei der Schlichemtalsperre ist der Landesbetrieb vorsteuerabzugsberechtigter Betrieb ge-
werblicher Art.

Lfd. Nr.

Name Grindung Sitz

28

Vermogen und Bau Baden-Wirttemberg 01.01.2005 Stuttgart

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

Der Landesbetrieb Vermdgen und Bau Baden-Wirttemberg ist Kompetenzzentrum und Ser-
viceeinrichtung fur alle Leistungen rund um die Immobilien des Landes. Damit ist er fur die
Wahrnehmung der Eigentiimer- und Bauherrenfunktion fir alle dem Geschéftsbereich des
Ministeriums fur Finanzen und Wirtschaft zugeordneten Landesimmobilien sowie fur die Un-
terbringung von Behdrden und sonstigen Einrichtungen des Landes verantwortlich. Dies um-
fasst insbesondere folgende Bereiche:

e Immobilienmanagement

e Baumanagement

e Gebdudemanagement

e  Staatliche Schlésser und Géarten (SSG)

Schwerpunktaufgabe des Immobilienmanagements ist die wirtschaftliche Unterbringung von
Landesbehérden und Einrichtungen des Landes.

Kernaufgabe des Baumanagements ist die Planung und Ausfiihrung von Baumal3hahmen
einschlieBlich Sanierungen sowie der Bauunterhalt zur Werterhaltung des Gebaudebestands.
Das Gebdudemanagement ist fur die Bewirtschaftung der landeseigenen und angemieteten
Gebaude zustandig.

Wesentliche Aufgaben der Staatlichen Schldsser und Garten sind das Bewahren, die Pra-
sentation und die Vermarktung der rund 60 landeseigenen Schldsser, Kloster, Géarten, Bur-
gen und Ruinen sowie die Fdrderung von Interesse und Bewusstsein fiir die Kulturgeschichte
des Landes.



http://www.vermoegenundbau-bw.de/servlet/PB/menu/1228542/index.html
http://www.vermoegenundbau-bw.de/servlet/PB/menu/1228543/index.html
http://www.vermoegenundbau-bw.de/servlet/PB/menu/1228544/index.html
http://www.vermoegenundbau-bw.de/servlet/PB/menu/1228545/index.html
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Lfd. Nr. Name Griindung Sitz
31 Staatsgalerie Stuttgart 01.01.2008 Stuttgart
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise

der Staatsgalerie sind:

o die bestehenden Sammlungen zu bewahren und auf der Grundlage einer Sammlungs-
konzeption gezielt zu erweitern.

e die Sammlungsausstellungen mit regelmagiger Veranderung und Ergéanzung zu prasen-
tieren und publikumswirksame Wechselausstellungen von Rang mit wertvollen Leihga-
ben anderer Museen und Sammlern sowie wissenschaftlich anspruchsvolle Bestands-
ausstellungen durchzufiihren.

e Fuhrungen und kunstpadagogische Angebote, sowie andere Veranstaltungen durchzu-
fihren mit dem Ziel, Kunst Besuchern aller Altersgruppen zu vermitteln.

e die Bedeutung der Sammlung durch Dokumentation, Erforschung und Publikation zu
erschlielRen und diese Ergebnisse einer breiten Offentlichkeit zu vermitteln.

e durch Ausstellungen und andere Veranstaltungen das Interesse und Bewusstsein fur
Kunst, Kultur und Geschichte zu férdern und entsprechende Kenntnisse zu vermitteln.

Weitere Aufgaben kdnnen der Staatsgalerie durch das Wissenschaftsministerium zugewiesen
werden; Uber deren Finanzierung wird im Einzelfall entschieden.

Lfd. Nr. Name Grindung Sitz
32 Landesmuseum Wirttemberg 01.01.2008 Stuttgart (Hauptsitz)
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lja X nein [ teilweise

Aufgaben des Landesmuseums Wiirttemberg sind:

e Die bestehenden Sammlungen zu bewahren und auf der Grundlage einer Sammlungs-
konzeption gezielt zu erweitern.

e Die Sammlungsausstellungen mit regelméaRiger Veranderung und Ergénzung zu prasen-
tieren und publikumswirksame Wechselausstellungen von Rang mit wertvollen Leihga-
ben anderer Museen und Sammlern sowie wissenschaftlich anspruchsvolle Bestands-
ausstellungen durchzufihren.

e Die Bedeutung der Sammlung durch Dokumentation, wissenschaftliche Forschung und
Publikation zu erschlieRen und diese Ergebnisse einer breiten Offentlichkeit zu vermit-
teln.

e Durch Ausstellungen, kunst- und kulturhistorische Programme und andere Veranstaltun-
gen das Interesse und Bewusstsein fur Kunst, Kultur und Geschichte zu férdern sowie an
alle Altersgruppen und gesellschaftliche Gruppen zu vermitteln.

e Durch die Bandbreite der Sammlungen Querverbindungen zwischen Kulturen und Epo-
chen aufzuzeigen, kulturgeschichtliche Zusammenhange verstandlich zu machen und so
den Dialog in der Gesellschaft Giber aktuelle interkulturelle Entwicklungen anzuregen und
zu verstarken.

Weitere Aufgaben kdnnen dem Landesmuseum Wirttemberg durch das Wissenschaftsminis-
terium zugewiesen werden; tGiber deren Finanzierung wird im Einzelfall entschieden.




-13 -

Lfd. Nr. Name Griindung Sitz
33 Linden-Museum Stuttgart 01.01.2008 Stuttgart

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise

e Die bestehenden Sammlungen bewahren und auf der Grundlage einer Sammlungskon-
zeption gezielt erweitern.

e Die Sammlungsausstellungen mit regelmaRiger Verédnderung und Ergdnzung prasentie-
ren und publikumswirksame Wechselausstellungen von Rang mit wertvollen Leihgaben
anderer Museen und Sammlern sowie wissenschaftlich anspruchsvolle Bestandsausstel-
lungen durchfuhren.

e Fihrungen und kulturpadagogische Angebote sowie andere Veranstaltungen durchfiih-
ren, mit dem Ziel, aulRereuropaische Kultur Besuchern aller Altersgruppen zu vermitteln.

e Die Bedeutung der Sammlungen durch Dokumentation, Forschung und Publikation zu
erschlieRen und diese Ergebnisse einer breiten Offentlichkeit vermitteln.

e Durch Ausstellungen und andere Veranstaltungen das Interesse und Bewusstsein fir
Kultur, Geschichte und Volkerverstandigung fordern.

Weitere Aufgaben kénnen dem Linden-Museum durch das Wissenschaftsministerium zuge-

wiesen werden. Uber deren Finanzierung wird im Einzelfall entschieden.

Lfd. Nr. Name Grindung Sitz
34 Staatliche Kunsthalle Baden-Baden 01.01.2008 Baden-Baden
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise

Aufgabe der Staatlichen Kunsthalle Baden-Baden ist es,

e wegweisende Ausstellungen zu prasentieren, insbesondere der nationalen und internati-
onalen zeitgenoéssischen Kunst.

e Fihrungen und kunstpadagogische Angebote sowie andere Veranstaltungen durchzu-
fuhren mit dem Ziel, Kunst Besucherinnen und Besuchern aller Altersgruppen zu vermit-
teln.

e die Bedeutung der Ausstellungen durch Dokumentation, Erforschung und Publikation zu
erschlielRen und diese Ergebnisse einer breiten Offentlichkeit zu vermitteln.

e durch die Bandbreite der Ausstellungen und andere Veranstaltungen das Interesse und
Bewusstsein fur zeitgendssische Kunst zu férdern und entsprechende Kenntnisse zu
vermitteln, kunstgeschichtliche Zusammenhange verstandlich zu machen und so den Di-
alog in der Gesellschaft Uber aktuelle, auch interkulturelle Entwicklungen anzuregen und
zu vertiefen.

Weitere Aufgaben kdnnen der Staatlichen Kunsthalle Baden-Baden durch das Wissen-
schaftsministerium zugewiesen werden; Uber deren Finanzierung wird im Einzelfall entschie-
den.
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Lfd. Nr. Name Grindung Sitz
Landesamt fur Geoinformation und
35 Landentwicklung (LGL) 21.02.1996 Stuttgart
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

Vermessungsaufgaben nach § 8 Absatz 2 VermG;

Fachaufsicht Gber die unteren Vermessungsbehdrden nach § 8 Absatz 3 und
§ 10 Absatz 2 VermG;

Aufsicht tiber die Offentlich bestellten Vermessungsingenieure (ObV) nach
§ 12 Absatz 2 VermG;

Fachaufsicht Gber die unteren Flurbereinigungsbehérden nach § 1 AGFlurbG und
§ 7 Absatz 4 VermG,;

Fachaufsicht Gber den Verband der Teilnehmergemeinschaften;

Obere Siedlungsbehdrde nach dem Reichssiedlungsgesetz (dabei u. a. die Aufsicht Giber
den bei der Landsiedlung gehaltenen Bodenfonds);

Untere Flurbereinigungsbehérde fiir die Stadtkreise;

Erstellung eines nach Prioritdten geordneten landesweiten jahrlichen Arbeitsprogramms
im Einvernehmen mit dem Ministerium fir Landlichen Raum und Verbraucherschutz;

Widerspruchsstelle in der Flurneuordnungsverwaltung;

Anordnung von Flurbereinigungsverfahren nach 88 1 und 37 sowie nach
8§ 87 FlurbG;

Genehmigung des Plans nach § 41 FlurbG;

Bewilligung und Abrechnung der erforderlichen Zuschiisse zu den zuwendungsfahigen
Ausfiihrungskosten;

Weiterentwicklung der Fachkonzepte und -verfahren;
Bildflugplanung und photogrammetrische Prazisionsauswertungen;

Aufbereitung, Vorhaltung und Bereitstellung von Geobasisinformationen und projektbe-
zogenen Geodaten;

Geodatenkompetenzzentrum im Sinne des kinftigen Landesgeodatenzugangsgesetzes;

Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 19 Absatz 4 VermG und Re-
gulierung von Haftungsféllen nach § 56 Absatz 2 LkrO;

Personalverwaltung des LGL einschlief3lich des Poolteampersonals der Flurneuord-
nungsverwaltung mit Ausnahme des héheren Dienstes sowie des nicht kommunalisierten
Personals;

Aufgaben der Aus-, Fort- und Weiterbildung;
Betrieb und Weiterentwicklung eines Geodaten-Informationssystems;

Koordinierung des landesweiten Einsatzes von Vermessungstechnikern der Flurneuord-
nungsverwaltung aus den Poolteams in den landwirtschaftlichen Férderprogrammen;

Satellitenpositionierungsdienst der deutschen Landesvermessung (SAPOS®);

Informationssysteme des Liegenschaftskatasters (ALKIS®) und der Landesvermessung
(ATKIS®; AFIS®);

Die automatische Generalisierung von Geodaten vorhandener digitaler Bestande fir
andere Landschaftsmodelle und kleinmaRstabliche Karten (ATKIS®-Generalisierung);

Zentrales Vorhalten und Ubermitteln von Geobasisinformationen;
Bereitstellen der Geodaten-Infrastruktur.
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Lfd. Nr. Name Grindung Sitz
. Stuttgart (MLR, Abt. 5)
L t ) . .
37 andesbetrieb 01.01.2009 Regierungsprasidium Freiburg
Forst BW . .y L
Regierungsprasidium Tubingen
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben Oja [ nein X teilweise

Forst BW umfasst finf Produktbereiche:

Wirtschaftsbetrieb: Multifunktionale Bewirtschaftung des Staatswaldes, dazu zahlen die Pflege des
Waldes, die Produktion und Vermarktung von Holz und Nebenprodukten sowie das Angebot technischer
Dienstleistungen. Ebenfalls unter den Wirtschaftsbetrieb fallen das Management der staatlichen Eigen-
jagdbezirke (Regiejagd und verpachtete staatliche Jagden) und der auf die Staatsforstverwaltung einge-
tragenen Fischgewasser, der forstlichen Liegenschaften, der Nebenbetriebe sowie die Erschlie3ung
neuer Geschéftsfelder.

Daseinsvorsorge: Nachhaltige Sicherung und Verbesserung der 6kologisch bedeutsamen Funktionen
des Waldes und der Leistungen fiur die Erholungsvorsorge (siehe § 45 Absatz 1 LWaldG; Schutz- und
Erholungsfunktion), z. B. Biotopschutz und Biotoppflege auf Flachen des Staatswaldes, Erholungsvor-
sorge, Bodenschutz im Staatswald sowie waldbauliche MalRnahmen in Bezug auf den Klimawandel.
Umsetzung der Waldnaturschutzkonzeption im Staatswald.

Bildung: Berufsausbildung von Forstwirten/-innen und Forstwirtschaftsmeistern/-innen (vor allem im
landlichen Raum), Aus- und Fortbildung von fur Forst BW Beschéftigte und von Dritten zu forstfachli-
chen Themen sowie Bildung fur nachhaltige Entwicklung/Waldp&dagogik gemanR 8§ 65 Absatz 1 Nr. 7
LWaldG.

Dienstleistung: Beratung und Betreuung des Korperschafts- und Privatwaldes auf Ebene der Betriebslei-
tung. Die Dienstleistung fur den Kérperschafts- und Privatwald auf Ebene der unteren Verwaltungsbe-
horde ist im Zuge der Verwaltungsstrukturreform auf die Stadt- und Landkreise tGibertragen und nicht
Bestandteil des Landesbetriebs Forst BW.

Hoheitlich: Erfullung der Aufgaben als Trager 6ffentlicher Belange, Sicherstellen des Forstschutzes und
der Forstaufsicht im Rahmen des hoheitlichen Auftrags, jeweils auf Ebene der Betriebsleitung sowie
umfassender Monitoringaufgaben im Bereich der Umweltvorsorge (Depositionsmessnetz, Waldzustand-
serhebung, Kartierungsaufgaben zu Umweltinformationen in Waldgebieten, usw.)

Im Landesbetrieb sind auch der Betrieb der Staatsklenge Nagold, des Haus des Waldes in Stuttgart, der
Waldklassenzimmer in Mannheim und Karlsruhe, der Forstlichen Bildungszentren Karlsruhe und Ko-
nigsbronn, des Forstlichen Ausbildungszentrums Mattenhof (nur Tragerschaft Anteil Land) sowie der
Forstmaschinenbetriebe Ochsenberg (Kénigsbronn), Schrofel (Baiersbronn) und St. Peter enthalten.

Der Landesbetrieb verfugt selbst nur ber wenig eigenes Personal (staatliche Waldarbeiter der Service-
stellen, Sachmittelstellen bei den Forstlichen Bildungszentren und im Bereich der Monitoringaufgaben).
Er bedient sich zur Aufgabenerfullung des Personals der Abteilung 5 des Ministeriums fur Landlichen
Raum und Verbraucherschutz und der Abteilungen 8 der Regierungsprasidien Freiburg und Tubingen
(sogenannte "Stellensdule Forst") sowie des Uber das FAG finanzierte Personal der unteren Forstbe-
hoérden. Die ehemals staatlichen Waldarbeiter der Stadt- und Landkreise werden Uber eine Spitzabrech-
nung mit den Kreisen abgerechnet (siehe VO Haushaltslinie Forst in der Fassung von 2011).

In der AuRRendarstellung tritt die ehemalige Landesforstverwaltung ebenfalls unter der "Dachmarke”
Forst BW auf. Sie umfasst mehr als den fiskalischen Landesbetrieb Forst BW.
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Staatliches Museum fir
38 Naturkunde Karlsruhe 01.01.2009 Karlsruhe

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise

Aufgaben des Staatlichen Museums fiir Naturkunde Karlsruhe sind:

e Die Bewahrung und gezielte Erweiterung der bestehenden Sammlungen auf der Grund-
lage einer Sammlungskonzeption. Im Mittelpunkt stehen Naturobjekte (Pflanzen, Pilze,
Flechten, Tiere, Gesteine, Minerale, Fossilien) als Teil des globalen Naturerbes der
Menschheit. Die Bedeutung der Sammlungen ist durch fortlaufende ErschlieBung, Erfor-
schung und Dokumentation zu vergréRern. Die Ergebnisse sind einer breiten Offentlich-
keit zu vermitteln.

e Die Forschung im Bereich der Taxonomie und Systematik, der geologischen und biologi-
schen Entwicklungsgeschichte sowie der Okologie und Okosystemforschung. Diese For-
schung beruht auf dem Sammlungsmaterial, umfasst aber auch Untersuchungen leben-
der Organismen und deren Lebensraume sowie die geologisch-paldontologische Feld-
forschung und Kartierung.

e Die Vermittlung naturkundlichen Wissens in Ausstellungen und durch andere Bildungs-
angebote fir alle Bevolkerungsgruppen in fundierter und attraktiver Form.

Lfd. Nr. Name Grundung Sitz
39 Staatliche Kunsthalle Karlsruhe 01.01.2009 Karlsruhe
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise

Aufgaben der Staatlichen Kunsthalle Karlsruhe sind:

Das Interesse und Bewusstsein fuir Kunst und Kultur in Geschichte und Gegenwart zu
férdern und entsprechende Kenntnisse zu vermitteln.

Die bestehenden Sammlungen zu bewahren und entsprechend den Sammlungsschwer-
punkten gezielt zu erweitern, den Sammlungsbestand durch Dokumentation, Forschung
und Publikation wissenschaftlich zu erschlie3en.

Die Sammlungsschwerpunkte in der Dauerausstellung anhand hochrangiger Kunstwerke
Zu prasentieren.

Sonderausstellungen von tberregionaler, nationaler und internationaler Bedeutung mit
bedeutenden Leihgaben aus international renommierten Museen und Privatsammlungen
sowie wissenschaftlich anspruchsvolle Bestandsausstellungen zu verwirklichen.

Fuhrungen, Veranstaltungen, Workshops, Seminare und andere kunstpadagogische
Angebote fir unterschiedliche Zielgruppen aller Altersstufen durchzufiihren.

Weitere Aufgaben kdnnen der Staatlichen Kunsthalle Karlsruhe durch das Wissenschaftsmi-
nisterium zugewiesen werden; tiber deren Finanzierung wird im Einzelfall entschieden.
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40 Haus der Geschichte 01.01.2009 Stuttgart (Hauptsitz)
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise

Aufgaben des Hauses flir Geschichte Baden-Wiirttemberg sind:

e Die Erforschung, die Dokumentation und die Prasentation der historischen Entwicklung,
der Struktur und der Besonderheiten, die das Gebiet des heutigen Landes Baden-
Wirttemberg seit dem 18. Jahrhundert kennzeichnen.

e Die bestehenden Sammlungen zu bewahren und zu erweitern.

e In der Dauerausstellung einen innovativen Uberblick tiber die siidwestdeutsche Ge-
schichte der letzten 250 Jahre zu bieten.

e Regelmalige Sonderausstellungen mit einem neuen Blick auf die Geschichte des Sud-
westens zentral in Stuttgart und dezentral in landesgeschichtlich bedeutsamen Orten zu
prasentieren.

e Gedenk- und Erinnerungsstatten des Landes zu erarbeiten, einzurichten und zu be-
treuen.

e  Museumspadagogische Angebote sowie Symposien, Vortrage, Veranstaltungen, Publi-
kationen usw. mit dem Ziel anzubieten, Landesgeschichte Besuchern aller Altersgrup-
pen, Einheimischen und Besuchern zu vermitteln.

e Zum Dialog mit der Vergangenheit anzuregen und damit zum Verstandnis der Gegenwart
beizutragen.

e Themen anzusprechen, die fir die staatsbirgerliche Bildung und das demokratische
Bewusstsein von Jung und Alt wichtig sind.

e Die Verbundenheit der Menschen mit dem Land zu starken.
e Ein Forum fur Landesgeschichte zu sein - ein Ort der Begegnung und der Diskussion.

Weitere Aufgaben kdnnen dem Haus der Geschichte Baden-W irttemberg durch das Wissen-
schaftsministerium zugewiesen werden; Uber deren Finanzierung wird im Einzelfall entschie-
den.
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41 Beschussamt Ulm 01.01.2010 Ulm
Aufgaben
Hoheitliche Aufgaben [lija [ nein X teilweise

Das Beschussamt ist landesweit fur die Ausflihrung und den Vollzug von Teilen des Waf-
fenneuregelungsgesetzes, des Beschussgesetzes und den dazu ergangenen Rechtsverord-
nungen und Verwaltungsvorschriften zustandig.

Zu den Aufgabenschwerpunkten des Beschussamtes Ulm gehéren die Prifungen und Zulas-
sungen von Béllern, Jagd-, Sport- und Verteidigungswaffen - insbesondere fiir Hersteller,
Héandler und Importeure -, sowie der zugehdrigen Munition zum Schutz der Benutzer und
Dritter nach den Vorschriften des Waffen- und Beschussrechts sowie den Bestimmungen der
C.I.P. (Internationale Kommission zur Priifung von Handfeuerwaffen). Bevor Waffen an Be-
rechtigte abgegeben werden durfen, miissen sie, neben der Kennzeichnung zur eindeutigen
Identifizierung und Zuordnung, dieser Sicherheitspriifung unterzogen werden.

Erganzend zur Waffenprifung muss fir jede Munition, die gewerblich fir Jagd- oder sportli-
che Zwecke vertrieben wird, eine Typen- und Fabrikationskontrolle durchgefiihrt werden.

Im Rahmen der vorbeugenden Terrorismus- und Kriminalitatsbekampfung priift und begut-
achtet das Beschussamt Ulm im privatrechtlichen Bereich angriffshemmende Materialien,
Konstruktionen, Produkte, Bauwerksteile und Fahrzeuge auf ihre angriffshemmende Wirkung.
Prufobjekte sind u. a. Fenster, Turen, Mauerwerke und sonstige Bauteile fir Gebaude mit
besonderen Schutzbedirfnissen, wie z. B. Banken, Flughafen, Bahnhéfe und bedeutende
offentliche Bauten. Hinzu kommen Typenprifungen u. a. fir gepanzerte Fahrzeuge, Wert-
transportfahrzeuge, Schutzwesten und Sonderverglasungen gegen Durchschuss, Durchbruch
und Durchwurf.

Das Beschussamt Ulm ist aul3erdem als Erprobungs- und Zertifizierungsstelle fur Waffen und
Munition, die im Polizeidienst des Bundes und der Lander Verwendung finden, vom Polizei-
technischen Institut der Hochschule der Polizei in Minster, mit Zustimmung der Innenminister
der Lander explizit benannt. Hersteller von Polizeipistolen und -munition missen danach die
Eignung ihrer Produkte mit einem Zertifikat nachweisen, welches vom Beschussamt Ulm
nach Bestehen umfangreicher Erprobungen und Tests erteilt wird.

Als einzige in Briissel notifizierte deutsche Prifstelle fir beschusshemmende CE-Bauvergla-
sungen ist das Beschussamt Ulm von besonderer Bedeutung fur Glashersteller und notifizier-
te Inspektionsstellen.
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42

Staatliches Museum fiir

Naturkunde Stuttgart LI AT Stuttgart

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise

Aufgaben des Staatlichen Museums fir Naturkunde Stuttgart sind:

e Die praparatorische und wissenschaftlich-konservatorische Betreuung der bestehenden
Sammlung, der Ausbau der Sammlung entsprechend der Sammlungskonzeption sowie
die Dokumentation und wissenschaftliche ErschlieBung der Sammlung.

e Die Forschung insbesondere im Bereich Taxonomie und Systematik, der geologischen
und biologischen Entwicklungsgeschichte sowie der Okologie und Okosystemforschung.
Diese Forschung erfolgt unter Berticksichtigung des Sammlungsmaterials. Sie schlief3t
die Untersuchung lebender Organismen und deren Lebensrdume sowie die geologisch-
paldontologische Feldforschung und Kartierung ein.

e Die Vermittlung naturkundlichen Wissens in Ausstellungen und durch andere Bildungs-
angebote auf der Basis der Sammlung und aktueller Forschungsergebnisse.

Lfd. Nr.

Name Grindung Sitz

43

Competence Center 01.01.2010 Stuttgart

Aufgaben

Hoheitliche Aufgaben [lija X nein [ teilweise

Technischer und methodischer Dienstleister fur die Landesverwaltung zur Bereitstellung und
Weiterentwicklung der controllingrelevanten IT-Landschaft.

e Anwendungsbetreuung und -entwicklung der landesweiten SAP-Verfahren (z. B. Haus-
haltsmanagementsystem, Anlagenbuchhaltung, KLR, Fiihrungsinformationssysteme, Fi-
nanzbuchhaltung fiir doppisch buchende Landeseinrichtungen).

e  Methodische und inhaltliche Unterstiitzung der Nutzer landesweiter SAP-Verfahren (z. B.
Entwicklung von Fihrungsinformationssystemen und Controllingberichten, Bilanzierungs-
und Planungshilfen fur doppisch buchende Landeseinrichtungen).

e Technische Modernisierungsinstrumente initiieren und entwickeln (z. B. Zielvereinba-
rungs-, Befragungstool, Burokratiekostenrechner).




Zufuhrungen an/Ablieferungen von den Landesbetrieben

Anlage 2 zu Punkt 4.6.1 ¢

2011 2010 2008 2002
. P B e 3 q Investitions{ q 5 - 9 . o .
Nr. |Landesbetrieb Grindung [ Ministerium laufender zu::t?:sa; o Iznuvsecs;:usosn(s_) Z:vf::‘een Ablieferung (+)|  Summe Jaufender | K@Pital z_uschuss zuschuss (- szvlils"c"l:‘een Ablieferung (+) Summe laufender  |<EPItal z_uschuss Izr:“/:csr::':s"(s ) szvlils"c"l:‘een Ablieferung (+) Summe laufender zu::t?::; ) Iznu\;is;ll}?sna Zv:l'lsrﬁ::‘zn Ablieferung (+) Summe
Zuschuss (-) (Tsd. Euro) (Tsd. Euro) Zuschuss (-) ) (Tsd. Euro) (Tsd. Euro) Zuschuss (-) (Tsd. Euro) (Tsd. Euro) Zuschuss (-) q q in Tsd. Euro in Tsd. Euro
(Tsd. Euro) (Tsd. Euro) (Tds. Euro) (Tsd. Euro) (Tsd. Euro) (Tsd. Euro) (Tds. Euro) (Tsd. Euro) (Tsd. Euro) (Tsd. Euro) (Tds. Euro) (Tsd. Euro) (Tsd. Euro) (Tsd. Euro) in Tsd. Euro in Tsd. Euro
1 |wilhelma 01.01.1955 MEW -7.486 0 -1.500 -8.986 0 -8.986 -7.467 0 -1.500 -8.967 0 -8.967 -7.646 0 0 -7.646 0 -7.646 -3.030 0 0 -3.030 0 -3.030
2 _|Staatsweingut Meersburg 01.01.1974 MEW 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 -332 0 0 -332 0 -332
3 |Staatlicher Verpachtungsbetrieb 01.01.1995 MFW -1.789 0 0 -1.789 5.150 3.361 -1.789 0 0 -1.789 850 -939 -1.789 0 0 -1.789 6.100 4.311 -1.789 0 0 -1.789 1.289 -500
4 | Wirttembergisches Staatstheater Stuttgart 01.01.1995 MWK -75.181 0 -6.749 -81.930 0 -81.930, -74.306 0 -5.247 -79.553 0 -79.553 -70.218 0 -4.584 -74.802 0 -74.802 -66.910 0 -2.046 -68.956 0 -68.956
Landesakademie fir Schulkunst- und
5 _|[Amateurtheater *) 01.07.1995 KM -937 0 0 -937 0 -937 -1.018 0 0 -1.018 0 -1.018 -916 0 0 -916 -916 -842 0 0 -842 0 -842
6 |Haupt- und Landgestiit Marbach 01.01.1996 MLR -4.091 0 0 -4.091 0 -4.091 -4.235 0 0 -4.235 0 -4.235 -3.687 0 0 -3.687 0 -3.687 -4.280 0 0 -4.280 0 -4.280
7 __|Landesgesundheitsamt 01.01.1998 SM/IM -8.595 0 0 -8.595 0 -8.595] -8.984 0 0 -8.984 0 -8.984 -8.558 0 0 -8.558 0 -8.558 -9.099 0 0 -9.099 0 -9.099
Medizinische Fakultét Freiburg der
8 |Universitét Freiburg 01.01.1998 MWK -94.665 0 -12.161 -106.827 0 -106.827 -90.862 0 -7.647 -98.508 0 -98.508 -92.211 0 -8.525 -100.736 0 -100.736 -90.388 0 -4.244 -94.632 0 -94.632
Medizinische Fakultat Heidelberg der
9 _[Universitat Heidelberg 01.01.1998 MWK -105.674 0 -9.434 -115.108 0 -115.108 -105.715 0 -9.083 -114.797 0 -114.797 -96.562 0 -7.786 -104.347 0 -104.347 -105.641 0 -3.580 -109.221 0 -109.221
Medizinische Fakultat Mannheim der
10 |Universitat Heidelberg 01.01.1998 MWK -52.925 0 -4.250 -57.175 0 -57.175 -52.439 0 -4.753 -57.192 0 -57.192 -50.038 0 -7.506 -57.544 0 -57.544 -31.898 0 -5.807 -37.704 0 -37.704
Medizinische Fakultéat Tiibingen der
Universitat Ttibingen 01.01.199 MWK -93.632 0 -6.649 -100.280 0 -100.280 -91.172 0 -13.294 -104.465 0 -104.465 -89.377 0 -4.687 -94.063 0 -94.063 -89.855 0 -3.579 -93.434 0 -93.434
|12 _|Medizinische Fakultat Ulm der Universitat 01.01.199 MWK -82.112 0 -15.480 -97.592 0 -97.592 -81.921 0 -10.224 -92.144 0 -92.144 -78.904 0 -9.428 -88.332 0 -88.332 -79.739 0 -2.403 -82.143 0 -82.143
|13 | Staatliche Miinzen Baden-Wrttemberg 01.01.199 MFW 0 0 0 0 2.960 2.960; 0 0 0 383 38: 0 0 0 0 657 657 0 0 0 0 7.480 7.480
4 |Logistikzentrum Baden-Wiirttemberg 01.01.199 M -6.116 0 -177 -6.293 0 -6.293] -6.271 0 -223 -6.494 0 -6.494 -4.884 0 -104 -4.988 0 -4.988 -5.296 0 -200 -5.496 0 -5.496
|15 |Mess- und Eichwesen 01.01.2000 IM/MFW -715 0 0 -715 0 -715 -431 0 0 -431 0 -431 -600 0 0 -600 0 -600 -1.147 0 0 -1.147 0 -1.147
Vollzugliches Arbeitswesen der
16 |Justizvollzugsanstalten 01.01.2001 JUuM -500 0 0 -500 744 244 -736 0 -736 1.500 764 0 0 0 0 1.850 1.850 0 0
Universitat Heidelberg (ohne
17 _[Universitatsklinikum) 01.01.2003 MWK -183.425 0 -11.602 -195.027 0 -195.027 -171.447 0 -4.300 -175.747 0 -175.747 -157.688 0 -4.710 -162.398 0 -162.398
18 [Badisches Landesmuseum Karlsruhe 01.01.2003 MWK -11.238 0 0 -11.238 0 -11.238 -6.200 0 0 -6.200 0 -6.200 -7.000 0 0 -7.000 0 -7.000
Informatikzentrum Landesverwaltung Baden-
19 |Wiirttemberg 01.01.2005 M -18.479 0 -800 -19.279 0 -19.279 -19.944 0 -200 -20.144 0 -20.144 -26.491 0 -861 -27.352 0 -27.352
20 |Landeszentrum fiir Datenverarbeitung 01.01.2005 MEW -76.644 0 -244 -76.888 0 -76.888 -74.697 0 -3.700 -78.397 0 -78.397 -50.395 0 -3.543 -53.938 0 -53.938
Staatl. Lehr- und Versuchsanstalt fiir Wein-
21 [und Obstanbau Weinsberg 01.01.2005 MLR -4.698 0 0 -4.698 0 -4.698] -4.842 0 0 -4.842 0 -4.842 -4.850 0 0 -4.850 0 -4.850
Staatl. Weinbauinstitut Versuchs- u.
Forschungsanstalt fiir
2 _|Weinbau und Weinbehandlung Freiburg MLR -3.339 0 0 -3.339 0 -3.339 -3.447 0 0 -3.447 0 -3.447 -3.423 0 0 -3.423 0 -3.423
3 _|Bundesbau Baden-Wiirttemberg MFW 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
4 _|Landesbetriebe Gewasser Freiburg IM/UM -15.067 0 -24.855 -39.922 0 -39.922 -14.784 0 -36.362 -51.146 0 -51.146 -14.458 0 -9.825 -24.283 0 -24.283
25 |Landesbetriebe Gewasser Karlsruhe IM/UM -12.016 0 -17.036 -29.052 0 -29.052 -12.064 0 -19.377 -31.441 0 -31.441 -12.146 0 -18.929 -31.076 0 -31.076
26 [Landesbetrieb Gewasser Stuttgart IM/UM -6.277 0 -6.776 -13.052 0 -13.052 -6.222 0 -5.886 -12.108 0 -12.108 -6.937 0 -2.868 -9.806 0 -9.806
27 _|Landesbetrieb Gewasser Tibingen IM/UM -5.451 0 -4.598 -10.049 0 -10.049 -5.353 0 -7.375 -12.728 0 -12.728 -5.680 0 -4.305 -9.985 0 -9.985
Vermogen und Bau Baden-Wiirttemberg mit
28 [Staatliche Schlésser und Gérten 01.01.2005 MEW -88.774 0 -2.204 -90.97 0 -90.97 -109.799 0 -2.204 -112.00: 0 -112.00: -88.458 0 -4.094 -92.55; 0 -92.
9 _|Universitat Stuttgart 01.01.2007 MWI -213.370 0 -10.846 -224.216 0 -224.216 -201.593 0 -12.151 -213.744 0 -213.744 -219.379 0 -9.696 -229.07 0 -229.
0_|Universitat Ulm 01.01.2007 MWI -77.137 0 -1.897 -79.034 0 -79.034 -70.900 0 -2.333 -73.2 0 -73.2 -67.187 0 -5.39 -72.58 0 -7
|31 | Staatsgalerie Stuttgart 01.01.200 Mwi -8.70 0 0 -8.70 0 -8.70 -6.492 0 0 -6.492 0 -6.492 -5.400 0 0 -5.40( 0 -
Landesmuseum Wiirttemberg 01.01.200: MWI -10.7 0 0 -10.7 0 -10.7 -6.268 0 0 -6.268 0 -6.268 -7.344 0 0 0
|33 _|Linden Museum Stuttgart 01.01.200 MWI -4.4: 0 0 -4.4: 0 -4.4: -3.950 0 0 -3.950 0 -3.950 -3.180 0 0 0
|34 | Staatl. Kunsthalle Baden-Baden 01.01.200 MWI -1.294 0 0 -1.294 0 -1.294/ -800 0 0 -800 0 -800 -995 0 0 0
35_[Landesamt fiir Geoinformation und 01.01.200! MLR -36.000 0 -850 -36.850 0 -36.850, -37.700 0 -850 -38.550 0 -38.550
36 _[Karlsruher Institut fiir Technologie 01.10.200! MWK -184.674 0 -9.272 -193.947 0 -193.947 -141.798 0 -7.437 -149.235 0 -149.235
37_[Landesbetrieb Forst BW 01.01.200! MLR 0 0 0 0 25.470 .470 0 0 0 0 23.820 2 0
38 _[Staatl. Museum fiir Naturkunde Karlsruhe 01.01.200 MWI -4.966 0 0 -4.966 0 -4.966 -3.075 0 -150 -3.225 0 - 5
39 |Staatl. Kunsthalle Karlsruhe 01.01.200! MWI -5.88: 0 0 -5.88 0 -5.88 -4.939 0 0 -4.939 0 -4.939
40 |Haus der Geschichte Baden-Wiirttemberg 01.01.200 MWI -4.414 0 0 -4.414 0 -4.414 -3.600 0 0 -3.600 0 -3.600
41 |Beschussamt Ulm 01.01.20: IM/MFW 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
42 |Staatl. Museum fiir Naturkunde Stuttgart 01.01.2010 MWK -7.758 0 0 -7.758 0 -7.758] -6.530 0 -70 -6.600 0 -6.600
43 |Landesbetrieb Competence Center 01.01.2010 MFW -7.700 0 0 -7.700 0 -7.700; -11.050 0 0 -11.050 0 -11.050
GESAMT -1.526.877 0 -147.381 -1.674.258 34.324 -1.639.934 -1.454.838 0| -154.365 -1.609.202 26.553 -1.582.650 -1.293.250 -501.683
*) Zufuhrungen anhand der Jahresabschliisse selbst ermittelt -1.639.933.791 -1.582.649.521 -1.284.643.109 -501.683.435




Anlage 3 zu Punkt 4.6.1 e

Bereinigtes Ergebnis der gewohnlichen Geschaftstatigkeit und Kostendeckungsgrad fiir das Jahr 2011

bereinigtes
Summe Ergebnis der
) o bereinigte Summe gev%t')hnlichen Kosten-
Nr. [Landesbetrieb Griindung Ministerium . Aufwand u deckungsgrad
e ) 1 Tk B || ST in Prozent
in Tsd. Euro ’ tatigkeit
in Tsd. Euro
1 |Wilhelma 01.01.1955 MFW 13.339 -22.606 -9.267 59,0
2 |Staatsweingut Meersburg 01.01.1974 MFW 2.512 -2.576 -64 97,5
3 [Staatlicher Verpachtungsbetrieb 01.01.1995 MFW 19.135 -26.097 -6.961 73,3
4 [Waurttembergisches Staatstheater Stuttgart 01.01.1995 MWK 21.703 -96.738 -75.036 22,4
Landesakademie fiir Schulkunst- und
5 |Amateurtheater 01.07.1995 KM 356 -1.251 -895 28,4
6 |Haupt- und Landgestiit Marbach 01.01.1996 MLR 4.447 -8.645 -4.198 51,4
7 |Landesgesundheitsamt 01.01.1998 SM/IM 1.403 -10.504 -9.101 13,4
Medizinische Fakultat Freiburg der Universitat
8 Freiburg **) 01.01.1998 MWK 111.153 -270.927 -159.774 41,0
Medizinische Fakultat Heidelberg der
9 |Universitat Heidelberg **) 01.01.1998 MWK 169.607 -359.990 -190.383 47,1
Medizinische Fakultdt Mannheim der
10 |Universitat Heidelberg **) 01.01.1998 MWK 4.196 -88.369 -84.173 4,7
Medizinische Fakultat Tubingen der
11 |Universitat Tubingen **) 01.01.1998 MWK 113.427 -281.530 -168.102 40,3
Medizinische Fakultét Ulm der Universitat
12 [Ulm **) 01.01.1998 MWK 97.939 -227.435 -129.497 43,1
13 |Staatliche Miinzen Baden-W irttemberg 01.01.1998 MFW 12.728 -11.507 1.221 110,6
Logistikzentrum Baden-W irttemberg
14 |vorher: Logistikzentrum der Polizei 01.01.1998 IM 21.983 -22.185 -201 99,1
15 |Mess- und Eichwesen 01.01.2000 IM/MEW 9.203 -10.354 -1.152 88,9
Vollzugliches Arbeitswesen der
16 |Justizvollzugsanstalten 01.01.2001 JUM 38.593 -37.265 1.328 103,6
Universitat Heidelberg (ohne
17 |Universitatsklinikum) **) 01.01.2003 MWK 138.059 -324.604 -186.545 42,5
18 |Badisches Landesmuseum Karlsruhe 01.01.2003 MWK 894 -8.899 -8.005 10,0
Informatikzentrum Landesverwaltung Baden-
19 |Wirttemberg 01.01.2005 IM 32.825 -55.253 -22.428 59,4
20 |Landeszentrum fir Datenverarbeitung 01.01.2005 MFW 8.859 -87.496 -78.636 10,1
Staatl. Lehr- und Versuchsanstalt fur Wein-
21 |und Obstanbau Weinsberg 01.01.2005 MLR 3.020 -7.485 -4.464 40,4
Staatl. Weinbauinstitut Versuchs- und
Forschungsanstalt fur
22 |Weinbau und Weinbehandlung Freiburg **) 01.01.2005 MLR 2.769 -5.882 -3.114 47,1
23 |Bundesbau Baden-Wirttemberg 01.01.2005 MFW 73.562 -72.998 564 100,8
24 |Landesbetriebe Gewdsser Freiburg 01.01.2005 IM/UM -18.303 -19.917 -38.220 -91,9
25 |Landesbetriebe Gewasser Karlsruhe 01.01.2005 IM/UM -7.678 -21.460 -29.138 -35,8
26 |Landesbetrieb Gewasser Stuttgart **) 01.01.2005 IM/UM 826 -10.566 -9.740 7,8
27 |Landesbetrieb Gewasser Tlbingen **) 01.01.2005 IM/UM -1.658 -6.453 -8.111 -25,7
Vermogen und Bau Baden-W lrttemberg mit
28 |Staatliche Schlésser und Gérten 01.01.2005 MEW 20.727 -115.988 -95.261 17,9
29 |Universitat Stuttgart **) 01.01.2007 MWK 121.727 -410.326 -288.599 29,7
30 |Universitat Ulm **) 01.01.2007 MWK 18.820 -133.477 -114.656 14,1
31 [Staatsgalerie Stuttgart 01.01.2008 MWK 1.719 -8.721 -7.002 19,7
32 [Landesmuseum Wiirttemberg 01.01.2008 MWK 1.289 -9.336 -8.047 13,8
33 [Linden Museum Stuttgart 01.01.2008 MWK 645 -5.295 -4.650 12,2
34 [Staatl. Kunsthalle Baden-Baden 01.01.2008 MWK 148 -1.179 -1.031 12,5
Landesamt fir Geoinformation und
35 [Landentwicklung **) 01.01.2009 MLR 16.359 -54.129 -37.770 30,2
36 [Karlsruher Institut fiir Technologie **) 01.10.2009 MWK 46.887 -407.385 -360.498 11,5
37 [Landesbetrieb Forst BW 01.01.2009 MLR 171.105 -138.960 32.145 123,1
38 [Staatl. Museum fur Naturkunde Karlsruhe 01.01.2009 MWK 236 -3.822 -3.587 6,2
39 [Staatl. Kunsthalle Karlsruhe 01.01.2009 MWK 657 -6.183 -5.527 10,6
40 [Haus der Geschichte Baden-W rttemberg 01.01.2009 MWK 312 -4.162 -3.850 7,5
41 [Beschussamt Ulm 01.01.2010 IM/MFW 2.212 -1.581 631 139,9
42 [Staatl. Museum fur Naturkunde Stuttgart 01.01.2010 MWK 477 -6.873 -6.397 6,9
43 [Landesbetrieb Competence Center 01.01.2010 MFW 0 -10.008 -10.008 0,0
GESAMT 1.278.218 -3.416.417 -2.138.198 35,9

*) ohne Zufiihrungen, Mittel aus &ffentlichen Haushalten und Drittmittel
**) vorlaufige Zahlen




Anlage 4 zu Punkt 4.6.2

Kurzdarstellung der Bilanzen der Landesbetriebe fur das Haushaltsjahr 2011

Anlagevermdgen Umlaufvermogen
davon Nicht durch Nicht durch Reshmes:
davon Forderungen |davon Kassen-| Rechnungs- Eigenkapital Summe Eigenkapital Eigenkapital Sonder- Rick- Verbindlich- abgrenzungs- Summe
Nr. |Landesbetrieb Griindung Ministerium Summe Grundstiicke Summe und sonstige bestand, abgrenzung in gedeckter Aktiva in Tsd. Euro gedeckter posten stellungen keiten . Passiva
in Tsd. Euro und Bauten in Tsd. Euro Vermogens- Guthaben Tsd. Euro Fehlbetrag in Tsd. Euro . Fehlbetrag in Tsd. Euro in Tsd. Euro in Tsd. Euro . in Tsd. Euro
: . q 3 A in Tsd. Euro
in Tsd. Euro gegenstande | in Tsd. Euro in Tsd. Euro in Tsd. Euro
in Tsd. Euro
|1 |Wilhelma 01.01.1955 MFW 36.149 31.467 7.336 7.038 120 72 0 43.557 39.997 0 0 1.776 1.368 416 43.557
|2__|Staatsweingut Meersburg 01.01.1974 MFEW 4.126 2.109 1.748 149 431 0 0 5.874 5.765 0 0 73 36 0 5.874
|3 | Staatlicher Verpachtungsbetrieb 01.01.1995 MFW 367.793 312.018 34.957 6.087 0 0 0 402.750 383.403 0 8.885 83 10.230 148 402.750
4 _|Wirttembergisches Staatstheater Stuttgart 01.01.1995 MWK 3.015 0 17.090 2.308 13.051 342 0 20.446 4.385 0 3.015 10.787 2.259 0 20.446
Landesakademie fiir Schulkunst- und
|5__|Amateurtheater 01.07.1995 KM 541 460 255 14 238 3 0 800 542 0 0 82 176 0 800
16 |Haupt- und Landgestiit Marbach 01.01.1996 MLR 25.846 23.260 1.089 509 232 0 0 26.935 17.795 0 7.861 761 504 13 26.935
|7__|Landesgesundheitsamt 01.01.1998 SM/IM 1.413 0 2.275 69 1.548 35 570 4.293 -570 570 1.116 1.751 1.401 25 4.293
Medizinische Fakultat Freiburg der Universitat
8 |Freiburg *) 01.01.1998 MWK 38.750 3.694 73.956 73.956 0 228 0 112.934 0 0 38.708 18.044 56.182 0 112.934
Medizinische Fakultat Heidelberg der
9 |Universitat Heidelberg *) 01.01.1998 MWK 53.006 16.361 81.217 81.217 0 0 0 134.223 6.734 0 52.180 7.417 67.698 194 134.223
Medizinische Fakultat Mannheim der
10 _|Universitéat Heidelberg *) 01.01.1998 MWK 32.083 8.155 25.093 20.924 4.169 0 0 57.176 873 0 32.083 4.583 19.514 124 57.176
Medizinische Fakultat Tubingen der Universitat|
|11 |Tiibingen *) 01.01.1998 MWK 33.550 2252 73.527 73.527 0 0 0 107.077 0 0 33.550 9.534 63.994 0 107.077
Medizinische Fakultat Ulm der Universitéat Ulm
12 |9 01.01.1998 MWK 24.964 171 38.627 38.627 0 0 0 63.592 0 0 24.964 4.359 34.269 0 63.592
|13 | Staatliche Miinzen Baden-W irttemberg 01.01.1998 MEW 13.106 6.852 5.914 4.017 3 17 0 19.038 8.124 0 0 1.105 9.808 0 19.038
Logistikzentrum Baden-Wiirttemberg
14 |vorher: Logistikzentrum der Polizei 01.01.1998 M 333 0 8.752 808 0 8 0 9.092 4.013 0 0 384 4.696 0 9.092
|15 _|Mess- und Eichwesen 01.01.2000 IM/MEW. 2.817 67 2412 724 1.643 13 0 5.242 3.557 0 0 1.406 279 0 5.242
Vollzugliches Arbeitswesen der
116 | Justizvollzugsanstalten 01.01.2001 JUM 9.135 19 22.488 3.661 14.305 9 0 31.632 22.996 0 0 1.096 7.541 0 31.632
Universitat Heidelberg (ohne
17_|Universitatsklinikum) *) 01.01.2003 MWK 92.043 16 88.133 49.586 30.706 2.726 0 182.903 92.700 0 7.899 21,502 58.536 2.266 182.903
|18 |Badisches Landesmuseum Karlsruhe 01.01.2003 MWK 943 0 4.497 28 4.239 0 0 5.440 3.855 0 0 865 720 0 5.440
Informatikzentrum Landesverwaltung Baden-
19 |Wirttemberg 01.01.2005 M 2.593 0 11.237 1.498 9.195 680 824 15.334 0 0 0 2188 13.146 0 15.334
|20 _|Landeszentrum fiir Datenverarbeitung 01.01.2005 MEW 24.568 0 4.818 1.175 3.592 3.787 0 33.173 25.149 0 0 5.707 1.872 445 33.173
Staatl. Lehr- und Versuchsanstalt fir Wein-
21 |und Obstanbau Weinsberg 01.01.2005 MLR 3.812 1.085 4.431 194 2.653 0 0 8.242 3.448 0 3.812 346 637 0 8.242
Staatl. Weinbauinstitut Versuchs- und
Forschungsanstalt fiir
22 |Weinbau und Weinbehandlung Freiburg *) 01.01.2005 MLR 2351 319 3.100 211 1.188 44 0 5.495 2.149 0 2351 359 635 0 5.495
23 |Bundesbau Baden-Wirttemberg 01.01.2005 MFEW 1.505 0 24.797 24.739 0 75 0 26.377 234 0 1.505 10.654 13.984 0 26.377
|24 |Landesbetriebe Gewasser Freiburg 01.01.2005 IM/UM 242.542 148.045 33.533 33.533 0 0 0 276.075 240.266 0 23.988 5.829 5.777 216 276.075
125 |Landesbetriebe Gewéasser Karlsruhe 01.01.2005 IM/UM 299.216 207.587 7.464 7.464 0 0 0 306.680 229.808 0 74.937 488 55 1.392 306.680
26 _|Landesbetrieb Gewasser Stuttgart *) 01.01.2005 IMIUM 41.019 34.954 8.841 8.841 0 0 0 49.860 39.836 0 2.089 1.791 276 5.867 49.860
127 _|Landesbetrieb Gewasser Tubingen *) 01.01.2005 IM/UM 54.394 41.617 2.745 2.744 0 0 0 57.138 52.255 0 3.603 847 434 0 57.138
Vermégen und Bau Baden-Wiirttemberg mit
|28 | Staatliche Schiésser und Garten 01.01.2005 MEW 3.819 0 10.776 690 9.868 18 10.531 25.144 4.652 0 3.822 12.489 4.182 0 25.144
29 | Universitét Stuttgart *) 01.01.2007 MWK 204.208 247 211.863 50.744 157.975 2.196 0 418.267 241.473 0 70.026 27.325 75.199 4.243 418.267
30 _|Universitat Ulm *) 01.01.2007 MWK 40.244 0 69.952 28.444 37.663 981 0 111.177 65.166 0 12.837 6.480 23.867 2.827 111.177
31 _|Staatsgalerie Stuttgart 01.01.2008 MWK 1.631 7 3.125 91 2718 13 0 4.769 3.389 0 0 801 579 0 4.769
32_|Landesmuseum Wiirttemberg 01.01.2008 MWK 1.299 0 7.565 55 7.360 0 0 8.864 7.325 0 0 891 648 0 8.864
33 _|Linden Museum Stuttgart 01.01.2008 MWK 1.079 0 2.224 76 2.008 15 0 3.319 2.389 0 0 646 283 0 3.319
34 | Staatl. Kunsthalle Baden-Baden 01.01.2008 MWK 45 2 440 5 335 0 0 485 380 0 0 49 57 0 485
Landesamt fiir Geoinformation und
35 | Landentwicklung *) 01.01.2009 MLR 10.041 221 20.805 616 17.693 352 0 31.198 22.727 0 0 4.520 2.398 1.553 31.198
|36 | Karlsruher Institut fiir Technologie *) 01.10.2009 MWK 124.125 330 159.738 72.699 87.039 1.178 0 285.042 130.356 0 77.630 13.838 59.837 3.381 285.042
|37 _|Landesbetrieb Forst BW. 01.01.2009 MLR 53.674 16.043 64.696 4.568 53.289 0 0 118.370 103.934 0 0 1.318 10.244 2.875 118.370
38 | Staatl. Museum fiir Naturkunde Karlsruhe 01.01.2009 MWK 1.146 0 2.666 14 2.605 0 0 3.812 3.254 0 0 309 248 0 3.812
139 | Staatl. Kunsthalle Karlsruhe 01.01.2009 MWK 1.305 0 1.271 32 1.057 2 0 2.577 1.606 0 0 341 630 0 2577
40 [Haus der Geschichte Baden-Wirttemberg 01.01.2009 MWK 774 0 1724 3 1.493 11 0 2.509 1.976 0 0 215 318 0 2.509
41 _|Beschussamt Ulm 01.01.2010 IM/MEW 1.244 63 1.691 373 938 1 0 2.936 937 0 0 671 1.327 0 2.936
42| Staatl. Museum fiir Naturkunde Stuttgart 01.01.2010 MWK 1.867 0 2471 2 2.343 75 0 4.413 3.603 0 29 392 389 0 4.413
43 _|Landesbetrieb Competence Center 01.01.2010 MEW 360 0 2727 0 2727 0 0 3.087 2.135 0 0 175 777 0 3.087
GESAMT 1.858.472 857.421 1.154.068 602.060 474.425 12.879 11.925 3.037.345 1.782.617 570 486.888 184.275 557.009 25.986 3.037.345

*) Vorlaufige Zahlen 3.037.345 3.037.345



Personal der Landesbetriebe in Vollzeitaquivalente (Vergleich 2002 bis 2011)

Anlage 5 zu Punkt 4.9.b

Zustandiges

Vollzeitaquivalente zum 31.12.2002

abweichendes

Vollzeitaquivalente zum 31.12.2011

Nr. |Landesbetrieb Grindung . . : : : : Bemerkungen Veranderung
Ministerium] |Beamte Arbeitnehmer |Sonstige Gesamt Datum *) Beamte Arbeitnehmer |Sonstige Gesamt

1 Wilhelma 01.01.1955 MFW 6,0 243,8 20,0 269,8 5,8 238,6 19,0 263,4 -6,4

2 Staatsweingut Meersburg 01.01.1974 MFW 0,3 20,3 1,8 22,4 0,0 19,8 59 25,7 3,3

3 Staatlicher Verpachtungsbetrieb | 01.01.1995 MFW 6,0 0,0 0,0 6,0 0,0 0,0 0,0 0,0 -6,0
Wirttembergisches Staatstheater

4 Stuttgart 01.01.1995 MWK 1,0 1.349,0 0,0 1.350,0 s. Anm. 1,0 1.349,0 0,0 1.350,0 0,0

keine Aufteilung auf

Landesakademie fir Schulkunst- Beschaftigungs-

5 und Amateurtheater 01.07.1995 KM 12,7 12,9] |gruppen vorhanden 0,2

6 Haupt- und Landgestit Marbach | 01.01.1996 MLR 44,0 52,5 0,0 96,5 40,0 45,5 0,0 85,5 -11,0

7 Landesgesundheitsamt 01.01.1998 SM/IM 29,0 119,0 0,0 148,0 22,3 99,0 0,0 121,3 -26,8
Medizinische Fakultat Freiburg

8 (Uni Freiburg)") 01.01.1998 MWK 186,0 1.217,0 621,0 2.024,0 1415 1.567,0 837,5 2.546,0 522,0
Medizinische Fakultat Heidelberg

9 (Uni Heidelberg)**)?%) 01.01.1998 MWK 107,5 1.372,0 329,0 1.808,5 107,3 1.715,2 479,7 2.302,2 493,7
Medizinische Fakultat Mannheim

10  [(Uni Heidelberg)**)®) 01.01.1998 MWK 48,5 332,8 168,0 549,3 s. Anm. 52,0 458,0 254,5 764,5 2152
Medizinische Fakultat Tubingen

11  |(Uni Tubingen)*)*) 01.01.1998 MWK 182,0 995,0 429,5 1.606,5 126,0 1.087,5 579,5 1.793,0 186,5
Medizinische Fakultat Ulm (Uni

12 |uim))®) 01.01.1998 MWK 120,5 725,8 251,4 1.097,7 s. Anm. 95,1 844,4 319,4 1.258,9 161,3
Staatliche Miinzen Baden-

13 [Wairttemberg 01.01.1998 MFW 2,0 123,5 4,0 129,5 2,0 80,2 1,0 83,2 -46,3
Logistikzentrum Baden-
Wrttemberg
vorher: Logistikzentrum der

14 |Polizei 01.01.1998 IM 5,0 19,0 9,0 33,0 5,0 40,0 0,0 45,0 12,0

15 [Mess- und Eichwesen 01.01.2000 IM/MFW 125,0 101,0 0,0 226,0 110,4 37,9 0,0 148,3 -77,7

keine Aufteilung auf

Vollzugliches Arbeitswesen der Beschaftigungs-

16 |Justizvollzugsanstalten 01.01.2001 JUM 467,7 475,9] |gruppen vorhanden 8,2
Universitat Heidelberg (ohne

17 |Universitatsklinikum) 01.01.2003 MWK 993,0 1.126,0 242,0 2.361,0] 31.12.2003 1.008,0 1.118,5 1.293,0 3.419,5 1.058,5
Badisches Landesmuseum

18 [Karlsruhe 01.01.2003 MWK 11,0 87,8 0,0 98,7] 31.12.2003 5,0 85,7 0,0 90,7 -8,0
Informatikzentrum
Landesverwaltung Baden-

19 [Wairttemberg 01.01.2005 IM 88,9 205,5 0,0 294,4| 31.12.2005 43,0 182,9 0,0 225,9 -68,4
Landeszentrum fiir

20 |Datenverarbeitung 01.01.2005 MFW 310,5 106,4 0,0 416,9| 01.01.2007 311,6 101,8 9,0 422,4 55
Staatl. Lehr- und Versuchsanstalt
fir Wein- und Obstanbau

21 |Weinsberg 01.01.2005 MLR 20,0 67,4 21,0 108,4| 31.12.2005 19,0 67,9 20,0 106,9 -1,5
Staatl. Weinbauinstitut Versuchs-
u. Forschungsanstalt fur
Weinbau und Weinbehandlung

22 |Freiburg 01.01.2005 MLR 7,0 58,0 0,0 65,01 31.12.2005 8,0 51,5 0,0 59,5 -5,5

23 |Bundesbau Baden-Wirttemberg | 01.01.2005 MFW 194,3 381,9 23,0 599,2| 31.12.2004 234,8 309,0 35,0 578,8 -20,4
Landesbetriebe Gewéasser

24  |Freiburg 01.01.2005 IM/UM 25,3 180,5 4,0 209,7| 31.12.2005 24,5 181,4 3,0 208,9 -0,8
Landesbetriebe Gewéasser

25 |Karlsruhe 01.01.2005 IM/UM 39,0 122,0 24,0 185,0] 31.12.2005 18,0 125,0 0,0 143,0 -42,0
Landesbetrieb Gewasser

26 |Stuttgart 01.01.2005 IM/UM 24,0 74,7 0,0 98,7| 31.12.2005 15,9 67,9 0,0 83,8 -14,9
Landesbetrieb Gewasser

27 |Tubingen 01.01.2005 IM/UM 23,5 58,0 0,0 81,5| 31.12.2005 21,5 50,5 0,0 72,0 -9,5




Anlage 5 zu Punkt 4.9.b

Vermoégen und Bau Baden-
Wrttemberg mit Staatliche
28 |Schlésser und Garten 01.01.2005 MFW 700,3 9255 178,0 1.803,8| 01.01.2005 707,7 7929 188,0 1.688,6 -115,2
29 |Universitat Stuttgart 01.01.2007 MWK 904,5 1.749,5 1.425,5 4.079,5| 31.12.2007 908,5 1.652,5 1.877,0 4.438,0 358,5
30 |Universitat Ulm 01.01.2007 MWK 3315 7125 282,0 1.326,0 31.12.2007 3315 683,0 282,0 1.296,5 -29,5
31 |Staatsgalerie Stuttgart 01.01.2008 MWK 13,0 92,5 0,0 105,5| 31.12.2008 6,1 94,3 0,0 100,4 -5,2
32 [Landesmuseum Wiirttemberg 01.01.2008 MWK 22,0 72,0 0,0 94,01 31.12.2008 11,3 80,9 0,0 92,2 -1,8
33 |Linden Museum Stuttgart 01.01.2008 MWK 11,0 25,0 0,0 36,0/ 31.12.2008 7,0 31,9 0,0 38,9 2,9
34 |Staatl. Kunsthalle Baden-Baden 01.01.2008 MWK 0,0 11,0 0,0 11,0/ 31.12.2008 0,0 9,2 0,0 9,2 -1,8
Jahr 2002**)
Landesamt flir Geoinformation noch alte
35 |und Landentwicklung 01.01.2009 MLR 1.928,0 704,0 0,0 2.631,9 304,1 255,0 0,0 559,1] |Betriebsform! -2.072,8
36 |Karlsruher Institut fir Technologie | 01.10.2009 MWK 753,5 1.432,5 1.311,5 3.497,5| 31.12.2009 751,5 1.430,5 1.283,5 3.465,5 -32,0
37 |Landesbetrieb Forst BW 01.01.2009 MLR 0,0 0,0 0,0 0,0f 31.12.2009 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
Staatl. Museum fiir Naturkunde
38 |Karlsruhe 01.01.2009 MWK 7,5 53,7 0,0 61,2 31.12.2009 7,0 57,3 0,0 64,3 3,1
39 |[Staatl. Kunsthalle Karlsruhe 01.01.2009 MWK 4,0 77,4 0,0 81,4 31.12.2009 3,0 78,0 0,0 81,0 -0,4
Haus der Geschichte Baden-
40 [Wirttemberg 01.01.2009 MWK 2,5 24,0 0,0 26,5/ 31.12.2009 2,5 25,2 0,0 27,7 1,2
41 |Beschussamt Ulm 01.01.2010 IM/IMFW 4,0 11,3 0,0 15,3| 31.12.2010 2,0 11,8 0,0 13,8 -1,5
Staatl. Museum fiir Naturkunde
42 |Stuttgart 01.01.2010 MWK 14,7 68,1 0,0 82,8 31.12.2010 15,0 69,1 0,0 84,1 1,3
Landesbetrieb Competence
43 [Center 01.01.2010 MFW 19,5 48 2,0 26,3 31.12.2010 19,4 4,7 2,0 26,1 -0,2
7.315,1 15.102,3 5.346,7 28.244,6 5.494,1 15.200,5 7.489,0 28.672,3
27.764,2 28.183,6
0,25899234 480,4 0,19161569 488,8
28.244,6 28.672,3
**)  Betrieb Landesvermessungsamt mit den dazugehorigen 35 Staatlichen Vermessungsamtern
Davon Vollzeitdquivalente der Staatlichen Vermessungsamter: Beamte Arbeitnehmer Sonstige Gesamt
1650,18 536,92 0,00 2187,10

**) VZA der Beschaftigten mit Vertrag zum Land (Med. Fakultét)

1) "Sonstige": Drittmittelbeschéaftigte, Arzt im Praktikum, Auszubildende, Aushilfen, Hospitanten/Gastwissenschaftler/-arzt,
Praktikanten. Schiler, Stipendiaten. DH-Studenten, Wiss. Hilfskrafte, Zivildienstleistende
2) "Sonstige": Drittmittelbeschaftigte

3) "Sonstige": Drittmittelbeschéftigte, Arbeitnehmer auf Abruf (MTD)
4) "Sonstige": Drittmittelbeschaftigte, Wissenschaftliche Hilfskrafte und Auszubildende
5) "Sonstige": Drittmittelbeschaftigte, Wissenschaftliche Hilfskrafte

Anmerkung zu Wirtt. Staatstheater Stuttgart: durchschnittliche Anzahl Mitarbeiter nach Kdpfen fir die Spielzeit 2001/2002 bzw. 2010/11 It. Geschéftsbericht

Anmerkung zu Med. Fakultat Ulm: Fir das Jahr 2002 waren die technischen Voraussetzungen fir eine
Vollkraftebetrachtung noch nicht gegeben. Ein direkter Vergleich 2002 zu 2011 kann aus diesem Grunde nur eingeschrankt
erfolgen. Die Auswertung ist stichtagsbezogen. Beurlaubte oder Personen in Elternzeit sind nicht enthalten.

Anmerkung zu Med. Fakultat Mannheim: VZA mit Datenstand 31.12.2006 und 31.12.2011. Der Anstieg der VZA seit 2006 ist tiberwiegend auf den Aufbau der Vorklinik zuriickzufiihren.

jeweiligen Niedérlassung des VAW von der jeweiligen Anstaltsleitung zug_ewiesen. Bei den
Angaben handelt es sich um die durchschnittlich im jeweiligen Wirtschaftsjahr eingesetzten
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Testat- und Jahresabschlusskosten der Landesbetriebe im Haushaltsjahr 2011

Jahresabschluss 2011

Testat 2011

I Kosten der
Nr. |Landesbetrieb Grundung Zu.st.andl.ges exter.n grstellt externen erstellt ja (j) Kosten der
Ministerium ja () . Erstellung
. Erstellung nein (n) .
nein (n) . in Euro
in Euro
3 Staatlicher Verpachtungsbetrieb 01.01.1995 MFW j 10.920 n 0
4 Wirttembergisches Staatstheater Stuttgart 01.01.1995 MWK n 0 i 23.905
Landesakademie fir Schulkunst- und
5 Amateurtheater 01.07.1995 KM j 4.997 n 0
Medizinische Fakultat Freiburg der
8 Universitat Freiburg 01.01.1998 MWK n 0 i 20.206
Medizinische Fakultat Heidelberg der
9 Universitat Heidelberg 01.01.1998 MWK n 0 j 20.111
Medizinische Fakultat Mannheim der
10 [Universitat Heidelberg 01.01.1998 MWK n 0 i 12.600
Medizinische Fakultat Tubingen der
11 |Universitat Tubingen 01.01.1998 MWK n 0 j 18.000
Medizinische Fakultat Ulm der Universitat
12 |Ulm 01.01.1998 MWK n 0 j 19.028
Logistikzentrum Baden-W rttemberg
14 |vorher: Logistikzentrum der Polizei 01.01.1998 IM n 0 j 10.700
Vollzugliches Arbeitswesen der
16 [Justizvollzugsanstalten 01.01.2001 JUM j 12.376 n 0
Universitéat Heidelberg (ohne
17 |Universitatsklinikum) 01.01.2003 MWK n 0 j 51.000
Informatikzentrum Landesverwaltung Baden-
19 [Wairttemberg 01.01.2005 IM j 28.235 n 0
25 [Landesbetriebe Gewasser Karlsruhe 01.01.2005 IM/UM j 9.213 n 0
29 [Universitat Stuttgart 01.01.2007 MWK n 0 i 26.000
30 |Universitat Ulm 01.01.2007 MWK n 0 i 30.657
31 |Staatsgalerie Stuttgart 01.01.2008 MWK n 0 i 7.564
32 |Landesmuseum Wirttemberg 01.01.2008 MWK n 0 i 7.653
33 |Linden Museum Stuttgart 01.01.2008 MWK n 0 i 7.713
34 |Staatl. Kunsthalle Baden-Baden 01.01.2008 MWK j 3.000 n 0
36 |Karlsruher Institut fir Technologie 01.10.2009 MWK n 0 i 33.000
39 |Staatl. Kunsthalle Karlsruhe 01.01.2009 MWK j 4.665 n 0
40 |Haus der Geschichte Baden-Wiurttemberg 01.01.2009 MWK j 4.665 n 0
41 |Beschussamt Ulm 01.01.2010 IM/MFW j 5.361 i 0
42 [Staatl. Museum fur Naturkunde Stuttgart 01.01.2010 MWK j 6.251 n 0
GESAMT 89.683 288.137

Anlage 6 zu Punkt 4.12



	1 Zusammenfassung
	2 Prüfungsparameter
	3 Definition und rechtliche Rahmenbedingungen
	4 Landesbetriebe in Baden-Württemberg
	4.1 Allgemeine Daten
	4.2 Aufgaben
	4.3 Struktur
	4.4 Die Landesbetriebe als Teil des Landeshaushalts
	4.5 Strategie des Landes zur Errichtung der Landesbetriebe
	4.6 Jahresabschlüsse der Landesbetriebe
	4.6.1 Gewinn- und Verlustrechnung
	4.6.2 Bilanz
	4.6.3 Bilanzpositionen
	4.6.4 Aussagekraft der Bilanzen
	4.6.5 Anhang und Lagebericht

	4.7 Steuerung und Kennzahlenbildung
	4.8 Landesbetriebe als große Kapitalgesellschaften
	4.9 Personal der Landesbetriebe
	4.10 Finanzwirtschaftliche Berichtspflichten
	4.11 Fristgerechte Erstellung der Jahresabschlüsse
	4.12 Prüfung der Jahresabschlüsse

	5 Landesbetriebe in den Ländern
	5.1 Entwicklung der Landesbetriebe in den Jahren 2002 bis 2010
	5.2 Strategie für die Gründung von Landesbetrieben
	5.3 Rechtliche Besonderheiten in den Bundesländern
	5.4 Prüfung der Jahresabschlüsse in den anderen Ländern
	5.5 Zuführungen und Ablieferungen der Landesbetriebe im Ländervergleich

	6 Bisherige Feststellungen des Rechnungshofs
	7 Empfehlungen
	7.1 Prüfung der Sinnhaftigkeit eines Landesbetriebs
	7.2 Kennzahlen
	7.3 Echtes Betriebsergebnis nicht verschleiern
	7.4 Transparenz
	7.5 Übersicht über die kassenwirksamen Zuführungen und Ablieferungen in den Jahresabschlüssen der Landesbetriebe
	7.6 Verbindliche Muster für Gewinn- und Verlustrechnung und Bilanz
	7.7 Fristgerechte Erstellung, Genehmigung und Vorlage der Jahresabschlüsse
	7.8 Prüfung des Jahresabschlusses nur im Ausnahmefall

	8 Stellungnahme des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft
	9 Schlussbemerkung
	Ber2108BÄGAU_Landesbetriebe_Anlage2zu46c_Zuführungen der Landesbetriebe.pdf
	Zuführungen

	Ber2108BÄGAU_Landesbetriebe_Anlage3zu461e_Gewinn-undVerlustrechnung.pdf
	Anlage XX GuV

	Ber2108BÄGAU_Landesbetriebe_Anlage4zu462_Bilanz.pdf
	Anlage Bilanz

	Ber2108BÄGAU_Landesbetriebe_Anlage5zu491b_PersonalinVZÄ.pdf
	PERSONAL

	Ber2108BÄGAU_Landesbetriebe_Anlage6zu412_Testat-undJahresabschlusskosten.pdf
	Testate und JAB


